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ZEN DITORIAL
50 Jahre Menschenrechte und 30 Jahre Menschen-

árecht aufáFamilienplanung sind AnlaÑ, die Kernthe-

=pre Raum ergibt sich nicht nur aus der universellen Bedeutung der

serer Themen im Rahmen der internationalen Konferenzen in der Folge von

Kairo notwendig geworden. Und schlieÑlich drÜngt sichin einer zusammenwach-

sendenWelt derBlick Åber die Grenzen geradezu auf. A

PN

der 90er Jahre die internationale Menschenrechtsdiskussion und -praxis gegenÅ-

ber den spezifischen Benachteiligungen von Frauen blind war. Erst 1993 erklÜrte

àdie UN-Menschenrechtskonferenz in Wien, daÑ Frauenrechte nicht nur in der âf-

fentlichen, sondern auch in der privaten SphÜre geschÅtzt werden mÅssen. Es

stellt-sich mittlerweile die Frage, ob es der Rechte nicht schon zu viele gibt und

zunÜchst eine Bestandsaufnahme notwendig: Wie steht es um die Kernthemen

unserer Arbeit? Welcher Stand ist erreicht hinsichtlich sicherer Mutterschaft, be-

darfsorientierter VerhÅtung und des Schwangerschaftsabbruchs (Artikel: von

Cook, Griffin und von Baross) ?

Neue AnstâÑe zum Thema Familienplanung und SexualitÜt haben die Konferen-

zen von Kairo.und Peking geliefert (Interview Hussein). Dort haben Nichtregie-

rungsorganisationen (NRO) eine neue und wichtige Rolle gespielt. Allerdings ha-

ben die Familienplanungsorganisationen bereits vor Åber vierzig Jahren jenes

Menschenrecht auf Familienplanung angestoÑen. Welche Entwicklung haben sie

seither genommen (Artikel ThoÑ)? Wie wirksam kânnen NRO sein und wie muÑ

ihre innere Struktur sein (Artikel Soemer)? Wie sehen die Arbeitsbedingungen in

LÜndern des Ostens und SÅden aus (Berichte von SchÜfer, Cupanik und Zattler)?

Die internationalen Fragen lassen sich dabei nicht einmal mehr von den nationa-

len trennen. Die Informationsmaterialien der PRO FAMILIA erscheinen seit zwei

Jahrzehnten in vielen Sprachen und beziehen sich damit auf die Migrations-

entwicklung in Deutschland. Diese konfrontiert uns heute mit Problemen, von de-

nen wir geglaubt haben, daÑ sie nur ferne Kontinente berÅhren. Ein Beispiel ist

die genitale VerstÅmmelung (Artikel MÅller).

Fragen der SexualitÜt sind nicht abseits von ethischen und moralischen Normen

zu beantworten. Wir mÅssen uns verstÜrkt fragen: Welches MaÑ an Bindung

braucht selbstbestimmte SexualitÜt (Artikel Beyer)? Welches MaÑ an IntimitÜt ei-

ne Mediengesellschaft (Artikel Duve)? Wie wichtig ist eine treffende Begrifflichkeit

fÅr gesellschaftliche VerstÜndigung (Beitrag Rufer)? Und schlieÑlich: Wo werden

die Standards solcher Ethik entwickelt? Wie verÜndern sie sich im Zuge unserer

gesellschaftlichen Entwicklung (Bestandsaufnahme Sigusch)?

Auch die Agenturen der Moral, wie die Kirchen gestalten dieses Feld. Mit wel-

chem Anspruch das geschehen kann, muÑ hinterfragbar sein (Artikel Kissling).

FÅr die International Planned Parenthood Federation (IPPF) und damit auch fÅr

PRO FAMILIA ist der ethische Bezugsrahmen ihrer Arbeit seit 1995 neu definiert

und in der äCharta der sexuellen und reproduktiven Rechteã niedergelegt.

Zum SchluÑ wollen wir auf eine weitere, fÅr die Umsetzung unserer Agenda

wichtige Entwicklung aufmerksam machen: die neue Politik der Allianzen, 'ge-

nannt Public Private Partnership (Interview Kickbusch).

Dieses Schwerpunktheft ist besonders umfangreich. HierfÅr gibt es gewichtige

GrÅnde. Nicht nur will PRO FAMILIA dem Thema Menschenrechte kÅnftig einen

noch hâheren Stellenwert einrÜumen. Der Verband muÑ und will auch deutlicher

machen als bisher, daÑ er international eingebunden und aktiv ist und welche Be-

deutung dies hat.

Wir danken allen, die mit zÜhlroichen Ideen, RatschlÜgen, Fach- und materiellen

Spenden dieses Heft ermâglicht haben.

Elke ThoÑ Paul Soemer
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Marlene Klein, M. A.,
Jahrgang 1965, hat
ihren beruflichen
Hintergrund in der
internationalen

Entwicklungszusam-
menarbeit. Inhaltliche -

Schwerpunkte ihrer
Arbeit sind Menschen-

rechte und Bevâlke-

rungspolitik. Sie ist
Pressereferentin des Forums Umwelt und
Entwicklung in Bonn, eines Zusammenschlusses

von deutschen umwelt- und entwicklungspoliti-

schen Nichtregierungsorganisationen, die die

Umsetzung des Erdgipfels von Rio begleiten.

Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges

grÅndeten 24 LÜnder - darunter auch

- die UdSSR und China - mit GroÑbri-

tannien und den USA eine Koalition

gegen das Deutsche Reich und seine

VerbÅndeten. Diese alliierten Staaten

unterzeichneten am 1. Januar 1942

auf Grundlage der Atlantik-Charta ei-

ne äErklÜrung der Vereinten Natio-

nenã.

Experten der vier GroÑmÜchte er-

arbeiteten eine Satzung fÅr die ge-

plante Weltorganisation. Die Unter-

zeichner der ErklÜrung, deren Zahl

auf 50 angestiegen war, trafen sich

schlieÑlich im FrÅhjahr 1945 zur ab-

schlieÑenden Beratung in San Fran-

cisco. Am 25. Juni 1945 wurde dann

die UNO (United Nations Organization)

- die Vereinten Nationen - gegrÅndet

und ihre Charta einstimmig angenom-

men. Sie trat am 24. Oktober 1945

nach der Ratifizierung durch die Mit-

gliedstaaten in Kraft; dieses Datum

gilt seitdem als äTag der Vereinten Na-

tionenã.

auf ihre gemeinsame Geschichte.

In Kapitel I der Charta, Artikel 1.3

hatte sich die neue Weltorganisation

das Ziel gesetzt, äeine internationale

Zusammenarbeit herbeizufÅhren, um

internationale Probleme wirtschaftli-

cher, sozialer, kultureller und huma-

nitÜrer Art zu lâsen und die Achtung

vor den Menschenrechten und Grund-

freiheiten fÅr alle ohne Unterschied

der Rasse, des Geschlechts, der Spra-

che oder der Religion zu fârdern und

zu festigen,ã {

Die Fârderung der Menschenrechte

wurde in Kapitel IX der Charta, Arti-

kel 55 noch einmal bekrÜftigt. äUm je-

nen Zustand der StabilitÜt und Wohl-

fahrt herbeizufÅhren, der erforderlich

ist, damit zwischen den Nationen

friedliche und freundschaftliche, auf

der Achtung vor dem Grundsatz der

Gleichberechtigung und Selbstbestim-

mung der Vâlker beruhende Bezie-

hungen herrschen, fârdern die Verein-

ten Nationen [...] c) die allgemeine

Achtung und Verwirklichung der Men-

schenrechte und Grundfreiheiten fÅr

alle ohne Unterschied der Rasse, des

Geschlechtes, der Sprache oder der

Religion.ã

GemÜÑ seinem Auftrag in Artikel 68

der UN-Charta berief der ECOSOC

(Economic and Social Council) 1946

die Menschenrechtskommission (Com-

mission on Human Rights) ein, zu de-

ren wichtigsten Aufgaben die Ausar-

beitung eines internationalen Men-

schenrechtskodexes und damit die

Umsetzung der in der Charta formu-

lierten AbsichtserklÜrungen gehârte.

Die Kommission ist Åbrigens inner-

halb des UN-Systems bis heute das

zentrale Organ zur Durchsetzung und

çberwachung der Menschenrechte.

Dieser internationale Menschen-

rechtskodex - in Anlehnung an die

US-amerikanische Verfassung äUniver-

salã oder äInternational Bill of Rightsã

genannt - sollte aus zwei Komponen-

ten bestehen: einer allgemeinen De-

klaration und einem vâlkerrechtlichen

Vertragswerk.

Am 10.12.1948 schlieÑlich wurde der

erste Teil des Kodexes, die Allgemeine

ErklÜrung der Menschenrechte (AEdMR),

versammlung der Vereinten Nationen

ohne Gegenstimmen verabschiedet.

Allerdings enthielten sich acht Mit-

gliedstaaten, darunter sechs sozialisti-

sche LÜnder sowie. Saudi-Arabien und

SÅdafrika, der Stimme. In diesem Ab-

stimmungsverhalten spiegeln sich be-

reits die politischen Differenzen wider,

die die weitere Ausarbeitung des Ver-

tragswerkes bestimmen sollten.

Nichtsdestotrotz wurden zahlreiche

Formulierungen der Allgemeinen Er-

klÜrung in nationalen Verfassungen,

beispielsweise im Grundgesetz der

Bundesrepublik, aufgegriffen. Auch

die EuropÜische Menschenrechtskon-

vention, die EuropÜische Sozialcharta

oder die Afrikanische Charta der Men-

schenrechte sind von der Allgemeinen

ErklÜrung maÑgeblich geprÜgt. Zu-

dem wird seit 1950 der 10. Dezember

weltweit als äTag der Menschenrech-

teã begangen.

Neben der PrÜambel umfaÑt die

Allgemeine ErklÜrung 30 Artikel, die

sich inhaltlich in drei Gruppen eintei-

len lassen: 1. Die grundlegenden Frei-

heitsrechte, vom Recht auf Leben und

persânliche Sicherheit bis hin zu Ge-

danken- und Gewissensfreiheit (Arti-

kel 3-19); 2. Politische Rechte wie die



21) und 3. Wirtschaftliche, soziale und

kulturelle Rechte (Artikel 22-28), zu

denen u. a. das Recht auf Arbeit, Bil-

dung oder freie Berufswahl gehâren.

Die einfÅhrenden Artikel 1 und 2

der Allgemeinen ErklÜrung bestÜtigen

den generellen Anspruch auf alle

nachfolgend genannten Rechte: äAlle

Menschen sind frei und gleich an

WÅrde und Rechten geboren. Sie sind

mit Vernunft und Gewissen begabt

und sollen einander im Geiste der

BrÅderlichkeit begegnenã (Artikel 1)

sowie äJeder hat Anspruch auf alle in

dieser ErklÜrung verkÅndeten Rechte

und Freiheiten, ohne irgendeinen Un-

terschied, etwa nach Rasse, Hautfar-

be, Geschlecht, Sprache, Religion, po-

litischer oder sonstiger çberzeugung,

nationaler oder sozialer Herkunft,

Vermâgen, Geburt oder sonstigem

Stand [...]ã (Artikel 2).

Dazu zÜhlen auch die AnsprÅche,

als Mitglied der Gesellschaft nach den

Mitteln jedes Staates äin den GenuÑ

der wirtschaftlichen, sozialen und kul-

turellen Rechte zu gelangenã (Artikel

22), das äRecht auf unentgeltliche Bil-

dung zur vollen Entfaltung der

menschlichen Persânlichkeitã (Artikel

26, 1. und 2.) und das Recht, äam wis-

senschaftlichen Fortschritt und dessen

Errungenschaften teilzuhabenã (Arti-

kel 27), die sich auch auf die repro-

duktive Gesundheit anwenden lassen.

Mit Familienplanung im engeren

Sinne befaÑt sich der Artikel 16 Åber

die EheschlieÑung: ä1. HeiratsfÜhige

MÜnner und Frauen haben ohne jede

BeschrÜnkung auf Grund der Rasse,

der Staatsangehârigkeit oder der Reli-

gion das Recht zu heiraten und eine

Familie zu grÅnden. Sie haben bei der

EheschlieÑung, wÜhrend der Ehe und

bei deren Auflâsung gleiche Rechte. 2.

Eine Ehe darf nur bei freier und un-

eingeschrÜnkter Willenseinigung der

kÅnftigen Ehegatten geschlossen wer-

den. 3. Die Familie ist die natÅrliche

Grundeinheit der Gesellschaft und hat

Anspruch auf Schutz durch Gesell-

schaft und Staatã wie der Artikel 25

zur Gesundheit: ä1. Jeder hat das

Recht auf einen Lebensstandard, der

seine und seiner Familie Gesundheit

und Wohl gewÜhrleistet, einschlieÑlich

Nahrung, Kleidung, Wohnung, Ürztli-

che Versorgung und notwendige so-

ziale Leistungen [...], 2. MÅtter und

Kinder haben Anspruch auf besonde-

re FÅrsorge und UnterstÅtzung. Alle

Kinder, eheliche wie auÑereheliche,

genieÑen gleichen sozialen Schutz.ã

Auf den ersten Blick lesen sich die

aufgezÜhlten Menschenrechte der All-

gemeinen ErklÜrung wie ein utopi-

scher Entwurf fÅr eine äschâne, neue

Weltã. Rechte wie das auf befriedigen-

de Entlohnung der Arbeit (Artikel 23,

3) sowie auf Erholung und Freizeit

und regelmÜÑigen bezahlten Urlaub

(Artikel 24) sind gerade einmal in den

Industrienationen und dort in unter-

schiedlichem MaÑe verwirklicht, ob-

wohl es auch in den reichen LÜndern

keinen wirksamen Schutz vor Arbeits-

losigkeit gibt (Artikel 23, 1). FÅr die

Mehrzahl der UN-Mitgliedstaaten je-

doch, vor allem fÅr die Entwicklungs-

lÜnder, liegen diese Errungenschaften

heute noch in kaum erreichbarer Fer-

ne. So bezeichnete denn die Allgemei-

ne ErklÜrung in ihrer PrÜambel die

aufgefÅhrten Menschenrechte als ädas

von allen Vâlkern und Nationen zu er-

reichende gemeinsame Idealã.

Dennoch und glÅcklicherweise hat-

te die Allgemeine ErklÜrung konkrete

und positive Auswirkungen. Elemen-

tare Menschenrechte, z. B. das Verbot

der Sklaverei, sind zum vâlkerrechtli-

chen Gewohnheitsrecht etabliert. Von

herausragender Bedeutung war je-

doch, daÑ sich in diesem multilatera-

len. Abkommen nicht Staaten unter-

einander. absicherten, sondern erst-

mals die. elementaren Rechte des

einzelnen Menschen festgeschrieben

wurden. Damit erâffneten sich auch

den Frauen weltweit neue rechtliche

und politische Mâglichkeiten.

An der GrÅndungskonferenz der Ver-

einten Nationen 1945 in San Franeis-

co hatten drei Frauen teilgenommen,

darunter die spÜtere langjÜhrige Vor-

sitzende der Menschenrechtskommis-

sion Eleanor Roosevelt, Ehefrau des

damaligen US-PrÜsidenten. Vor allem

dem Engagement dieser Frauen ist es

zu verdanken, daÑ das Gebot der

Gleichstellung von Mann und Frau in

der UN-Charta verankert und in der

Allgemeinen ErklÜrung der Menschen-

rechte erneut bekrÜftigt wurde.

Die gewandelte Geisteshaltung ma-

nifestierte sich u. a. in der GrÅndung

der Frauenrechtskommission durch

den ECOSOC im Jahre 1946, der die

Einrichtung von weiteren AusschÅs-

sen und UN-Programmen zur Verbes-

serung der Lage von Frauen folgte.

Durch die biologische FÜhigkeit zur

Geburt von Kindern und die gesell-

schaftliche Festlegung von Frauen auf

die Mutterrolle nicht nur in den Ent-

wicklungslÜndern sind bis heute poli-

tische Frauenrechte und Rechte auf

reproduktive Gesundheit eng mitein-

ander verknÅpft.

Parallel zur Ausarbeitung der Allge-

meinen ErklÜrung "hatte die Men-

schenrechtskommision 1947 damit

begonnen, erste EntwÅrfe fÅr ein vâl-

kerrechtlich bindendes Vertragswerk

zu formulieren. UrsprÅnglich war in

Anlehnung an die Allgemeine Er-

klÜrung ein Vertrag vorgesehen, der

die verschiedenen Arten von Men-

schenrechten umfassen sollte. Sachli-

che GrÅnde sprachen dann fÅr eine

Aufteilung des geplanten Vertragswer-

kes in die sogenannten bÅrgerlichen

und politischen Rechte, die die Staa-

ten ihren BÅrgern einrÜumen sollten

sowie die wirtschaftlichen, sozialen

und kulturellen Rechte, fÅr deren Er-

fÅllung die Staaten die entsprechen-

den Rahmenbedingungen schaffen

sollten. Diese inhaltliche Trennung in

einen Zivilpakt (bÅrgerliche bzw. zivile

Rechte) und einen Sozialpakt wurde

von der UN-Generalversammlung

1952 beschlossen.

Bereits im Vorfeld dieser Entschei-

dung wurde jedoch rasch deutlich,

daÑ es wesentlich leichter gewesen

war, ein kaum erreichbares Ideal auf-

zustellen, als sich auf ein konkretes

Regelwerk zu dessen Umsetzung zu

einigen. So spiegelte der Verlauf der

Beratungen und Diskussionen der Fol-

gejahre in zunehmenden MaÑe die ak-

tuellen politischen Konflikte wider.

Von der Entwurfsvorlage fÅr die bei-

den Pakte durch die Menschenrechts-

kommission im Jahre 1954 vergingen

in diesem Zusammenhang daher al-

lein zwâlf Jahre bis zur Annahme der

beiden Pakte und wiederum weitere

zehn Jahre bis zu ihrer Ratifizierung.

Bei ihrer GrÅndung war die UNO im

Prinzip eine Vereinigung der ehemali-

gen Alliierten des Zweiten Weltkrie-

ges, zu deren Mitgliedern in erster Li-

nie nord- und .àsÅdamerikanische so-

wie europÜische Staaten zÜhlten.

DarÅber hinaus bestand bis 1955 ein



Aufnahmestop. Mit dem Aufstieg der

Sowjetunion zur Weltmacht und dem

daraus erwachsenden Ost-West-Kon-

flikt Åberlagerten sicherheitspolitische

Fragen vielfach die Menschenrechts-

arbeit der Vereinten Nationen und

verzâgerten die Umsetzung der Men-

schenrechtsabkommen.

Zudem Ünderte sich im Zuge der

Befreiungskriege und Entkolonialisie-

rung auch die Struktur der Vereinten

Nationen grundlegend. Denn die neu-

en unabhÜngigen Staaten, vor allem

aus dem afrikanischen und asiati-

schen Raum, traten fast alle der UNO

bei, so daÑ sich die Zahl ihrer Mitglie-

der im Zeitraum von 1955 bis 1965

auf 118 LÜnder erhâhte und damit na-

hezu verdoppelte.

Die neuen Mitgliedstaaten gehârten

beinahe ausnahmslos zu den Entwick-

lungslÜndern mit ihren spezifischen

Problemen. Ihre rasch wachsende

Zahl erâffnete ihnen einen zunehmen-

den EinfluÑ auf die Ausrichtung und

Gestaltung der UN-Arbeit. Doch auch

der Interessenskonflikt der

GroÑmÜchte kam ihnen zugute, da die

westlichen Staaten auf (berechtigte)

Forderungen der EntwicklungslÜnder

eingingen, um ihre politische .Anleh-

nung an den Osten zu verhindern.

Vor allem die unterschiedliche

Wirtschaftskraft der UN-Mitglieder

lieÑ befÅrchten, daÑ die reichen und

mehrheitlich demokratischen Indu-

strielÜnder zunÜchst nur den Zivilpakt

unterzeichnen wÅrden, der die klassi-

schen BÅrgerrechte und damit die

Menschenrechte der sogenannten äEr-

sten Generationã umfaÑte. Auf der an-

deren Seite schienen die kommunisti-

schen Staaten und die Entwicklungs-

lÜnder eher den Sozialpakt mit seinen

wirtschaftlichen, sozialen und kultu-

rellen Forderungen der äZweiten Ge-

nerationã der Menschenrechte zu be-

fÅrworten. Zwar ist die Diskussion um

die Wertung dieser Menschenrechts-

kategorien bis heute nicht gÜnzlich

verstummt, doch konnten beide Pakte

schlieÑlich im Dezember 1966 verab-

schiedet und im Januar bzw. MÜrz

1976 ratifiziert werden.

Beide Vertragswerke wurden mitsamt

dem Zusatzprotokoll zum Zivilpakt am

16. Dezember 1966 von allen Delega-

tionen der UN-Generalversammlung

angenommen. Der Sozialpakt erreich-

te am 31. Januar 1976 die notwendige

Zahl von 35 Ratifizierungen, um in

Kraft zu treten; der Zivilpakt wurde

kurze Zeit spÜter, am 23. MÜrz 1976,

umgesetzt. Knapp 130 Staaten der

insgesamt 185 UN-Mitglieder hatten

bis 1996 die beiden Pakte unterzeich-

net.

Der Zivilpakt - offiziell der Interna-

tionale Pakt Åber bÅrgerliche und po-

litische Rechte - ist mit insgesamt 53

Artikeln der umfangreichere der bei-

den Texte. Analog zur Allgemeinen Er-

klÜrung greift er in Artikel 3 noch ein-

mal die Gleichberechtigung von Mann

und Frau auf und verbietet jede Dis-

kriminierung .auf Grund der Rasse,

der Hautfarbe oder des Geschlechts

(Teil II, Artikel 26). Artikel 23 und 24

im dritten Teil des Zivilpaktes formu-

lieren in Anlehnung an Artikel 16 und

25 der Allgemeinen ErklÜrung die

Rechte von Familie und Kindern.

Auch der Sozialpakt - in vollstÜndi-

ger Schreibung der Internationale

Pakt Åber wirtschaftliche, soziale und

kulturelle Rechte - betont in seinen

Artikeln 2 und 3 erneut das Verbot der

Diskriminierung auf Grund des Ge-

schlechts und bestÜtigt ebenfalls die

gleichberechtigten AnsprÅche von

MÜnnern und Frauen auf die im Pakt

formulierten sozialen Menschenrechte.

Konkrete Formulierungen zum

Recht auf kârperliche Gesundheit und

besonders den Schutz von MÅttern

finden sich im dritten Teil des Sozial-

pakts, in den Artikeln 10 und 12: äDie

Vertragsstaaten erkennen an, [...] 2.

daÑ MÅtter wÜhrend einer angemes-

senen Zeit vor und nach der Nieder-

kunft besonderen Schutz genieÑen sol-

lenã (Artikel 10) sowie ä (1) Die Ver-

tragsstaaten erkennen das Recht eines

jeden auf das fÅr ihn erreichbare

HâchstmaÑ an kârperlicher und geisti-

ger Gesundheit an. (2) Die von den

Vertragsstaaten zu unternehmenden

Schritte zur vollen Verwirklichung die-

ses Rechts umfassen die erforderli-

chen MaÑnahmen a) zur Senkung der

Zahl der Totgeburten und der Kinder-

sterblichkeit sowie zur gesunden Ent-

wicklung des Kindes; b) zur Verbesse-

rung aller Aspekte der Umwelt- und

der Arbeitshygiene; [...] d) zur Schaf-

fung der Voraussetzungen, die fÅr je-

dermann im Krankheitsfall den GenuÑ

medizinischer Einrichtungen und

Ürztlicher Betreuung sicherstellenã

(Artikel 12).

DarÅber hinaus sollen auch Kinder

und Jugendliche in Sicherheit auf-

wachsen und sich entwickeln kânnen

und dabei ävor wirtschaftlicher und

sozialer Ausbeutung geschÅtzt wer-

den. Ihre BeschÜftigung mit Arbeiten,

die ihrer Moral oder Gesundheit scha-

den, ihr Leben gefÜhrden oder voraus-

sichtlich ihre normale Entwicklung

behindern, soll gesetzlich strafbar

seinã (Artikel 10, 3).

In den folgenden Jahren wurden

die Allgemeine ErklÜrung und der

Menschenrechtskodex der beiden Pak-

te durch eine ganze Reihe spezieller

MenschenrechtsvertrÜge erweitert

oder ergÜnzt, so. z. B. mit dem çber-

einkommen zur Beseitigung jeder

Form der Rassendiskriminierung

(1965), der Internationalen Konventi-

on Åber die BekÜmpfung ... der Apart-

heid (1973), dem çbereinkommen zur

Beseitigung jeder Form der Diskrimi-

nierung der Frau (1979), sowie Kon-

ventionen gegen Vâlkermord, Sklave-

rei, Folter (1984) und Menschenhan-

del und fÅr die Rechte von Kindern

(1990) und FlÅchtlingen.

Neben den eigentlichen AusfÅhrungen

der Menschenrechte enthalten beide

Pakte auch genaue Angaben Åber die

Berichtsverfahren, mit denen die un-

terzeichnenden Staaten ihre Fort-

schritte und BemÅhungen bei der Um-

setzung der Menschenrechte nachwei-

sen sollen. Die Einhaltung und

çberwachung des Zivilpaktes ist

auÑerdem durch ein neu eingerichte-

tes Kontrollorgan, den AusschuÑ fÅr

Menschenrechte oder Menschen-

rechtsausschuÑ, geregelt.

Wichtigstes Organ zur çberwa-

chung der Menschenrechte ist aber

weiterhin die Menschenrechtskom-

mission. Seit 1979 koordiniert sie die

gesamten MenschenrechtsaktivitÜten

der UNO. Kommissionsmitglieder aus

53 Staaten treffen sich jÜhrlich einmal

fÅr sechs Wochen im Genfer UN-Men-

schenrechtszentrum und debattieren

Åber die Lage der Menschenrechte in

einzelnen Staaten.

Mehr Durchsetzungskraft erhielten

die UN-Menschenrechtsorgane auch

durch die Schaffung eines neuen Am-

tes: Die UN-Menschenrechtskonferenz

in Wien beschloÑ 1993 die Berufung

eines Hochkommissars fÅr Menschen-

rechte. Seit 1997 besetzt die ehemali-

ge irische PrÜsidentin Mary Robinson

diesen Posten.



Eindeutig verknÅpft wurden bÅr-

gerliche und soziale Menschenrechte

sowie Frauenrechte und reproduktive

Rechte erstmals auf der UN-Men-

schenrechtskonferenz 1968 in Tehe-

ran. In ihrer AbschluÑdeklaration

heiÑt es u. a.: äEltern verfÅgen Åber

das grundlegende Menschenrecht, frei

und eigenverantwortlich Åber Anzahl

und Geburtenabstand ihrer Kinder zu

entscheidenã (Artikel 16).

Vor allem auf Initiative der Ent-

wicklungslÜnder waren dann in der

zweiten HÜlfte der 60er Jahre eine

Vielzahl von UN-Sonderorganisatio-

nen und -programmen entstanden -

so das Entwicklungsprogramm (UN

Development Programme - UNDP,

1965) oder der Bevâlkerungsfonds

(UN Fund for Population Activities,

kurz: Population Fund - UNFPA,

1969) -, die in Kooperation mit Ülte-

ren Einrichtungen wie z. B. der WHO

(World Health Organization / Weltge-

sundheitsorganisation) oder der UNE-

SCO (UN Educational, Scientific and

Cultural Organization / Organisation

fÅr Bildung, Wissenschaft und Kultur)

fÅr eine Verbesserung der Lebensum-

stÜnde in den unterentwickelten LÜn-

dern und konkrete Umsetzung der

entsprechenden Menschenrechte ar-

beiteten.

Auch die Frauenfârderung wurde

von dieser Aufbruchstimmung ergrif-

fen. Zur Verbesserung ihrer Situation

weltweit entstanden in den 70er Jah-

ren u. a. der Entwicklungsfonds fÅr

Frauen UNIFEM (UN Development

Fund for Women, 1975) und das Frau-

enforschungs- und Trainingsinstitut

INSTRAW (International Research and

Training Institute for the Advance-

ment of Women, 1976). Gleichzeitig

rief die UNO von 1975 bis 1985 die er-

ste Weltfrauendekade ins Leben und

initiierte in den Folgejahren eine Rei-

he von Weltfrauenkonferenzen, zuletzt

1995 in Peking/Beijing. AuÑerdem

verabschiedete die Generalversamm-

lung 1979 die Frauenkonvention zur

çberwindung der sozialen, kulturellen

und wirtschaftlichen Diskriminierung

von Frauen, deren Einhaltung von ei-

nem eigenen AusschuÑ Åberwacht

wird.

25 Jahre nach der letzten UN-Men-

schenrechtskonferenz bekrÜftigten die

Vertreter von mehr als 170 Staaten

1993 in Wien erneut die Bedeutung

der Menschenrechte. Vor allem der

Verwirklichung von Frauenrechten als

einá Menschenrechtsanliegen - aber

auch den Rechten von Kindern, ethni-

schen Minderheiten, Ureinwohnern

und Behinderten - rÜumt das Wiener

Aktionsprogramm hohe PrioritÜt ein.

Auch im Streit um die GÅltigkeit/Uni-

versalitÜt der Menschenrechte wurde

ein groÑer Fortschritt erzielt: Die Wie-

ner ErklÜrung erhob die Menschen-

rechte zu einer universellen Norm,

unabhÜngig von den in den einzelnen

Staaten geltenden Rechtsnormen.

Die Kairoer Konferenz Åber Bevâl-

kerung und Entwicklung (Internatio-

nal Conference on Population and De-

velopment - ICPD) unterstrich 1994

zudem, daÑ die allgemein anerkann-

ten Menschenrechtsnormen in allen

Bereichen der Bevâlkerungsprogram-

me Anwendung finden mÅssen. In

ihrem Aktionsprogramm wurden

dann Inhalt und Rahmenbedingungen

der reproduktiven Rechte festgelegt.

FÅr den Schutz und die Umsetzung

dieser Rechte arbeiten die WHO, der

UN-Bevâlkerungsfonds und der Inter-

nationale Verband fÅr geplante Eltern-

schaft (International Planned Parent-

hood Federation - IPPF). Die IPPF hat

1995 mit seinen 127 Mitgliedsorgani-

sationen auf der Grundlage der inter-

nationalen Menschenrechtsabkom-

men eine Charta Åber sexuelle und re-

produktive Rechte verabschiedet. Der

jÜhrlich erscheinende Weltbevâlke-

rungsbericht von UNFPA hat sich

1997 ausschlieÑlich mit reproduktiven

Rechten und reproduktiver Gesund-

heit befaÑt. Dabei wurde vor allem

deutlich, daÑ sinnvolle und menschen-

wÅrdige Bevâlkerungsprogramme

nichts mit der bloÑen Verteilung von

VerhÅtungsmitteln zu tun haben, son-

dern vielmehr mit einer umfassenden

Verbesserung der Lebenssituation von

Wenn die Kairoer Bevâlkerungskonfe-

renz in ihrem Aktionsprogramm je-

dem Menschen das Recht äauf den

hâchsten erreichbaren Standard kâr-

perlicher und geistiger Gesundheitã

(Kapitel 2, Grundsatz 8) zubilligt, sieht

die jeweilige Situation in den Entwick-

lungs- und IndustrielÜnder natÅrlich

vâllig anders aus. Das heiÑt aber

nicht, daÑ die LÜnder des Nordens

keine Probleme hÜtten, sie liegen zum

Teil auf einer anderen Ebene.

Und natÅrlich haben die Abkom-

men gegen Diskriminierung, gegen

Kinderarbeit, gegen Menschenhandel

und Folter diese çbel nicht aus der

Welt geschafft. Oftmals Åberlagern

wirtschaftliche Interessen die Beach-

tung von Menschenrechten, und selbst

Staaten, die die Internationalen Ab-

kommen unterzeichnet haben, ver-

wahren sich bei Verletzungen von

Menschenrechten gegen die äEinmi-

schungã und Kritik anderer LÜnder.

Aber sie bieten der Çffentlichkeit

und vor allem den Nichtregierungsor-

ganisationen (NRO) - wie amnesty in-

ternational oder den Frauenrechts-

und Familienplanungsorganisationen

- Legitimation und Grundlage fÅr ihre

Lobby- und Advocacy-Arbeit. Da sich

die jeweiligen Staaten auf die Einhal-

tung der Menschenrechtsabkommen

verpflichtet haben, bietet sich hier ge-

wissermaÑen die Mâglichkeit, der ei-

genen Regierung àauf die Finger zu

schauená und die Beachtung und Fâr-

derung der Menschenrechte einzufor-

dern.



Dr. phil.

JÅrgen Heinrichs

Jahrgang 1938,
seit drei Jahrzehnten in

der internationalen und

nationalen Familien-

planungsarbeit

engagiert.

Von 1973 bis 1983

PrÜsident der PRO FAMILIA, in den 80er Jahren

PrÜsident der IPPF Europa Region und Vorsitzen-

der des Weltvorstands und des Zentralrats

enlÅhrung und

| crpretation des

Eranilicnplanung

Erst zwanzig Jahre nach der Verab-

schiedung der Allgemeinen ErklÜrung

der Menschenrechte durch die Verein-

ten Nationen wurde zum ersten Mal in

einem Menschenrechtsdokument die

menschliche Fortpflanzung erwÜhnt.

Die Nr. 16, feierlich verkÅndet in

der Proklamation der Internationalen

Konferenz fÅr Menschenrechte in Te-

heran am 13. Mai 1968, lautet:

äDer Schutz der Familie und des

Kindes bleibt ein Anliegen der Vâlker-

gemeinschaft. Die Eltern haben das

fundamentale Menschenrecht, Zahl

und GeburtenabstÜnde ihrer Kinder

frei und verantwortlich zu bestim-

men.ã

Damit haben sich die beteiligten

Staaten weltweit verpflichtet, ihren

EinfluÑ auf die Zahl der Geburten be-

schrÜnkt zu halten, das Selbstbestim-

mungsrecht der Bevâlkerung anzuer-

kennen und trotz wirtschafts-

und/oder militÜrpolitischer demogra-

phischer Ziele diesem Menschenrecht

den Vortritt zu lassen. Von Anfang an

ist es ein Recht von Frauen und MÜn-

nern.

Der Zusammenhang zwischen dem

Wachstum der Weltbevâlkerung und

diesem Menschenrecht hat 1968 so-

fort eine Interpretation erfahren. Im

AbschluÑbericht der Internationalen

Menschenrechtskonferenz von 1968

wird einerseits festgestellt, daÑ zuneh-

mendes Bevâlkerungswachstum zu

vielfÜltigen sozialen, gesundheitlichen

und wirtschaftlichen Problemen

fÅhren und damit auch die volle Reali-

sierung der Menschenrechte beein-

trÜchtigen kânne. Andererseits wer-

den die MitgliedslÜnder und Organisa-

tionen der Vereinten Nationen

unmiÑverstÜndlich aufgefordert, auch

angesichts eines raschen weltweiten

Bevâlkerungswachstums auf die Ein-

haltung der Menschenrechte und ins-

besondere des Menschenrechts auf

Familienplanung zu achten.

FÅr die Rechte der betroffenen

Menschen und die Arbeit in der Praxis

noch wichtiger ist die Interpretation

der Weltbevâlkerungskonferenz 1974

in Bukarest, RumÜnien. In dem äWelt-

bevâlkerungsaktionsplanã von 1974

sind beachtenswerte ErgÜnzungen des

Beschlusses von Teheran zu finden.

Das fundamentale Recht wird allen

Paaren und Einzelpersonen (äall cou-

ples and individuals have the basic

rightã) zugesprochen, also nicht nur

Eltern oder Ehepaaren. Zu diesem

Recht gehârt nicht nur der Anspruch

auf Information und Bildung (Sexual-

erziehung), sondern auch auf Hilfsmit-

tel, um dieses Recht umsetzen zu kân-

nen (äto have.the information, educa-

tion and means to do soã).

Dieses Recht darf also nicht nur auf

den Anspruch auf Zugang zu gesund-

heitlich unschÜdlichen Kontrazeptiva

reduziert werden, denn auch die Ver-

hÅtung von Unfruchtbarkeit und die

Hilfe bei FertilitÜtsproblemen sind Teil

dieses Menschenrechts. Nur wer - na-

tional und international - auch diesen

Teil des Rechts ernst nimmt, kann ver-

hindern helfen, daÑ eine auch demo-

kratische Bevâlkerungspolitik nicht

nur als eine imperialistische Ver-

schwârung verstanden wird. Mit die-

ser Argumentation soll allerdings

nicht die Bedeutung der Probleme ei-

nes starken Bevâlkerungswachstums

geleugnet werden.

Aktuelle Bedeutung des mul

Menschenrechtses

Das Angebot von Familienplanungsor-

ganisationen findet nur dann breiten

Zuspruch und Anerkennung, wenn

neben Kontrazeption und Hilfen bei

Schwangerschaftskonflikten auch Hil-

fen bei FertilitÜtsproblemen wahr-

nehmbar sind. Daher ist und bleibt fÅr

die praktische Familienplanungsarbeit

das volle VerstÜndnis des Menschen-

rechts von unstrittiger Bedeutung.

Besonders seit der Internationalen

Konferenz fÅr Bevâlkerung und Ent-

wicklung im September 1994 in Kairo

wird die im Zentrum ihrer Ergebnisse

stehende Forderung nach äreprodut-

tive healthã (reproduktive Gesundheit)

oft zitiert und interpretiert. Dabei wird

nie verschwiegen, daÑ die VerhÅtung

von Unfruchtbarkeit und die Behand-

lung und Hilfen bei FertilitÜtsstârun-

gen dazugehâren. In Kairo wurde sich



auch kritisch mit der Konjunktur der

Reproduktionsmedizin und des globa-

len Adoptionshandels auseinanderge-

Setzt.

Die Ursachen von Unfruchtbarkeit

sind vielfÜltig. Unfruchtbarkeit kann

seelische Ursachen haben, durch kâr-

perliche Erkrankungen wie zum Bei-

à spiel Diabetes entstanden, Folge von

Erkrankungen der Fruchtbarkeitsor-

gane oder mit Stârungen des Men-

struationszyklus verbunden sein.

Nach unserem heutigen Kenntnis-

stand liegen die Ursachen fÅr Frucht-

barkeit zu 40 % bei der Frau und zu

30 % beim Mann. UngeklÜrt sind die

verbleibenden 30 % Prozent.

Seit langem ist aber auch bekannt,

daÑ zahlreiche FertilitÜtsstârungen

am Arbeitsplatz erworben werden.

Dieser Tatbestand wird heute nicht

mehr verschwiegen. Eine aktuelle Li-

ste von 1997, verâffentlicht in der

Schriftenreihe der Bundesanstalt fÅr

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin,

Dortmund, stuft nach äermittelten ge-

sicherten wissenschaftlichen Erkennt-

nissenã: 97 verschiedene Schadstoffe

in den Bereich äBeeintrÜchtigung der

FortpflanzungsfÜhigkeit, fruchtschÜdi-

gendã ein.

AuÑer Frage steht, daÑ noch viele

BemÅhungen erforderlich sind, um Al-

ternativen zu diesen Gefahrstoffen zu

entwickeln. Es ist zu begrÅÑen, daÑ

sich in Deutschland nun auch die Be-

rufsgenossenschaften auf diesem Ge-

biet engagieren.

EPerspektiven

Das Recht der/des einzelnen und je-

den Paares, die Zahl der eigenen Kin-

der bestimmen zu dÅrfen, ist und

bleibt weltweit unumstritten. Seit

Jahrzehnten wird gelegentlich disku-

tiert, welche bevâlkerungspolitisch

motivierten Anreize oder Nachteile

rechtlich erlaubt sein sollen, um die

vom Staat gewÅnschte Bevâlkerungs-

entwicklung zu erreichen. Demokra-

tisch beschlossene bevâlkerungspoliti-

sche MaÑnahmen auf dem Gebiet der

Gesundheits- und der Umweltpolitik

und des Familienlastenausgleichs

(durch Steuer-, Familien-, Wohnungs-

und Sozialpolitik) gelten als vereinbar

mit dem Menschenrecht.

Im Hinblick auf die BekÜmpfung

von Ursachen der InfertilitÜt muÑ al-

lerdings noch mehr getan werden. In

der Landwirtschaft zahlreicher LÜn-

industrielle Agrochemikalien durch

äBiopesticidasã zu ersetzen, die aus

einheimischen Pflanzen und anderen

Organismen gewonnen werden und

weniger oder gar nicht reprodukti-

onstoxisch fÅr Mensch und Tier sind.

Die demographische Wirkung der

Verletzung des Menschenrechts durch

aufgezwungene FertilitÜtsstârungen

kann sehr ambivalent sein. Einerseits

gibt es weniger Geburten, anderer-

seits ist die Antwort jÅngerer Men-

schen auf die Bedrohung ihrer Ferti-

litÜt in spÜteren Lebensjahren - etwa

durch Kontakt mit reproduktionsto-

xisch wirkenden Agrochemikalien

Åber mehrere Jahre - mehr Geburten

in jungen Jahren. Die Auswirkung die-

ses rationalen Verhaltens ist allerdings

quantitativ nicht leicht zu bestimmen.

Das áfundamentale Menschenrecht

auf Familienplanung ist weder natio-

nal noch international hinreichend ge-

sichert. Aus diesem Menschenrecht

abzuleitende AnsprÅche mÅssen deut-

licher angemahnt werden, wenn auch

. die Einhaltung eines Menschenrechts

nicht einklagbar ist. Hier sehe ich eine

zentrale neue alte Aufgabe der PRO

ã FAMILIA. Es gibt in Deutschland keine

vergleichbare und durch ihre Praxis

legitimierte Organisation der Famili-

enplanung wie PRO FAMILIA, die die-

se Interessenvertretung Åbernehmen

kânnte.
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nsere UnfÜhigkeit, die vermeidba-

U ren Ursachen der MÅttersterblich-

keit zu bekÜmpfen, ist ein tragisches

Symptom des grâÑeren sozialen Un-

rechts, daÑ Frauen diskriminiert und

ihnen ihre Menschenrechte verweigert

werden. Weltweit ist die Mehrheit der

LÜnder nicht bereit, dieses Unrecht zu

vermeiden, zu bekÜmpfen und zu be-

strafen. Die beeindruckenden An-

strengungen der Angehârigen der me-

dizinischen Berufe in den letzten Jahr-

zehnten bei der Entwicklung

wirksamer medizinischer Interventio-

nen und der çberwachung ihrer Ver-

fÅgbarkeit und Anwendung ist eine

notwendige, wenngleich nicht hinrei-

chende Voraussetzung fÅr die Abnah-

me der MÅttersterblichkeit. Diese Re-

duzierung ist allerdings nicht nur eine

Frage wirksamer medizinischer Inter-

ventionen, sondern auch eine der so-

zialen Gerechtigkeit.

Die riesige Herausforderung beim

RÅckgriff auf die Menschenrechte zur

Fârderung einer sicheren Mutter-

schaft besteht darin, deutlich zu ma-

chen, daÑ Frauen nicht nur wÜhrend

der Schwangerschaft in vieler Hinsicht

benachteiligt sind, sondern von ihrer

Geburt an, und daÑ dies ein kumulati-

ves Unrecht ist, das Regierungen ab-

stellen mÅssen. Die vor uns liegende

Aufgabe besteht darin aufzuzeigen,

daÑ die Gefahren im Bereich der re-

produktiven Gesundheit, mit denen

Frauen konfrontiert werden, nicht

einfach eine Heimsuchung sind, son-

dern ein Unrecht, das Gesellschaften

mittels ihrer politischen, Gesundheits-

und Rechtssysteme beseitigen mÅs-

sen. Es muÑ deutlich gemacht wer-

den, daÑ hohe MÅttersterblichkeitsra-

EIN ELEMENTARES

MENSCHENRECHT

ENDLICH SICHERN

Zum Menschenrecht auf Famili-

enplanung gehârt elementar das

Recht jeder Frau, Schwanger-

schaft und Geburt unversehrt zu

Åberstehen. Dieses Recht ist

noch lange nicht eingelâst. Die

Zahl von bisher weltweit jÜhrlich

einer halben Million MÅtter, die

wÜhrend Schwangerschaft und

Geburt sowie unmittelbar nach

der Geburt ihr Leben verlieren,

hat sich in den letzten Jahren

nach SchÜtzungen auf 585.000 er-

hâht.

Rebecca Cook nennt dies ein kol-

lektives Versagen und das viel-

leicht grâÑte Unrecht unserer

Zeit. Sie erklÜrt diesen MiÑstand

im Kontext der generellen Be-

nachteiligung von Frauen und lei-

tet daraus MaÑnahmen ab. Der

Begriff äsichere Mutterschaftã ist

dem Kontext internationaler Fami-

lienplanung entlehnt. Er bezieht

sich.auf eine mittlerweile elfjÜhri-

ge von UNICEF, WHO, UNFPA und

IPPF getragene Initiative äSafe

Motherhoodã zur BekÜmpfung

der MÅttersterblichkeit insbeson-

dere in den Entwicklungsregionen.

Der Beitrag von Rebecca Cook

basiert auf einem lÜngeren Vor-

trag, den sie fÅr die Colombo Safe

Motherhood Consultation verfaÑ-

te.

ten, die von manchen immer noch als

unvermeidbare natÅrliche Folgen der

Schwangerschaft betrachtet werden,

das Ergebnis sozialen Unrechts sind,

dem Frauen aufgrund ihrer gesell-

schaftlichen Stellung ausgesetzt sind.

Wenn die MÅttersterblichkeit von ei-

nem gesundheitlichen Nachteil zu ei-

nem sozialen Unrecht umgedeutet

wird, sind die Regierungen gesetz-

mÜÑig verpflichtet, dieses-Unrecht zu

beseitigen.

Analogie zur Abschaffung

der Sklaverei

Wie groÑ die Herausforderung ist, mit

Hilfe der Menschenrechte die sichere

Mutterschaft zu fârdern, wird deut-

lich, wenn man sie mit einem anderen

historischen çbergang vergleicht.

Auch die Sklaverei oder Unterwerfung

einer Gruppe durch eine andere auf-

grund der Rasse galt einmal als Teil

der natÅrlichen Ordnung in der

menschlichen Gesellschaft. Erst spÜt

verstand man, daÑ die Sklaverei einen

VerstoÑ gegen ein grundlegendes

Menschenrecht darstellt und daÑ die

Regierungen zu ihrer Abschaffung

verpflichtet sind.

Sichere Mutterschaft zu gewÜhrlei-

sten, besteht wie die Herausforderung

zur çberwindung der Sklaverei darin,

daÑ die hierzu erforderlichen Refor-

men herkâmmliche Praktiken und

Wertesysteme bedrohen. Kein Land

und keine Institution ist gegen sichere

Mutterschaft, aber viele Menschen in

Machtpositionen betrachten die Um-

stÜnde, die fÅr die MÅttersterblichkeit

verantwortlich sind, als Teil der natÅr-

lichen Ordnung. Dazu zÜhlen auch die

Unterordnung und Machtlosigkeit von

Frauen sowie ihr AusschluÑ von den

wichtigsten einfluÑreichen Institutio-

nen ihrer Gesellschaften.

Wenn sichere Mutterschaft mit Hil-

fe der Menschenrechte gefârdert wer-

den soll, mÅssen zwei zusammenhÜn-

gende Bedingungen erfÅllt werden.

ZunÜchst muÑ anerkannt werden, daÑ

eine Forderung nicht zwangslÜufig

den rechtlich bindenden Status von

Menschenrechten erhÜlt, indem man

sie zu einem Menschenrecht erklÜrt.

Forderungen erlangen LegitimitÜt,



wenn sich zunehmend die Auffassung

durchsetzt, daÑ es sich dabei nicht

einfach um ZugestÜndnisse oder Privi-

legien handelt, die Individuen oder

Gruppen fÅr sich beanspruchen, son-

dern daÑ ihre weitere Verweigerung

ein Unrecht darstellt. Die erste Bedin-

gung lautet daher prÜgnant formu-

liert: Vermeidbare MÅttersterblichkeit

muÑ als Unrecht anerkannt werden.

Sodann mÅssen die LÜnder erken-

nen, daÑ Menschenrechtsforderungen

aus ihren eigenen Kulturen, Traditio-

nen und Verfassungen erwachsen,

und deren Verpflichtungen nicht et-

was sind, was ihnen andere LÜnder

aufzwingen wollen. Ihnen muÑ darÅ-

ber hinaus klar werden, daÑ sie auch

nicht den MaÑstÜben ihrer eigenen

Verfassungen und Gesetze genÅgen,

auf deren Grundlage sie vorgeben zu

regieren. Die zweite Bedingung lautet:

LÜnder mÅssen einsehen, daÑ sie ge-

gen ihre eigenen Werte verstoÑen,

wenn sie die vermeidbaren Ursachen

der MÅttersterblichkeit nicht bekÜmp-

fen.

Der historische Kampf gegen den

Rassismus Ühnelt in vieler Hinsicht

dem jetzigen Widerstand gegen den

Sexismus, der die Voraussetzungen

fÅr die MÅttersterblichkeit schafft. Das

Recht, nicht wegen der Rasse diskri-

miniert zu werden, konnte nicht ein-

fach dadurch eingelâst werden, daÑ

man es als Menschenrecht bezeichne-

te. LÜnder wie die Vereinigten Staa-

ten, die frÅheren europÜischen Reiche

und jÅngst SÅdafrika muÑten akzep-

tieren lernen, daÑ es bei ihnen Rassis-

mus gab und er ein Unrecht darstellte,

bevor Fortschritte zu seiner Abschaf-

fung mâglich waren. Auch sichere

Mutterschaft als Menschenrecht zu

bezeichnen, wird in Ühnlicher Weise

den Interessen der Frauen erst dann

dienen, wenn die einfluÑreichen Insti-

tutionen der Politik, der Religion, der

BerufsstÜnde und anderer Bereiche in

den betreffenden LÜndern anerken-

nen, daÑ bei ihnen Sexismus existiert

und dieser ein Unrecht darstellt.

Der Weg in die richtige Richtung

Die Aufgabe, die sich stellt, ist folglich,

das Unrecht der vermeidbaren MÅt-

tersterblichkeit anzuprangern. Nur die

Tatsachen darzustellen, reicht jedoch

nicht aus. Die Parlamente, die Gerich-

te und beispielsweise die Medien mÅs-

sen dazu gebracht werden, anzuer-

kennen, daÑ der Staat fÅr diese ver-

meidbaren Tragâdien Rechenschaft

ablegen muÑ. Die Regierungen kânn-

ten politisch und vielleicht sogar ge-

richtlich zur Rechenschaft gezogen

oder zumindest âffentlich fÅr ihre

GleichgÅltigkeit gegenÅber der ver-

meidbaren MÅttersterblichkeit ange-

prangert werden. àSie kânnten ge-

zwungen werden, Mittel bereitzustel-

len, um das AusmaÑ des Unrechts zu

bekÜmpfen und zu verringern. Bei-

spielsweise kânnten

sie aufgefordert wer-

den, einen Vergleich

zwischen der Zahl

der in Konflikten

getâteten Soldaten

und der wÜhrend der

Schwangerschaft

und bei der Geburt

gestorbenen Frauen

anzustellen sowie die

fÅr die Landesvertei-

digung und die ge-

sundheitliche Versor-

gung von Schwange-

ren und MÅttern

bereitgestellten Mit-

tel gegenÅberzustel-

len.

Die Fârderung der sicheren Mutter-

schaft mit Hilfe der Menschenrechte

stellt eine immense Aufgabe dar. Sie

muÑ mit einer Analyse der Gesetze

und der Normen beginnen, die einen

EinfluÑ auf die sichere Mutterschaft

haben. Dabei darf es keine Rolle spie-

len, ob diese Normen in den nationa-

len Verfassungen und Gesetzen veran-

kert sind oder es sich dabei um kultu-

relle oder religiâse Normen handelt.

SchlieÑlich muÑ eruiert werden, wie

die Rechte zur Fârderung der sicheren

Mutterschaft ausgeÅbt werden kân-

nen. Dazu zÜhlt auch die Frage, mit

Hilfe welcher rechtlichen Dienstlei-

stungen die Verpflichtungen zur Ein-

haltung dieser Rechte durchgesetzt

werden kânnen.

Positive Impulse der

Menschenrechtsdebatte

Das Jahr 1998 ist von besonderer Be-

deutung in der Geschichte der Men-

schenrechte, weil es. die ersten 50

Jahre der Erfahrung der Staaten und

der internationalen Gemeinschaft mit

der Allgemeinen ErklÜrung der Men-

schenrechte markiert. Diese Jahre zei-

gen, wie stark die Formulierung der

Menschenrechte an den Interessen

der MÜnner ausgerichtet war. In der

nÜchsten Phase der Weiterentwick-

lung der Menschenrechte muÑ dieses

Ungleichgewicht beseitigt werden, in-

dem die Interessen von Frauen,

Schwangerschaft und Geburt zu Åber-

leben, BerÅcksichtigung finden. So-

wohl auf der politischen als auch auf

der rechtlichen Ebene hat es positive

Impulse fÅr diese Entwicklung gege-

ben. Auf der politischen Ebene waren

es die Zusagen der Regierungen bei

sungen und internationalen Men-

schenrechtsvertrÜge. Zu den letzteren

zÜhlen das çbereinkommen zur Besei-

tigung jeder Form von Diskriminie-

rung der Frau und regionale Men-

schenrechtsvertrÜge wie die Afrikani-

sche Charta der Menschen- und

Vâlkerrechte. Die Herausforderung

besteht darin, diese Zusagen durch

die Anerkennung von Pflichten zu

stÜrken, die mit juristischen Mitteln

durchgesetzt werden kânnen.

In der Vergangenheit haben im Be-

reich der reproduktiven Gesundheit

tÜtige staatliche und nichtstaatliche

Organisationen Menschenrechtsstrate-

gien nicht genÅgend PrioritÜt einge-

rÜumt. In gleicher Weise haben die

Menschenrechtsorganisationen den

Schutz der Gesundheit der MÅtter ver-

nachlÜssigt. Dieses VersÜumnis muÑ

Åberwunden werden. Professionelle,

die im Bereich der reproduktiven Ge-

sundheit tÜtig sind, und Menschen-

rechtsaktivisten sollten ihre BemÅhun-

gen um eine engere Zusammenarbeit

intensivieren, um die MÅttersterblich-

keit endlich wirksam zu senken.



verhÅten wollen. David Griffin von

der Weltgesundheitsbehârde(WHO)

nennt in seinem Beitrag die GrÅnde,

die fÅr die Entwicklung neuer Kon- Neu
e WÅnsche von Frauen undMÜnnern

trazeptiva sprechen. Sein Beitrag ..

basiert auf einem Vortrag, den er er utun S ge

auf der internationalen Konferenz besser

äGlobal Development Of Contracep-

tive Productsã im Oktober 1998 in 2%

London gehalten hat. methOden erforschen und erfÅllen

David Griffin

Biologe, wiss. Mitarbei-
ter und Koordinator im

UNDP/UNFPA/WHO/
| Weltbank-Programm fÅr

Forschung, Entwicklung
und Fortbildung
auf dem Gebiet der

Humanreproduktion bei
der WHO, Genf,

zahlreiche Verâffentli-
chungen zu technischen, logistischen und
politischen Aspekten von Kontrazeptions-
Jorschung und -entwicklung

es weltweit eine auÑergewâhnli-

che Zunahme in der Anwendung

von VerhÅtungsmethoden gegeben,

insbesondere in den EntwicklungslÜn-

dern. Dort lag die Anwenderquote im

Jahr 1960 bei zehn Prozent, heute

sind es bereits Åber 50 Prozent. Diese

Entwicklung setzt sich fort, und die

Anwenderquoten in den Industrie-

und den EntwicklungslÜndern haben

sich weitgehend angenÜhert. Es wÜre

indes ein Fehler, aus diesen Zahlen zu

schlieÑen, daÑ das Problem der Ferti-

litÜtskontrolle gelâst ist und an weite-

rer Forschungs- und Entwicklungsar-

beit in bezug auf neue VerhÅtungsme-

thoden kein Bedarf mehr besteht.

Es gibt fÅnfGrÅnde,diefÅr die Entwick-

lung neuer Kontrazeptiva sprechen:

e die Tatsache, daÑ besonders Ent-

wicklungslÜnder nach wie vor in ho-

- hem MaÑe auf dauerhaft wirkende, ir-

reversible Familienplanungsmethoden

angewiesen sind

å die hohe Drop out-Rate bei der An-

wendung der derzeit angewandten

VerhÅtungsmethoden in den ersten

zwâlf Monaten

å die sehr unterschiedliche Wirksam-

keit, die den derzeit verfÅgbaren Me-

thoden zugeschrieben wird

åe die beschrÜnkte Zahl von VerhÅ-

tungsmethoden und in der Regel un-

befriedigenden Optionen fÅr den

Mann sowie

+ die weltweite, epidemische Verbrei-

tung sogenannter äsexuell Åbertragba-

rer Krankheitenã.

Die Ézweite kontrazeptive

RevolutionÖ

Die in den Sechziger Jahren einset-

zende erste kontrazeptive Revolution

vollzog sich weitgehend auf Betreiben

der Industrie. Schwerpunkte der sich

heute vollziehenden zweiten Revoluti-

on sind indes die wesentlichen Be-

dÅrfnisse und PrÜferenzen der An-

wenderInnen von VerhÅtungsmetho-

den, wie sie auf bedeutenden Foren

wie der Internationalen Konferenz

Åber Bevâlkerung und Entwicklung in

Kairo 1994 (ICPD) und der Vierten

Weltfrauenkonferenz in Peking 1995

identifiziert wurden.

VerhÅtungsmethoden

fÅr den Mann

In den vergangenen Jahren durchge-

fÅhrte und bislang noch nicht abge-

schlossene klinische Studien mit einer

Vielzahl von AndrogenprÜparaten'

und Progestogen-Androgen-Kombina-

tionen zur reversiblen UnterdrÅckung

der Spermienproduktion belegen ein-

deutig, daÑ die Entwicklung der soge-

nannten äPille fÅr den Mannã oder

aber injizierbarer oder implantierba-

rer hormoneller Kontrazeptiva ein

durchaus realistisches Vorhaben ist.

In zwei mit UnterstÅtzung der Weltge-

sundheitsorganisation (WHO) weltweit

durchgefÅhrten, groÑangelegten klini-

schen Studien mit dem bereits eta-

blierten Androgen-Testosteron?-En-

anthat, das die in Forschung einbezo-

genen MÜnner einmal wâchentlich

verabreicht bekamen, erwies sich des-

sen hohe kontrazeptive Wirksamkeit.

In einer von der WHO unterstÅtzten

Studie in Indonesien, bei der alle drei

Monate bzw. drei Wochen ein Depot-

Medroxy-Progesteronacetat und ent-

weder Testosteron-Enanthat oder 19

Nor-Testosteron verabreicht wurden,

erwies sich eine vergleichbar hohe

Wirksamkeit bei der UnterdrÅckung

der Spermiogenese. Die WHO plant

weitergehende Forschungsarbeiten

mit einem Testosteronester mit Lang-

zeitwirkung, der dreimonatlich entwe-

der allein oder in Kombination mit ei-

nem Progesteron vergleichbarer Wir-

kungsdauer gegeben werden kann.

Dieses Gebiet ist áderzeit Gegenstand

intensiver Forschung seitens zahlrei-

cher âffentlicher Forschungsinstitute

und seit neuestem auch der Pharma-

industrie.

Monatsmethoden und

Menstruationsauslâser

Mit sogenannten EMI- bzw. MMI-Me-

dikamenten (expected-menses inducer

bzw. missed-menses inducer) wird je

nach den UmstÜnden ihrer Anwen-

dung entweder eine bevorstehende



Prostaglandin-Derivat Misoprostol

verabreicht wurde, erwies die Untaug-

lichkeit des PrÜparats zur Schwanger-

schaftsverhÅtung und wurde deshalb

eingestellt. DemgegenÅber konnte in

klinischen Studien im Auftrag der

WHO, bei denen Mifepristone und das

Prostaglandin-Derivat Gemeprost in-

nerhalb von elf Tagen nach Ausblei-

ben der Periode als MMI verabreicht

wurden, ein hoher Wirkungsgrad fest-

gestellt werden. Als Nebenwirkung

dieser Behandlung wurden indes un-

terschiedliche Zeitspannen bis zur

Wiederkehr der nÜchsten Zyklusblu-

tung festgestellt. Was die Akzeptanz

betrifft, so beurteilten Frauen EMI

und MMI mit ägemischten GefÅhlenã.

DarÅber hinaus setzt die Anwendung

beider Methoden voraus, daÑ Frauen

imstande sind, den Beginn ihrer nÜch-

sten Regelblutung auf den Tag genau

vorauszusagen, was praktisch nicht

der Fall sein kann. Die genannten

Faktoren schlieÑen somit die Anwen-

dung dieser Wirkstoffkombination und

mâglicherweise auch anderer 'Medika-

mente fÅr den beschriebenen Zweck aus.

Doppelschutzmethoden und

Verbraucherperspektiven

Einer der wichtigsten und womâglich

politisch heikelsten Bereiche der

SchwangerschaftsverhÅtung betrifft

die Entwicklung von Methoden, die

zweifach schÅtzen: sowohl vor unge-

wollter Schwangerschaft wie vor sexu-

ell Åbertragbaren Krankheiten. Kon-

dome aus anderen Materialien als La-

tex, die widerstandsfÜhiger und

dÅnner sind als die herkâmmlichen

GummiprÜservative, versprechen er-

hâhte Wirksamkeit und ämehr Ge-

fÅhlã. Rutsch- und ReiÑsicherheit so-

wie die Zufriedenheit der Anwender

solcher Kondome werden derzeit er-

forscht. In diesem Zusammenhang

sind Methoden, die Frauen - mit oder

ohne Wissen und Einwilligung ihrer

Sexualpartner -é anwenden kânnen,

um sich vor einer venerischen Infekti-

on zu schÅtzen, von besonderer Be-

deutung. Das Kondom fÅr die Frau ist

eine solche Methode. Derzeit werden

die Mâglichkeit der Wiederverwen-

dung dieser VerhÅtungsmethode so-

wie die Bedingungen untersucht, un-

ter denen eine nochmalige Verwen-

dung ohne BeeintrÜchtigung der Wirk-

samkeit mâglich ist. Andere vielver-

sprechende Optionen sind die von

Frauen selbst einzufÅhrenden Gels,

die einen Schutzfilm auf der Scheiden-

wand und der Cervix bilden und als

lokale Barriere gegen Spermien und

Mikroorganismen wirken, sowie che-

mische Barrieremethoden, die entwe-

der allein oder kombiniert mit kompa-

tiblen physikalischen Barrieren ange-

wendet werden kânnen. Die

chemischen Methoden bieten unter

anderem den Vorteil, daÑ sie ohne

Wissen des Mannes angewendet wer-

den kânnen. Einige von ihnen kânnen

sogar bereits Stunden vor dem Ge-

schlechtsverkehr eingefÅhrt werden,

ohne daÑ ihre Wirksamkeit nachlÜÑt.

Beide Eigenschaften tragen zweifellos

zur Akzeptanz und Anwenderfreund-

lichkeit dieser Methoden bei. Derzeit

wird eine Vielzahl: unterschiedlicher

Zusammensetzungen und Rezepturen

erforscht. Eine ganze Reihe staatlicher

und privater Unternehmen arbeiten

dabei Hand in Hand. .

In eine neue Entwicklungsstrategie

fÅr Kontrazeptiva sollten neben den

genannten Schwerpunkten auch die -

wie manche meinen - relevanteren,

mit Hilfe sozialwissenschaftlicher Stu-

dien ermittelten Erkenntnisse und Be-

wertungen der KlientInnen von Fami-

lienplanungsdiensten einflieÑen.

Die Harvard-Studie äWomen's. Pre-

ferences for Contraceptive Technolo-

gyã (PrÜferenzen von Frauen in bezug

auf VerhÅtungsmethoden) war darauf

ausgerichtet, ein Feedback Åber Art

und Eigenschaften der von Frauen -

besonders in EntwicklungslÜndern -

bevorzugten VerhÅtungsmethoden zu

erlangen. Die drei Hauptzielsetzungen

der im Zeitraum von 1994 bis 1995 in

insgesamt sechs EntwicklungslÜndern

und den USA durchgefÅhrten Pilotstu-

die waren: (1) die Perspektiven und

PrÜferenzen armer, in StÜdten leben-

der Frauen in bezug auf moderne Ver-

hÅtungsmethoden zu untersuchen; (2)

die technischen Eigenschaften jener

VerhÅtungsmethode, die von Frauen

bevorzugt oder abgelehnt werden, so-

wie die jeweiligen GrÅnde zu doku-

mentieren; (3) festzustellen, ob Frauen

gemeinsame regionale PrÜferenzen in

bezug auf bestimmte Fragen haben

(z.B. Wirksamkeit von VerhÅtungsme-

thoden, erwÅnschte Wirkungsdauer,

kontrazeptive ReversibilitÜt, inwieweit

es von Bedeutung ist, daÑ sich die

Wiedererlangung der FertilitÜt voraus-

bestimmen lÜÑt, der Stellenwert der

Wahrung der IntimsphÜre und Mâg-

lichkeit der Anwendung von VerhÅ-

tungsmethoden äohne Mitwisserã, die

Aussichten fÅr die Akzeptanz von Bar-

rieremethoden sowie Kontrazeption

fÅr MÜnner). Die meisten der befrag-,

ten Frauen ÜuÑerten den Wunsch

nach Methoden mit Langzeitwirkung,

die auch ohne Wissen des Mannes an-

gewendet werden kânnen und ihren

Menstruationszyklus nicht beeintrÜch-

tigen. Die absolute PrioritÜt galt je-

doch der Wirksamkeit des Mittels.

Neue Entwicklungsstrategie

Im Bereich der Entwicklung von Kon-

trazeptiva stehen wir vor einer kom-

plexen und vielschichtigen Herausfor-

derung. Wir benâtigen verlÜÑliche und

reprÜsentative Aussagen Åber die Be-

dÅrfnisse und PrÜferenzen der heuti-

gen und zukÅnftigen AnwenderInnen

von VerhÅtungsmethoden; eine zielge-

richtete ForschungstÜtigkeit, um neue

Mâglichkeiten und MaÑnahmen zu

identifizieren und zu erforschen sowie

neue, ausgereifte Technologien, mit

denen wir auf die BedÅrfnisse und

PrÜferenzen von Frauen und MÜnnern

eingehen und ihnen entsprechen kân-

nen. Solche neuen Technologien mÅs-

sen :nicht nur gesundheitsvertrÜglich

und wirksam, sondern auch anwen-

derfreundlich und erschwinglich sein, -

damit sie zweckentsprechend und

nachhaltig zur VerfÅgung gestellt wer-

den kânnen. Dies gilt besonders fÅr

die EntwicklungslÜnder, die zumeist

Åber nur unzureichend ausgestattete

Gesundheitsversorgungssysteme -und

beschrÜnkte Finanzmittel verfÅgen.
1 Androgene = SammelbegrifffÅrmÜnnliche
Sexualhormone å 2 Testosteron = wirksamstes
natÅrliches Androgen å 3 Lutealphase = postovu-
latorischer Zeitraum bis zum Tag der erwarteten
Menstruation



Am Beispiel des

Joachim v. Baross,

= Jahrgang 1948,

Soziologe,
ãist stellvertretender

GeschÜftsfÅhrer des

PROFAMILIA-Bundes-

verbandes und dort fÅr

das Thema Schwanger-

schaftsabbruch

zustÜndig.

Rechtlicher Status des

Schwangerschaftsabbruch

weltweit

Weltweit hÜlt offenbar der Trend zu

einer Liberalisierung der Schwanger-

schaftsabbruch-Gesetze an. Nach ei-

ner jÅngst verâffentlichten Studie' le-

ben derzeit 61 Prozent der Weltbevâl-

kerung in LÜndern, in denen ein

Schwangerschaftsabbruch entweder

aus einer ganzen Reihe von GrÅnden

oder aber ohne Ansehen der GrÅnde

zulÜssig ist. Auf der anderen Seite

wohnen 25 Prozent in Staaten, in de-

nen Abtreibung generell verboten ist -

im allgemeinen jedoch mit Ausnahme

der FÜlle, in denen das Leben der

Frau bedroht ist.

In der Dekade zwischen 1985 und

1997 haben 19 LÜnder ihr Schwan-

gerschaftsabbruch-Recht deutlich libe-

ralisiert. Nur in einem Staat - nÜmlich

Polen - wurde der Zugang zu einem

legalen Schwangerschaftsabbruch we-

sentlich erschwert.?

Recht auf

Schwangerschaftsabbruch?

Ein Recht der Frau auf Schwanger-

schaftsabbruch wird in den meisten

LÜndern - zumindest implizit é ver-

neint. In der Regel werden zeitlich be-

fristete und/oder von bestimmten

GrÅnden her definierte Ausnahmen

von einem grundsÜtzlichen Verbot des

Schwangerschaftsabbruch gesetzlich

formuliert. Nur in wenigen LÜndern

haben Frauen das Recht auf Abbruch

im Sinne eines Freiheitsrechtes, das

sie vor staatlichen Verboten schÅtzt,

so in den USA, wo der Supreme Court

allerdings seit seinem Grundsatzurteil

von 1973 den Bundesstaaten in gewis-

sem MaÑe das Recht zu einschrÜnken-

den Verfahrensvorschriften gegeben

hat. Noch seltener wird ein Anspruch

auf einen Schwangerschaftsabbruch

eingerÜumt, etwa in Schweden (bis

zur 18. Woche).

Relevante Menschenrechte

Das grundsÜtzliche Verbot des

Schwangerschaftsabbruch wird im all-

gemeinen damit begrÅndet, daÑ das

Recht auf Leben auch dem Embryo /

Fâtus zustehe, wenn auch faktisch

pronatalistische und Ühnliche GrÅnde

ebenfalls eine Rolle spielen mâgen.

Sehr unterschiedlich wird freilich be-

urteilt, ab wann dem Nasciturus ein

wann dieses schwerer wiegt als das

Selbstbestimmungsrecht der Frau.

Hier spielen EinflÅsse der Religionsge-

meinschaften eine erhebliche Rolle.

Vor allem die katholische Kirche sucht

den Primat des Lebensrechtes ab der

EmpfÜngnis durchzusetzen, wie und

wo immer sie kann.

Das Menschenrecht auf Familien-

planung hat sich dagegen nicht als

Grundlage fÅr ein Recht auch auf

Schwangerschaftsabbruch durchset-

zen kânnen, obwohl es die Frage, mit

welche Mitteln Paare und Einzelne ihr

Recht auf Geburtenregelung durchset-

zen, offenlÜÑt und damit prinzipiell

auch den Schwangerschaftsabbruch

als Mittel der Geburtenregelung nicht

ausschlieÑt. Zuletzt wurde auf der

Kairoer UN-Konferenz Åber Bevâlke-

rung und Entwicklung (ICPD) 1994 ei-

ne ErklÜrung verabschiedet, wonach

der äSchwangerschaftsabbruch (auf

keinen Fall) als Methode der Familien-

planung gefârdert werden soll.ã å

Die ICPD lenkte den Blick vielmehr

auf das Recht von Frauen auf gesund-

heitlichen Schutz. Dies scheint in den

letzten Jahren der gemeinsame Nen-

ner geworden zu sein, auf den sich die

internationale Gemeinschaft bei allen

Unterschieden: in der Kontroverse

zwischen dem Recht auf Selbstbestim-

mung und dem auf Leben zu einigen

vermag.

Dabei rÅckt das Problem der äunsi-

cheren Abtreibungã (unsafe abortion)

in den Blick. In vielen LÜndern, beson-

ders in der dritten Welt, aber auch in

den frÅher unter sowjetischem Ein-

fluÑ stehenden Staaten Osteuropas, ist

die vergleichsweise hohe Sterblichkeit

von Frauen im fruchtbaren Alter nach

wie vor wesentlich von Komplikatio-

nen in der Schwangerschaft, bei der

Entbindung und im Wochenbett ge-

prÜgt. Unter den Faktoren fÅr MÅtter-

sterblichkeit haben Komplikationen in

Zusammenhang mit unsicheren - ZU-

meist illegalen - Schwangerschaftsab-

brÅchen eine herausragende Bedeu-

tung. Mit 80.000 geschÜtzten TodesfÜl-

len weltweit gehen durchschnittlich

rund 13 % der MÅttersterblichkeit

(wÜhrend einer Schwangerschaft oder

sechs Wochen nach deren Beendigung

gestorbene Frauen) darauf zurÅck, in

einzelnen LÜndern sogar mehr als die

HÜlfteá Um das von WHO, UNFPA,

IPPF und UNICEF mit dem Programm

äSafe Motherhoodã verfolgte Ziel zu

erreichen, die gesundheitlichen Risi-

ken von Schwanger- und Mutterschaft

zu minimieren, ist es unausweichlich,

effektive MaÑnahmen dagegen zu er-

greifen, daÑ die Mehrzahl aller

SchwangerschaftsabbrÅche unter ge-

sundheitlich unzutrÜglichen Bedin-

gungen erfolgt.



Vor diesem Hintergrund forderte

die ICPD nicht nur prioritÜr MaÑnah-

men zur Vorbeugung ungewollter

Schwangerschaften. Schwangerschafts-

abbrÅche sollen auch, sofern sie nicht

gegen die Gesetze des betreffenden

Landes verstoÑen, unter sachgemÜÑen

Bedingungen und von qualifiziertem

Personal vorgenommen werden. Auf

jeden Fall sollen Frauen nach einem

Schwangerschaftsabbruch Zugang zu

qualifizierten Diensten zur Behand-

lung von Komplikationen haben.

WidersprÅche und Perspektiven

Es bleibt der offenkundige Wider-

spruch, daÑ die Forderung nach si-

cheren SchwangerschaftsabbrÅchen

sich nur an die LÜnder richtet, in de-

nen der Eingriff legal ist, wohingegen

die meisten äunsafe abortionsã gerade

da und gerade deswegen dort zu fin-

den sind, wo Abtreibung unter Strafe

steht. Damit hÜngt ein KernstÅck des

Programms äSafe Motherhoodã sozu-

sagen in der Luft. Denn unter Bedin-

gungen der IllegalitÜt wird auch die

Forderung nach kompetenter Behand-

lung von Komplikationen weitgehend

ins Leere laufen. Der Skandal zehn-

tausendfacher Tode von Frauen bei

und nach Abtreibungen wird nicht be-

endet werden kânnen, solange zahl-

reiche Staaten die Menschenrechte

auf Gesundheit und Familienplanung

als zweitrangig betrachten, dem frag-

wÅrdigen Postulat folgend, dass das

Menschenrecht auf Leben der Leibes-

frucht von der EmpfÜngnis an zukom-

me und Vorrang vor anderen Men-

schenrechten habe.

Ein fairer und die WÅrde des Men-

schen, auch und gerade die der Frau-

en, in vollem Umfang achtender Aus-

gleich wird allerdings nur gegen den

erbitterten Widerstand derer zu errei-

chen sein, die den Alleinvertretungs-

anspruch auf Lebensschutz fÅr sich

reklamieren und sich Kompromissen

jeglicher Art strikt verweigern.

Vorerst ist allerdings die in vielen

LÜndern in den letzten Jahrzehnten

neu gewonnene Freiheit von Frauen,

selbst gewissenhaft und in eigener

Verantwortung fÅr oder gegen die

Fortsetzung einer ungewollten Schwan-

gerschaft zu entscheiden, von ver-

schiedenen gegenlÜufigen Initiativen

bedroht. Beispiele dafÅr sind die Ter-

rorakte gegen US-amerikanische èrz-

te, mit denen ihre Urheber und Apolo-

geten zugleich zeigen, daÑ fÅr sie das

Menschenrecht auf Leben, dessen ab-

aus teilbar ist. Morddrohungen

gehâren neuerdings auch in Osteuro-

pa zum Alltag von jenen etwa in Ge-

sundheitswesen und Politik, die sich

fÅr die reproduktiven Rechte engagie-

ren. Dort setzen US-äPro Lifeã-Grup-

pen reichlich Geld und Beziehungen

ein und suchen die ârtlichen Kirchen

auf ihre Seite zu ziehen, um gesetzli-

che und praktische Restriktionen des

Schwangerschaftsabbruchs zu errei-

chen.

Politik des Trojanischen Pferdes

SchlieÑlich gibt es, wiederum meist

von der katholischen Hierarchie

und/oder den USA ausgehend, raffi-

niertere Versuche, die Balance von

Kompromisslâsungen in Schwanger-

schaftsabbruch-Gesetzen zu verschie-

ben, indem sie diese anhand beson-

ders strittiger Aspekte insgesamt neu

zur Disposition stellen. Typisch dafÅr

ist die seit 1996 laufende Initiative zu

einem US-Bundesgesetz, mit dem vor-

geblich nur eine spezielle Abbruchme-

thode verboten werden soll.ê TatsÜch-

lich wÅrde das Gesetz aber auch Ab-

brÅche aufgrund schwerwiegender

gesundheitlicher Risiken fÅr die Frau

erschweren, in die Therapiefreiheit

von èrzten eingreifen und eventuell

auch andere Abbruchmethoden krimi-

nalisieren - und das ist von der äPro

lifeã-Lobby und den katholischen Be-

fÅrwortern des Gesetzes auch explizit

intendiert.á

DaÑ mit derartigen Strategien auch

in Deutschland zu rechnen ist, zeigt

die Auseinandersetzung um RU 486.

Auch hier geht es änurã um eine Me-

thode, der mal die metaphysische Po-

tenz unterstellt wird, letzte moralische

Schranken niederzureiÑen, dann wie-

der nachgesagt, mit ihr wÅrden die

Frauen unnâtigen physischen und

psychischen Qualen ausgesetzt. Un-

term Strich lÜuft der Kampf gegen die

Zulassung von RU 486 aber auf die

Weigerung hinaus, Frauen das Wahl-

recht auf die fÅr sie individuell, unter

Einbeziehung subjektiver Kriterien,

bestgeeignete Methode einzurÜumen.

Ein anderes Beispiel ist der

äBayerische Sonderwegã. Angeblich

richtete dieser sich nur gegen èrzte,

denen wegen ihrer Spezialisierung auf

AbbrÅche Unverantwortlichkeit unter-

stellt wurde. Die absehbaren gesund-

heitlichen Folgen der geplanten Er-

schwerung von AbbrÅchen fÅr die be-

troffenen Frauen wurden zunÜchst

einfach ausgeklammert, Auswirkun-

gen auf den bundesrechtlichen Kom-

promiÑ im hâheren Interesse des -

von CSU und Bayerischer Landesre-

gierung natÅrlich exklusiv vertretenen

é Lebensschutzes als unumgÜnglich

deklariert.

SchlieÑlich werden auch die laufen-

den Debatten um die PrÜnataldiagno-

stik und um AbbrÅche am Ende und

nach dem zweiten Schwanger-

schaftstrimester aufmerksam darauf-

hin zu beobachten sein, ob hier nicht

unter dem Vorwand, einem angebli-

chen Ausufern embryopathisch be-

grÅndeter AbbrÅche begegnen zu wol-

len, der deutsche Abtreibungskompro-

miss insgesamt erneut in Frage

gestellt werden soll.

1 Rahman, Katzive, Henshaw: A Global Review of
Laws on Induced Abortion, 1985 - 1997, in: Family
Planning Perspectives 24 (1998). Nr. 2, 56
2 Die Autoren der Studie weisen allerdings darauf
hin, daÑ eine Betrachtung der gesetzlichen Bestim-
mungen nur begrenzt geeignet ist zu zeigen, wie weit
Frauen tatsÜchlich die Mâglichkeit haben, eine unge-
wollte Schwangerschaft vorzeitig abzubrechen. Eine
bedeutende Rolle spielt hierfÅr auch, wie die Gesetze
interpretiert werden, wie sie angewandt und durch
Verfahrensvorschriften ergÜnzt werden und welche
Einstellungen zum Schwangerschaftsabbruch bei den
Gesundheitsberufen vorherrscht. - Im Åbrigen klam-
mert die Studie die nicht uninteressante Frage aus,
wie weit in den letzten Jahren Versuche zu einer
(weiteren) Liberalisierung von Abbruch-Gesetzen ge-
scheitert sind. In Westeuropa etwa blieb Initiativen
in der Schweiz und in Portugal der Erfolg versagt.
3 UnitedêNations: Population and Development.
Programme ofAction adopted at the International
Conference on Population and Development,
STESVSER.A/149, 1995.
4 So die zurÅckhaltende, aber sorgfÜltige SchÜtzung
der WHO Division of Reproductive Health: Unsafe
Abortion, 3rd edition, Genf 1998. In frÅheren Verâf-
fentlichungen wurden noch darÅber hinausgehende
Werte genannt, siehe etwa: IPPF: Unsafe Abortion,
London 1993, und zu den Spitzenwerten (in èthiopi-
en sowie Trinidad und Tobago): UN Department for
Economic and Social Information and Policy Analy-
sis, Population Division: Abortion Policies. A Global
Review, vol. III, New York 1995; dieselbe Quelle bezif-
Sert den Anteil in einem hochentwickelten Land wie
den USA immerhin auf 18áProzent.
5 EntwÅrfe fur einen äPartial-Birth Abortion Ban
Actã. Entsprechende Gesetze in verschiedenen US-
Bundesstaaten sind inzwischen wegen Verfassungs-
widrigkeit fÅr nichtig erklÜrt worden.
6 Siehe etwa H. Arkes: After Daschle, After Newt, in
der katholischen Zeitschrift Crisis, Oktober 1997,
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Jede Konferenz hat eine ErklÜrung

oder einen Aktionsplan mit dem Er-

gebnis hervorgebracht, daÑ heute

Richtlinien zu jedem erdenklichen

Thema zur VerfÅgung stehen: vom

Kindesschutz Åber den Schutz der

Ozonschicht bis hin zu harmonischer

SexualitÜt und zur Gleichstellung der

Geschlechter bei Aufgaben im Haus-

halt. Die meisten dieser Programme

schlagen eine Orientierung vor und le-

gen Zielsetzungen fÅr die internatio-

nale Gemeinschaft fest. Dennoch ist

die Ratifizierung gesetzlich bindender

Vereinbarungen, die ein Anzeichen

festen Engagements sind, in der An-

zahl sehr begrenzt. TatsÜchlich haben

sich seit 1990 die Regierungen nur zu

vier Hauptthemenkreisen bekannt:

Klimawechsel, BiodiversitÜt, Desertifi-

kation und Seerecht. '

Was die Medienwirkung anbelangt,

ist die auch als ÉErdgipfelÖ bekannte

Rio-Konferenz Åber Umwelt unbe-

stritten die erfolgreichste. Der Gene-

ralsekretÜr, Maurice Strong, hat mehr-

fach bewiesen, daÑ er ein Genie im

Vermarkten groÑer planetarischer

Ambitionen ist. Ein volles Adressbuch

und zahllose Reisen rund um die Welt,

eine bisher nicht dagewesene Zahl

von StaatsoberhÜuptern, BerÅhmthei-

ten aus der Showbranche und Um-

weltverbÜnden - nicht zu vergessen

die Tausende von Nichtregierungsor-

ganisationen aller Schattierungen -

machen Rio zum ersten globalen Er-

eignis des Multilateralismus.

Diese Konferenz, die nichts anderes

zu sein wÅnschte als ein entscheiden-

der Faktor der Zukunftsgestaltung die-

ses Planeten, wurde zum Ausgangs-

punkt der Absegnung einer maÑlosen

Ideologie, die weiterhin das Umfeld

der Vereinten Nationen durchdringt.

Da Rio glÅcklicherweise eine zÅgellose

Stadt ist, lieÑ sie sich von der New

Age-AtmosphÜre und den einen sol-

chen Jahrmarkt (der Eitelkeiten) be-

gleitenden Ungereimtheiten nicht

schocken.

Der Istanbuler Habitat-Konferenz

hingegen gebÅhrt zweifelsfrei ein

groÑes Lob dafÅr, daÑ sie in den ver-

schiedenen Vorbereitungsstadien so-

wie auf der eigentlichen Konferenz

unterschiedliche Menschen, die Åbli-

cherweise bei solchen Veranstaltun-

gen ausgegerenzt werden, mit einbe-

zogen hat. Die Thematik wurde Åber-

arbeite. In der Tat waren die

Wichtigkeit von Landverwaltung (land

management), Urbanisierung und

Wohnungsbau (housing) lange Zeit un-

terschÜtzt worden. Abgesehen von

den Kernthemen fesseln die Aufmerk-

samkeit besonders die Neuartigkeit

des partizipatorischen Ansatzes sowie

die Anzahl der Debatten, die die Kon-

ferenz zwischen Regierungen, ârtli-

chen Gemeinden, Vereinigungen und

Fachleuten auslâste.

Im groÑen und ganzen haben alle

diese Konferenzen auf die eine oder

andere Art und Weise dazu beigetra-

gen, daÑ die Entwicklungsfrage erneut

gestellt wurde, obwohl einige eher als

Makulatur denn als wirklicher Durch-

bruch beschrieben werden kânnen.

Als Resultat entwickelten sich Pro-

gramme, die neue Perspektiven erâff-

neten. Obwohl das Einvernehmen

zwischen Nationen oft nur schwach

ausgeprÜgt ist, stellen diese Schriften

nichtsdestoweniger einen Hebel fÅr je-

ne dar, die sie zu benutzen wÅnschen.

Diese Konferenzen weisen einige

gemeinsame Merkmale mit dem gene-

rellen Klima internÜtionaler Verhand-

lungen in den 90er Jahren auf. Drei

davon stechen hervor: der rapide Zu-

wachs an Rechten, die Entstehung

neuer Netzwerke von Akteuren und

schlieÑlich die Auflâsung sektoraler

Themen in einem Schleier von Makro-

themen.

Der rapide Zuwachs

an Rechten

Um. das Risiko eines Verhandlungs-

stillstandes zu vermeiden, haben die

multilateralen Organisationen in Zu-

sammenarbeit mit einigen Regierun-

gen eine Strategie entwickelt, die alle

betroffenen Parteien zufriedenstellt,

indem jeder Interessensgruppe neue

Rechte zugestanden werden. Ein klas-

sisches Beispiel hierfÅr ist die Ver-

handlung Åber Menschenrechte. Re-

gierungen, die mit der Abneigung des

asiatischen Blocks, die allgemeingÅlti-

ge Definition individueller Rechte zu

akzeptieren, konfrontiert wurden, ver-

fÅgten, als Konzession an die LÜnder

des SÅdens, ein neues Recht, das sich

ÉRecht auf EntwicklungÖ schimpft.

SelbstverstÜndlich ist der operative

Gehalt dieses Rechts bis zum heutigen

Tage extrem vage geblieben, obwohl

zahlreiche Arbeitsgruppen und Aus-

schÅsse darum bemÅht sind, ihm Sub-

stanz zu verleihen.

Die Rechte der Nationen, Vâlker,

Frauen, Familien, Kinder, Heran-

wachsenden, einzelner Personen, der

Minderheiten, Versehrten, Eingebore-



nenvâlker, zukÅnftigen Generationen,

die verschiedenen Interessengruppen,

auf die sich diese Rechte beziehen,

ásind mittlerweile zahllos geworden.

Konkret bedeutet dies, daÑ es oftmals

schwierig ist, das eigentliche Ziel die-

ser Rechte zu identifizieren, ganz zu

schweigen von den vielen FÜllen, in

denen die Rechte der einen im Wider-

spruch zu denen der anderen stehen.

In den 70er Jahren war das Hauptziel

der Entwicklung, die BasisbedÅrfnisse

der Menschen zu befriedigen. In den

80er Jahren wurden neue Programme

erarbeitet, um auf die unbefriedigten

BedÅrfnisse von Einzelpersonen,

hauptsÜchlich auf dem Gebiet der Fa-

milienplanung, zu reagieren. Heute

verlagert sich die StoÑrichtung des Ar-

guments auf die Institutionalisierung

neuer Rechte, was die legitime Frage

aufwirft, ob dies gleichbedeutend ist

mit einer grâÑeren Verantwortung der

internationalen Gemeinschaft im Hin-

blick auf jene Einzelpersonen und

Menschen, denen diese Rechte vorent-

halten werden. Dies ist zweifelhaft,

wenn man die GleichgÅltigkeit be-

denkt, mit der Nationen der Verlet-

zung der grundlegendsten Menschen-

rechte tatenlos zuschauen, um ihre

âkonomischen und geopolitischen In-

teressen nicht zu gefÜhrden.

Die neuen N etzwerke

In der Folge dieser internationalen

Konferenzen haben sich neue Netz-

werke der Entwicklungsakteure her-

ausgebildet. Dank des Internets kân-

nen sie gemeinsam in eine Richtung

arbeiten, unabhÜngig von ihrem geo-

graphischen Standort Informationen

austauschen und einander auf ver-

schiedene Weisen behilflich sein. çber

diese neue Dynamik kann man nur

froh sein. UnglÅcklicherweise sind zur

gleichen Zeit geschlossene Netzwerke

entstanden, die auf Kundenbeziehun-

gen zwischen multilateralen Organisa-

tionen und Nichtregierungsorganisa-

tionen beruhen, wo die letzteren den

erstgenannten als Alibi und im we-

sentlichen dazu dienen, finanzielle In-

teressen zu fârdern. Diese Netzwerke

sind autark und produzieren nur stan-

dardisierte Informationen und ein-

mÅtige Rhetorik, die nichts Neues zur

Entwicklungsdebatte beitragen und

eher noch die ohnehin knappen Res-

sourcen hiervon ablenken.

Die Auflâsung

sektoraler Themen

Unter dem Vorwand, alle Probleme

seien untereinander verbunden, wur-

den sektorale Themen wie Landwirt-

schaft, Gesundheit, Bevâlkerung, Bo-

denschÜtze etc. allmÜhlich miteinan-

der zu einer Masse vermengt, deren

gemeinsamer Nenner der Kampf ge-

gen die Armut ist und an deren Ende

des Horizonts die Énachhaltige Ent-

wicklungÖ steht. NatÅrlich sind sich

alle einig im Kampf gegen die Armut.

Hieraus ergibt sich, daÑ dieser edlen

Sache besser gedient wÜre, wenn die

internationale Gemeinschaft den Mut

hÜtte, die Armut und Benachteiligung

verursachenden Mechanismen zu

identifizieren, anstatt sich in techno-

kratische Fakten und abstrakte Stati-

hafte Sprache in den multilateralen

Kreisen immer noch an der Tagesord-

nung ist, gibt es nur geringe Hoffnung

auf einen Stilwechsel. Dasselbe trifft

auf die nachhaltige Entwicklung zu,

eine interessante Idee, deren çUr-

sprung in Vergessenheit geraten ist.

Ihre Entstehungsgeschichte hat einen

hâheren Bekanntheitsgrad verdient.

Wenn die Rio-Konferenz sie in den

Vordergrund der politischen Szene

gerÅckt hat, ist es wichtig, die Tatsa-

che anzuerkennen, daÑ die der Önach-

haltigen EntwicklungÖ zugrunde lie-

genden Prinzipien schon seit den 50er

Wie man dem Wirrwarr

entrinnen kann

Inwieweit ist die EnttÜuschung ge-

rechtfertigt, dieses vage GefÅhl der

Nutzlosigkeit- und Verschwendung,

das eine Reihe informierter Beobach-

ter befÜllt, von denen viele diese Run-

de von Konferenzen verfolgt und zu

ihr beigetragen haben? In vielerlei

Hinsicht lautet die Antwort: ja, sie ist

gerechtfertigt. Aber es wÜre nutzlos,

es dabei bewenden zu lassen. Warum

hat soviel Agitation so wenig Wirkung

gehabt? Warum gab es so viele uner-

fÅllte Versprechen? Das ist es, was wir

uns alle fragen mÅssen.

UtopieermÅdung

Dieses Jahrhundert ist reich .an diver-

sen Ideologien, Bewegungen und uto-

pischen Ideen. Der Wechsel von den

einen zu den anderen geht so rasend

schnell voran, daÑ der Punkt erreicht

ist, wo kaum, daÑ neue Ideen erdacht

werden, sie auch schon wieder ver-

worfen oder in abgeleiteter Form wie-

derbelebt werden. Dies geschieht in

çbereinstimmung mit dem unerbittli-



hen kann. Wie beenden wir diese wil-

de GÜnsejagd? Wie schaffen wir eine

Kultur der Kritik und ziehen unsere

Lehren aus den letzten fÅnfzig Jahren,

anstatt mit reinem Gewissen schon

wieder dem nÜchsten Trend hinter-

herzulaufen?

Die NÅtzlichkeit des Wissens

Die Idee der Entwicklung beruht auf

dem Wert, dem einer bestimmten

Form von Wissen beigemessen wird:

das sogenannte allumfassende Wis-

sen, mit dem Experten und Ingenieure

zu Ikonen geworden sind. Dieses Wis-

sen hat zu mehr Komfort gefÅhrt, uns

schnellere Autos beschert sowie eine

fantastische Zahl von KonsumgÅtern,

an denen sich 20 Prozent der Weltbe-

vâlkerung erfreuen und um die sie die

restlichen 80 Prozent beneiden. Die-

ses Wissen, das uns leichten Zugang

zu allen StÜdten auf der Welt ver-

schafft, hat unseren Planeten auch

schmucklos und hÜÑlich werden las-

sen. Alle FlughÜfen sehen gleich aus,

alle SupermÜrkte sind identisch. Die

Vielfalt ist vor die Hunde gegangen.

Die Architektur, das menschliche Ver-

halten und die GeschmÜcker sind zu

einer unbeschreiblichen Gleichfârmig-

keit zusammengeschmolzen.

Çrtliches und angeborenes Wissen

ferte BrÜuche haben die Menschheit

dazu befÜhigt, Hungersnâte, Kriege

und andere Krisen durchzustehen.

Diese langsam aussterbenden Kennt-

nisse und Fertigkeiten sollten aus

GrÅnden der Dringlichkeit wiederbe-

lebt, gehegt und entwickelt werden.

Auf diese Weise wÜre es vielleicht

mâglich, eine andere Sichtweise vom

Zustand der Erde zu gewinnen, die

sich unterscheiden wÅrde von der, die

aus UN-Berichten hervorgeht. Diese

zeichnen nicht nur ein sehr be-

schrÜnktes, sondern zudem ein ex-

trem elendes und hohles Bild der

Menschheit, ihres Erfindungsreich-

tums, des menschlichen Tempera-

schen, auf bestimmte Situationen an-

gemessen zu reagieren. Nachdem

man sie gelesen hat, fragt man sich,

wie menschliche Wesen Åberhaupt

noch in solchen LÜndern leben kân-

nen.

Wie sich lÜngerfristige und

dringliche Themen mit-

einander vereinbaren lassen

Sich zu áeiner Politik langfristiger

Énachhaltiger EntwicklungÖ zu beken-

nen, wÜhrend man sich tÜglich den

dringlichen Problemen zuwenden

muÑ, ist nicht einfach. Es gibt in die-

sem Punkt keine Wahlmâglichkeit. Ab-

gesehen von den offen zu Kriegszonen

erklÜrten Gebieten, stellen europÜi-

sche Vororte und groÑe amerikanische

StÜdte Gewalt- und Krisensituationen

dar, die dringender Aufmerksamkeit

bedÅrfen. Fast Åberall auf dem Plane-

ten besteht die Notwendigkeit zum

Wiederaufbau, zur Sorge um die Lei-

denden und zum ZusammenfÅgen von

Gesellschaften, die auseinandergeris-

sen werden. Traditionelle Konzepte

humanitÜrer Hilfe sind nicht lÜnger

umsetzbar, da Notfallsituationen zu ei-

nem permanenten Merkmal der Ge-

sellschaften des Nordens und des SÅ-

dens geworden sind. Wenn die Proble-

me auch unterschiedlich sind, bleibt

doch die Notwendigkeit, lang- und

kurzfristige Zielsetzungen miteinander

zu vereinbaren. Menschen, die nach

einem wirklichen Gleichgewicht zwi-

schen Vorbeugung, Dringlichkeitslâ-

sungen und Wiederaufbau suchen,

denken Åber diese Thematik nach,

und die, die mit diesem Dilemma kon-

frontiert sind, kânnten von dieser

çbung profitieren.

Die Rolle der Ethik

Meine abschlieÑenden çberlegungen

gelten der Ethik. Sie ist offensichtlich

am wichtigsten, da sie erst allem an-

deren Bedeutung verleiht. Die Markt-

wirtschaft hat uns durch ihre Aus-

dehnung auf den ganzen Planeten zu

ÉMarktgesellschaftenÖ gemacht. Unse-

re Werte grÅnden sich auf Geld und

Medienerfolg. Das GerÅst individueller

und kollektiver Handlung ist fest im

strikten Materialismus verankert. Ei-

nige glauben, sie seien dem entron-

nen, indem sie blind anderen Syste-

men gefolgt sind, die sich allerdings

aufgrund ihrer Versprechungen von

GlÅckseligkeit als entfremdend erwie-

sen haben. Die Ethik steht dieser Me-

thode entgegen, sie stellt eher Forde-

rungen, anstatt Versprechungen zu

machen, und sie ist eher eine Disziplin

als ein Reaktionssystem. Sie sensibili-

siert uns fÅr das Leid und die groÑe

Not auf dieser Welt und hilft uns auch,

die notwendigen Mittel in uns selbst

zu finden, um uns dem Problem zu

stellen. Die ethische Betrachtung ver-

Ündert auch radikal die Darstellungs-

weise des Problems, und zwar in dem

Sinne, daÑ sie zunÜchst eine komplet-

te Wandlung des Selbst verlangt, be-

vor ein Versuch unternommen wird,

die Welt zu verÜndern: eine lange und

mÅhsame Aufgabe, ohne die alles an-

dere nur leeres Gerede wÜre.
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Seit der Rairo-Konferenz fÅr

Bevâlkerung und Entwick-

lung stehen europÜische

Familienplanungsorganisa-

tionen FPO) unter neuem

\erÜnderungsdruck.

Der verstÜrkt geforderte

Kinsatz fÅr sexuelle und

reproduktive Gesundheit

und Rechte hat bei einigen

FPO dazu gefÅhrt, ihre

politische \rbeit auf die

Parlamente und die Ministe-

rialbÅrokratien zu konzen-

trieren und mehrjÜhrige

äParlamentarier-Projekteë

durchzufÅhren.

Daneben sind neue Nicht-

regierungsorganisalionen

\RO entstanden. die

Organisationen sind und

nicht auch Dienstleister fÅr

SexualitÜt und Familien-

planung. In dieser Entwick-

lung deutet sich auch eine

\eudefinition des Polti-

schen an. Elke Thofs zeichnet

diesen Prozefs auf und

bewertet ihn fÅr die Arbeit

der FPO.

Als sich Ende der vierziger Jahre die

internationale Familienplanungsbe-

wegung neu formierte, war nicht vor-

aussehbar, ob sie Erfolg haben und

wie sie sich weiterentwickeln wÅrde.

Ihr Ziel war die weltweite Anerken-

nung der Idee der Familienplanung

als ein Beitrag zur Verbesserung der

schen. Die internationale Familienpla-

nungsbewegung agierte in einem zu-

meist ablehnenden bis feindseligen

Umfeld. Wir kânnen uns heute kaum

noch vorstellen, daÑ Mitte dieses Jahr-

hunderts Menschen, die sich fÅr die

Idee der Familienplanung einsetzten,

beruflich Schaden nahmen, zu Geld-

buÑen verurteilt wurden oder gar Ge-

fÜngnisstrafen erlitten. Die damaligen

Aktivisten muÑten Regierungen Åber-

zeugen, Gesetzesbarrieren Åberwin-

den, sich mit den Weltreligionen aus-

einandersetzen und schlieÑlich die

UnterstÅtzung der Bevâlkerung gewin-

nen. Heute wÅrde man dieses enga-

gierte Handeln mit der neuen Zauber-

formel äAdvocacyã (advocate: befÅr-

worten, sich einsetzen fÅr)

umschreiben.

Die Wurzeln des Politischen

Als 1952 die International Planned

Parenthood Federation (IPPF) und in

der Folge die IPPF Europa Region ge-

grÅndet wurden, entwickelten sich in

diesem Rahmen in Westeuropa Åber

einen Zeitraum von mehr als zwei

Jahrzehnten zahlreiche nichtstaatliche

FPO. Die gemeinsame Basis war die

erste Satzung der IPPF (1953) und

darin die erste internationale Festle-

gung des Rechts jedes Menschen auf

Familienplanung. Die Festlegung ging

zurÅck auf einen Forderungskatalog

des Internationalen Komitees zur Fa-

milienplanung, das auf Initiative der

PrÜsidentin der schwedischen FPO,

Elise Ottensen-Jensen, zusammen mit

aktiven Familienplanern aus Europa

und den USA 1946 in Stockholm ge-

grÅndet wurde.

Die Entwicklungen der FPO inner-

halb der IPPF Europa Region verliefen

unterschiedlich. Ein GroÑteil von ih-

nen schuf Einrichtungen fÅr Beratung

und SexualaufklÜrung und definierte

sich zugleich als Interessen- und

Fachverband. Es gelang allerdings

nicht, in allen westeuropÜischen LÜn-

dern ein flÜchendeckendes nichtstaat-

liches Beratungsnetz aufzubauen. Nur

eine Minderheit von FPO ist wie PRO

FAMILIA landesweit prÜsent.

Trotz der zahlreichen kulturellen,

sozioâkonomischen, politischen und

religiâsen Unterschiede in Europa ein-

te die FPO nicht nur der Einsatz fÅr

das Recht auf Familienplanung, das

1968 in der UN-Proklamation von Te-

heran endlich offizielle Anerkennung

fand, sondern auch die entschiedene

Ablehnung _bevâlkerungspolitischer

Indienstnahme von Familienplanung.

Die Legitimation fÅr politisches Han-

deln leiteten die FPO aus ihren Erfah-

rungen mit ihrer Klientel ab sowie aus

der Tatsache, daÑ sie Mitgliederorga-

nisationen waren. Ebenso bedeutsam

fÅr die Legitimation ihrer Arbeit wa-

ren Ergebnisse gemeinsamer regiona-

ler Projekte. Themen dieser Projekte

waren zum Beispiel Migration und Fa-

milienplanung, Familienplanung als

ein fundamentales Menschenrecht (ei-

ne in 18 europÜischen LÜndern durch-

gefÅhrte Studie zu Recht und Praxis

der Familienplanung), Schwanger-

schaftsabbruch in Europa, die Situati-

on schulischer SexualpÜdagogik in Eu-

ropa, SexualitÜt und Gewalt oder

Feminismus und die Gesundheitsbe-

wegung.

Die Einheit von Politik, Praxis und

Wissenschaftlichkeit hat sich in Euro-

pa bewÜhrt. In den siebziger Jahren

gelang es den europÜischen FPO, rele-

gesetzliche Liberalisierungen

durchzusetzen, staatlichen Fârderun-

gen ihrer Arbeit auszubauen und

neue, effektive Wege zielgruppenspe-

zifischer Beratung und Sexualauf-

klÜrung zu erâffnen (zum Beispiel die

peer group-Projekte äGrapevineã von

der englischen FPO und PRO FAMILIA

oder das Projekt äMobile Beratung

und SexualaufklÜrung in lÜndlichen

Regionenã der PRO FAMILIA). Ein

Meilenstein war sicherlich die Zusam-

menarbeit mit dem European Public

Health Committee on Family Planning

des Europarats und die Erarbeitung

von Standards fÅr Familienplanungs-

programme, die fÅr alle Mitgliedsorga-

nisationen des Europarats GÅltigkeit

haben sollten.'

Es steht auÑer Frage, daÑ diese

Entwicklung auch durch andere Fak-

toren begÅnstigt worden ist. Effektives

politisches Handeln braucht einen ho-

hen Grad an UnabhÜngigkeit und Ei-

gensinn. çber beides verfÅgte die

IPPF Europa Region. Sie erhielt bis

Mitte der achtziger Jahre weniger als



ein Prozent der gesamten Haushalts-

mittel der IPPF und war damit den

EinflÅssen und Verregelungen interna-

tionaler Donors (Geldgeber) weniger

ausgesetzt. Dies stÜrkte das politische

Profil der Region und ihrer Mitglieds-

organisationen. Die westeuropÜischen

FPO verfÅgten sowohl Åber klare Vor-

stellungen hinsichtlich politischer Mit-

gestaltung als auch Åber Strategien

zur Teilnahme an Macht. Zum Beispiel

strebte die englische FPO ein landes-

weites Beratungsstellennetz an, ver-

fÅgte schlieÑlich Åber mehr als tau-

send Einrichtungen und Åbergab diese

dem âffentlichen Gesundheitsdienst.

Das Spektrum politischen Handels

reichte von Auseinandersetzungen um

eine familiengerechte Wohnungsbau-

politik Åber die Ablehnung der Neu-

tronenbombe bis zur konkreten Zu-

sammenarbeit mit osteuropÜischen

Gruppen und Initiativen fÅr Familien-

planung, wie es nur wenige westeu-

ropÜische Organisationen zu Zeiten

des Kalten Krieges praktizierten.

Im VerstÜndnis von PRO FAMILIA

vergegenstÜndlicht sich dieses politi-

sche Handeln in dem Begriff Sexual-

politik: äSexualpolitik ist eine Åber-

greifende Aufgabe, die sich auf alle

Politikbereiche bezieht, in denen Åber

die Rahmenbedingungen und Mâg-

lichkeiten sexueller Lebensweisen von

Frauen und MÜnnern entschieden

wird. Neben Bevâlkerungspolitik

gehâren hierzu Frauen-, Gesundheits-,

Familien-, Bildungs-, Rechts- und So-

zialpolitik, aber auch etwa die Tarifpo-

litik, in der wichtige Weichenstellun-

gen fÅr die geschlechtspezifischen Le-

benschancen erfolgenã.?

Der schwierige Umgang mil

VerÜnderungen

Die achtziger Jahre sind sowohl von

einem Verlust des Politischen als auch

von einer neuen Politisierung gekenn-

zeichnet. Die europÜischen FPO rea-

gierten auf wesentliche gesellschaftli-

che VerÜnderungen unterschiedlich.

Die stetige Professionalisierung fÅhrte

unter anderem zur Distanz zu neuen

zentralen gesellschaftlichen Fragen

(z.B. Perspektiven des Wohlfahrts-

staats, Armut, Pluralisierung der Le-

benslagen). Die zunehmende Knapp-

heit âffentlicher Mittel bewirkte bei

vielen eine Konzentration auf das ei-

gene çberleben. Die Konsequenzen

aus den neuen sozialen Bewegungen

(z.B. die Kritik an der BÅrokratie und

Klientenferne sozialer Organisationen)

wurden einerseits ignoriert und ande-

rerseits als Herausforderung zur Er-

neuerung angenommen. Es gab FPO,

die bedeutungslos wurden und nur

noch auf dem Papier bestanden, sol-

che, die zu äAuÑenstellen der âffentli-

chen Verwaltungã* wurden, und wie-

derum andere, die trotz negativer Ent-

wicklungen in ihrem Umfeld

politisches, praktisches und fachliches

Engagement aufrecht erhielten und

weiterentwickelten.

Zwei Ereignisse in den achtziger

Jahren waren wesentlich fÅr die

zukÅnftige Entwicklung europÜischer

FPO: das sich Åber Jahre hinziehende

Projekt der Vorbereitung, Durch-

fÅhrung und Umsetzung der Interna-

tionalen Konferenz fÅr Bevâlkerung

und Entwicklung in Kairo und der Zu-

sammenbruch der kommunistischen

Systeme in Osteuropa.

Im Vorfeld der Kairo-Konferenz ge-

lang es, weltweit Hunderte von NRO

zu mobilisieren. Mehr als 1500 NRO

aus 133 LÜndern nahmen teil. Die ge-

plante Neuorientierung internationa-

ler Familienplanung hin zu einem

Konzept sexueller und reproduktiver

Gesundheit und Rechte implizierte so-

wohl Folgen fÅr das Dienstleistungs-

angebot als auch fÅr das politische

Handeln von FPO. SexualitÜt, Repro-

duktion, Gesundheit und Menschen-

rechte sind nunmehr miteinander in

einer Weise verknÅpft worden, wie es

bislang in der Geschichte institutiona-

lisierter Familienplanung noch nicht

der Fall war. Es gibt einen klaren poli-

tischen Handlungsauftrag fÅr alle Be-

teiligten, wie zum Beispiel die Fârde-

rung der LebensverhÜltnisse und die

Gleichberechtigung von Frauen oder

den Einsatz fÅr Rechtsreformen. In

diesem Zusammenhang taucht ein al-

ter Begriff neu auf und ist zum SchlÅs-

selbegriff politischen Handels gewor-

den: Advocacy. Advocacy: oder äEin-

treten fÅrã umfaÑt eine Breite von

AktivitÜten und Techniken zur Beein-

flussung von Politik, Medien und dem

Privatsektor, um die Ziele des Aktions-

programms von Kairo zu erreichen.

Der Beauftragte der amerikani-

schen Regierung fÅr die Kairo-Konfe-

renz, Timothy Wirth, machte auf sei-

nen zahlreichen Reisen im Vorfeld der

Kairoer Konferenz Politikern und NRO

unmiÑverstÜndlich klar, daÑ sowohl

mehr Institutionen wie auch mehr

Gelder fÅr die Umsetzung des ambitio-

nierten Aktionsplans von Kairo not-

wendig seien. Damit machte die ame-

rikanische Regierung auch deutlich,

wohin ein Teil der amerikanischen

Gelder zukÅnftig flieÑen wÅrde: in äin-

stitution buildingã (Aufbau neuer In-

stitutionen) und äadvocacy for fun-

dingã (Geldbeschaffung mittels Lobby-

ing).

In Osteuropa wurden nach 1989

mit Hilfe von internationalen Geldge-

bern wie IPPF, UNFPA, USAID zahlrei-

che FPO gegrÅndet, um die sexuelle

und reproduktive LebensqualitÜt der

Menschen radikal zu verbessern. Die

politische oder Advocacy-Arbeit dieser

neuen FPO besteht heute noch vorwie-

gend darin, die Bedingungen fÅr ihren

eigenen Auf--und Ausbau zu schaffen.

Als Geldbeschaffer fÅr internationale

Familienplanungsprogramme fallen

sie daher aus. Sie hÜngen selbst und

ausschlieÑlich am Tropf internationa-

ler Donors.

Konsequenzen å

Die NRO haben seit Kairo eine neue

herausragende Rolle zugewiesen be-

kommen. Die NRO-Euphoriker Åber-

sehen allerdings, bewuÑt oder unbe-

wuÑt, daÑ der internationale NRO-

Sektor nicht nur heterogener in seiner

Zusammensetzung geworden ist, son-

dern daÑ die Bezeichnung NRO nicht

automatisch Praxisorientierung, PrÜ-

senz in der FlÜche, bevâlkerungsnahe

Dienstleistungen, UnabhÜngigkeit von

staatlichen Institutionen, kritischer

Umgang mit Politik und demokrati-

sche VerfaÑheit bedeuten muÑ. Eine

gelungene und am Bedarf der Bevâl-

kerung orientierte Umsetzung des Ak-

tionsplans von Kairo ist also nicht nur

vom politischen und finanziellen En-

gagement der Regierungen abhÜngig,

sondern auch davon, welche NRO mit

welcher Zielsetzung sich daran beteili-

gen.

SpÜtestens seit Kairo wird deutlich,

daÑ sich die westeuropÜischen FPO

nicht nur in ihrem PolitikverstÜndnis

verÜndern, sondern daÑ sie sich auch

mit neuen Konkurrenzen auseinan-

dersetzen mÅssen. Den Angeboten in-

'ternationaler Donors, in Europa Advo-

cacy-Projekte fÅr die Zielgruppe Parla-

mentarierInnen fârdern zu wollen,

haben sich zahlreiche FPO nicht ent-

ziehen wollen. FÅr sie erâffnete sich

damit die Perspektive, ihre politische

Arbeit zu reaktivieren und zu profes-

sionalisieren und Finanzierungspro-



bleme zu lâsen. Gleichzeitig gerieten

sie in AbhÜngigkeit von den interna-

tionalen Donors, welche eine starke

EinfluÑnahme auf Inhalte und die Ko-

operation mit anderen europÜischen

NRO bedeutete.

Mit dieser Art von EinschrÜnkung

ihrer Autonomie haben die FPO bis-

lang keinen klaren Umgang gefunden.

Diese Unklarheit ist mit Gefahren ver-

bunden. Seit der Kairo-Konferenz ent-

wickeln sich einige westeuropÜische

FPO mehr und mehr zu Advocacy-

NRO und ihre Beratungsdienste schei-

nen fÅr sie zunehmend an Bedeutung

zu verlieren. Aus Mangel an âffentli-

cher Fârderung ist an einen Ausbau

nicht mehr zu denken. Die wirksame

Einheit von Sexualpolitik und berate-

rischen und sexualpÜdagogischen

Dienstleistungsangeboten lâst sich

Schritt fÅr Schritt auf. Damit sind

nicht nur neue Legitimationsprobleme

entstanden. Zu befÅrchten ist auch,

daÑ die stetige Qualifizierung von Fa-

milienplanungsdiensten und -infor-

mationen und deren Kontrolle zukÅnf-

tig weniger Beachtung finden werden.

Eine solche Entwicklung bedeutet fÅr

ratsuchende Frauen und MÜnner, daÑ

sie sich auf eine qualifizierte Familien-

planungsversorgung nicht mehr ver-

lassen kânnen.

Parallel zu den sich verÜndernden

FPO sind in Europa neue NRO ent-

standen, die erhebliche Mittel von

UNFPA, US-amerikanischen Stiftun-

gen oder der Privatwirtschaft erhal-

ten. Sie definieren sich als Advocacy-

NRO fÅr sexuelle und reproduktive Ge-

sundheit und Rechte.

Die neuen Advokaten

% treten ein fÅr BevâlkerungsrÅck-

gang. Sie unterscheiden sich von den

BevâlkerungsexplosionsbekÜmpfer der

sechziger und siebziger Jahre, indem

sie integrierte Fârderprogramme ins-

besondere fÅr Frauen propagieren

% sind im wesentlichen Umsetzungs-,

PR- und çbersetzungsagenturen ihres

internationalen Donors,

% haben wenig Praxiserfahrung,

% engagieren sich kaum fÅr die Belan-

ge der eigenen Bevâlkerungen,

% nutzen die FPO als instrumentelle

Partner bei der Beschaffung von Wis-

sen und Erfahrungen zu Klientenbe-

dÅrfnissen und -interessen,

% halten FPO fÅr politisch nicht son-

derlich effektiv und planen daher, mit

internationaler Hilfe weitere Advo-

cacy-NRO in Europa zu grÅnden und

% sind fÅr Politik und internationale

Donors attraktiv, vor allem weil sie be-

merkenswert zurÅckhaltend in der

Frage des Schwangerschaftsabbruchs

sind (die US-amerikanische Behârde

fÅr Entwicklungshilfe USAID z.B. fâr-

dert keine Programme, die auch die

DurchfÅhrung von Schwangerschafts-

abbrÅchen beinhalten).

GeschÜftë

Die Pluralisierung des NRO-Sektors

wird weiter voranschreiten. Die NRO -

so die NRO-Forscherin Annette Zim-

mer é waren in der Vergangenheit fest

in sogenannten Wertgemeinschaften

(z.B. christdemokratische, sozialde-

mokratische, katholische, protestanti-

sche) verankert. Dies sicherte Markt-

positionen und EinfluÑ. Das Problem

der Konkurrenz stellte sich kaum, und

die Frage der Kooperation bedurfte

keines ernsthaften Nachdenkens. Man

konnte sich selbst genÅgen.

Die ästabile Milieubildungã (Annette

Zimmer) lâst sich jedoch mehr und

mehr auf und wird durch eine flexible,

offene, aber in ihren Konturen noch

vâllig unklare Wertorientierung er-

setzt. Diese Entwicklung- entspricht

der in der gesamten Gesellschaft. Die

Debatten und Publikationen Åber

Marktverlust und die Notwendigkeit

neuer Werte hÜufen sich. Zwi-

schenzeitlich behilft man sich mit den

Argumenten äKonkurrenz belebt das

GeschÜftã oder äDie RealitÜt hat sich

verÜndertã. Der Wahrheitsgehalt die-

ser PlatitÅden ist unstreitig. AuffÜllig

ist jedoch die geringe Bereitschaft, sie

zu hinterfragen. Stattdessen macht

sich eine äanything goesã-Haltung

breit. Das Hinterfragen der Finanzie-

rungsquellen ist zum neuen Tabu ge-

worden. Kooperation und Vernetzung

werden zu çberlebensfragen stilisiert.

FPO, die sich dem Menschenrecht

auf sexuelle und reproduktive Gesund-

heit verpflichtet haben, mÅssen sich

allerdings fragen lassen, ob der Zweck

jedes Mittel heiligt.

und Verantwortung

Sozjale, fachliche und wirtschaftliche

GrÅnde sprechen mehr denn je dafÅr,

daÑ die FPO die systematische Koope-

ration mit anderen NRO zum verbind-

lichen Arbeitsprinzip erheben. Ange-

sichts der Auflâsung fester Milieubil-

dung im Dritten Sektor und den damit

vorerst entstandenen ethischen Un-

klarheiten mÅssen die Prinzipien fÅr

die verschiedensten Formen von Ko-

operation (z.B. mit dem Wissen-

schafts-, NRO-, âffentlichen und Pri-

vatsektor) neu definiert werden.

Wesentliche Prinzipien fÅr eine Ko-

operation sollten sein:

% Die Kooperation muÑ der Klientel

bedeutsam nÅtzen.

% Die Grundwerte und die IdentitÜt

der Kooperationspartner dÅrfen nicht

gefÜhrdet werden.

% Das MachtverhÜltnis zwischen den

Partnern sollte ausbalanciert sein.*

DarÅber hinaus mÅssen die FPO

diese allgemeinen Prinzipien mit den

Werten verbinden, denen sie sich ver-

pflichtet haben und wie sie in der

IPPF-Charta fÅr sexuelle und repro-

duktive Rechte niedergelegt sind.

Hierzu gehâren zum Beispiel das

Recht auf sexuelle und reproduktive

Gesundheit, die Gleichberechtigung

der Geschlechter oder die Ablehnung

jeglicher Form von sexualisierter Ge-

walt.

Wenn sich Kooperationen Åber die-

sen Wertekatalog nicht begrÅnden las-

sen kânnen und es nicht gelingt, Ko-

operation in diesem Sinne vertraglich

zu regeln, mÅssen sich FPO darÅber

im klaren sein, daÑ ihre Klientel Scha-

den nehmen kann. Und dann tragen

sie dafÅr die alleinige Verantwortung.

äFrâhliche* Kooperation oder

eine neue Ethik des

Handelns?

Das ist die zentrale Frage,

der wir uns stellen mÅssen.
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Vom Dritten Sektor spricht, wer nicht

privatwirtschaftliche Unternehmen

und nicht staatliche Einrichtungen

meint. In der Tat scheint die Abgren-

zung leichter zu fallen als die positive

Bestimmung. Unter dem Begriff Drit-

te-Sektor- oder Nonprofit-Organisatio-

nen verstehen wir so Unterschiedli-

ches wie Selbsthilfegruppen oder auch

soziale Bewegungen, Behindertenver-

bÜnde oder SchÅtzenvereine, Gewerk-

schaften oder UmweltverbÜnde, BÅr-

gerinitiativen oder Kirchen. Sie alle

existieren, weil BÅrgerwille sie voran-

treibt. Oft sind sie staatlich alimentiert

(mindestens steuerbegÅnstigt), weil

sie staatliche Einrichtungen entlasten

oder an der Schnittstelle zwischen

Staat und Gesellschaft politische Teil-

habe von sonst weniger reprÜsentier-

ten Gruppen ermâglichen und damit

Legitimation erzeugen. In der Abgren-

zung zum Staat vertreten sie partielle

Interessen und ermâglichen besonde-

re Formen der Mitwirkung und Ge-

staltung - einerlei ob fÅr die eigene

Gruppe oder fÅr andere. In der Regel

gehen die AktivitÜten Åber Çffentlich-

keitsarbeit hinaus. Die Aktionsformen

oder die Projekte sind beispielhaftes

Handeln im Sinne der Ziele. Diese un-

bedingte Ausrichtung auf partielle In-

teressen ist spezieller Vorzug und

Nachteil in einem: Vorzug, weil an der

unbedingten Vertretung dieser Inter-

essen kein Zweifel besteht; Nachteil,

weil diese mit Blick auf das Gemein-

wohl mit anderen Standpunkten und

Gruppen ausbalanciert werden mÅs-

sen.

Dieser ausgeprÜgte Dritte Sektor in

westlichen IndustrielÜndern ist nicht

nur ein Ergebnis des individuellen

und âffentlichen Reichtums dieser Ge-

sellschaften sondern auch ein Zeichen

demokratischer Reife. Auch nur parti-

ell organisationsfÜhige Interessen arti-

kulieren sich. Unter dem Begriff Zivil-

gesellschaft werden sie zum Hoff-

nungstrÜger der gelebten Demokratie.

Ihre Forderung nach Beteiligung im

staatlichen Handeln stÅtzt sich auf ei-

ne starke Mitgliederbasis oder auf ex-

terne MobilisierungsfÜhigkeit, auf ori-

ginellen Wissenserwerb oder auf ef-

fektive Informationsverbreitung. Das

SubsidiaritÜtsprinzip im deutschen

Sozialstaat gibt dem Dritten Sektor be-

sonderen Raum und Ressourcen.

Aufbau von NRÇ aÄs TrÜger von

Entwicklung

Auch in der Internationalen Diskussi-

on gibt es diese Interessengruppen -

hier werden sie Nichtregierungsorga-

nisationen (NRO, engl. NGO) genannt.

Ihre besondere Rolle liegt in der Teil-

nahme an internationalen Konferen-

zen, bei denen sie wichtige Inputs zur

Problemanalyse und zu Lâsungen bei-

tragen. Sie sind aber auch als Partner

in der Entwicklungszusammenarbeit

gefragt, wo sie oft als TrÜger von Ver-

Ünderungsprogrammen leistungsfÜhi-

ger erscheinen als die maroden oder

autoritÜren staatlichen Institutionen.

Auch hier erscheint die Zivilgesell-

schaft als neuer Hoffnungsanker,

wenn die good governance-Konzepte

der Entwicklungshilfe nicht greifen,

weil staatliche AutoritÜt ohne demo-

kratische Mitwirkung ins Leere lÜuft,

und wenn die Privatwirtschaft keine

Impulse fÅr gesellschaftliche Dynamik

setzt, ja nicht einmal an weltwirt-

schaftlichen Handels- und arbeitsteili-

gen Produktionsbeziehungen teilneh-

men kann.

Es ist ein Dilemma dieses Begriffs

NRO im Entwicklungskontext, daÑ er

den Interessens- bzw. den Handlungs-

aspekt nicht faÑt. AuÑerdem wird

nicht unterschieden, ob eine Organi-

sation im Norden oder im SÅden han-

delt bzw. ob sie den Transfer zwischen

Nord und SÅd leistet. Bei den Organi-

sationen selbst ist oft die Ressourcen-

basis verschleiert. Ob zahlreiche Mit-

glieder oder Spender, staatliche Zu-

schÅsse oder potente private

Geldgeber (z.B. Stiftungen) hinter der

Organisation oder den MaÑnahmen

stehen, wird nicht erkennbar. Bedenk-

lich ist es gar, wenn NRO komplett am

Tropf von Regierungsinstitutionen

oder privaten Gebern hÜngen und da-

mit in vollstÜndige AbhÜngigkeit gera-

ten. Damit bÅÑen sie ihren eigenstÜn-

digen Part ein. Aber im Interessensbe-

zug und in den internen

Willensbildungs- und Entscheidungs-

prozessen muÑ sich eine Organisation



des Dritten Sektors vom Ersten und

Zweiten Sektor unterscheiden.

FÅr Industrie- wie Entwicklungs-

lÜnder gilt gleichermaÑen, daÑ Dritte-

Sektor-Organisationen Kompetenz

entwickeln mÅssen. Das geschieht

durch Leistungsangebote, durch Spe-

zialisierung, manchmal auch durch

die mit GrâÑe und Differenzierung

einhergehende Professionalisierung.

Die WohlfahrtsverbÜnde sind in

Deutschland ein Beispiel fÅr langsame

Professionalisierung, der ADAC ist ein

anderes. Greenpeace hat in kurzer

Zeit ein hohes Kompetenzniveau er-

reicht. Die genannten Beispiele zeigen

aber auch, daÑ diese Organisationen

in einem bestimmten Kontext stehen,

der - gleichsam wie Humus - idelle

und materielle UnterstÅtzung liefert.

Jede Organisation ist einzigartig, sie

hat ihre Sprache und ihre Symbole,

ihren Aufbau und ihre Beteiligungs-

muster. Das unterscheidet sie von

staatlichen Strukturen.

Die in der International Planned

Parenthood Federation (IPPF) zusam-

mengeschlossenen Familienplanungs-

organisationen in Åber 130 LÜndern

bilden ein Nord und SÅd Åbergreifen-

des Netzwerk mit einem gemeinsa-

men Gegenstandsbereich. Die Veran-

kerung dieses Themas im Dritten Sek-

tor ist nicht zufÜllig. Familienplanung

verlangt Vertrauen der angesproche-

nen Personen in die Institution. Nicht

selten sind die erforderlichen Angebo-

te in politischen Auseinandersetzun-

gen erkÜmpft worden. FÅr die schwie-

rige Aufgabe des Know-how-Transfers

von Nord nach SÅd (oder West nach

Ost) kânnten damit ausgesprochen

gÅnstige Bedingungen vorliegen.

Die Vorgehensweise der IPPF-:

erdrÅckende Hilfe

Niemals kann es gelingen, alle Organi-

sationen des Dritten Sektors nach glei-

chem Muster zu entwickeln. Einen

derartigen Ansatz versucht aber die

Europa-Region der IPPF fÅr die osteu-

ropÜischen LÜnder. Die Jahre des

staatssozialistischen Regierungssy-

stems und der russischen Fremdherr-

schaft haben deren Kultur Åber Jahre

unterdrÅckt. Statt nun von unten neue

Beteiligungsformen entstehen zu las-

sen, versucht die IPPF im Top-Down-

Ansatz, allen Familienplanungsorga-

nisationen ein einheitliches Professio-

nalisierungsmuster aufzudrÅcken. Die

nationalen Organisationen werden mit

verbindlich gemachten StrategieplÜ-

nen gleichsam zu Ablegern oder Filia-

len der Dachorganisation gemacht.

Die NRO im Osten haben ihren Auf-

bau unter den spezifischen Bedingun-

gen der Transformation vollziehen

mÅssen. Ihre Programmatik muÑte

sich stÜndig den verÜnderten Lebens-

bedingungen anpassen und ihr struk-

tureller Aufbau muÑte auch die vor-

handenen demokratischen Impulse in

der Bevâlkerung aufgreifen. Was nicht

funktionieren konnte, war das ZurÅck-

greifen auf feste Muster. Vielmehr

muÑten die mittel- und osteuropÜi-

schen Familienplanungsorganisatio-

nen immer wieder neu lernen.

Die erdrÅckende Hilfe der IPPF in

dieser Situation war und ist: fÅr alle

LÜnder einheitliche Handlungsanlei-

tungen und Strukturvorgaben. Zur

Umsetzung werden mit riesigem Auf-

wand (gemessen an den Budgets von

Organisationen dieser LÜnder) Exper-

ten in das Land geschickt, die teilwei-

se keine Kenntnis der nationalen Be-

dingungen haben, aber in kurzer Zeit

Lâsungen fÅr Probleme aller Art ent-

wickeln é fÅr drÜngende und kaum

wahrgenommene, fÅr zentrale und

marginale, fÅr reale und fiktive. Den

VorschlÜgen dieser Consultants haben

dann MaÑnahmen zu folgen, die in ei-

nem dichten Berichtssystem die Um-

setzung und deren Erfolge darlegen.

An den Berichten wiederum hÜngt der

MittelfluÑ fÅr weitere Consultants,

MaÑnahmen und Erfolgsberichte. Die

Terminologie der Berichte folgt dem

Strategieplan; alle Ergebnisse sind

kann so auch benachbarte LÜnder

vergleichen. Die Konkurrenz zwischen

den einzelnen LÜndern wÜchst. Wer

keine Erfolge aufweist, bei dem sind

die Investitionsmittel aus London

nicht gut angelegt. SelbstverstÜndlich

ist die Berichts- und Kommunikations-

sprache Englisch, was nur von Weni-

gen in diesen LÜndern gesprochen

wird.

Das Gegenmodell:

Partnerschaftlicher

Austausch

Unser Fachgebiet SexualitÜt ist kultu-

rell definiert, seine Sachverhalte sind

nur im kulturellen Kontext zu verste-

hen. Jede Kultur kennt unterschiedli-

che Formen von Zufriedenheit und

GlÅck oder von MÜnner- und Frauen-

rollen. Sie bringt in ihrer Unterschied-

lichkeit aber auch immer andere so-

ziale Organisationsformen heraus. Ge-

rade die Befassung mit SexualitÜt

verlangt unterschiedliche ZugÜnge fÅr

InteressensbÅndelung oder fÅr den

Aufbau neuer Dienstleistungsangebote.

Der kritische Punkt bei allen Hilfen

ist immer der nach der erwarteteten

Gegenleistung. Was erwarten die in-

ternationalen Geber? Sie verlangen

von den Organisationen den Nach-

weis, daÑ ihre Angebote angenommen

werden. Kritisch ist es, wenn dann

den NRO Standardlâsungen aufge-

drÅckt werden, solche Angebote, die

formuliert und geschaffen worden

sind, ohne die wirkliche BedÅrfnislage

von Menschen zu kennen. Das BedÅrf-



nis nach. reproduktiver Gesundheit

und sexuellen Rechten, ein zutiefst

persânliches und kulturell geprÜgtes

BedÅrfnis, wird so den Menschen

weggenommen und in den KanÜlen

der internationalen Institutionen und

Organisationen definiert.

Das Gegenmodell fÅr internationale

Hilfe im Dritten Sektor liegt auf der

Hand und wird in vielen NRO auch

praktiziert: Fârderung der Organisa-

tionen im SÅden und Osten durch

partnerschaftliche Hilfe; Entwicklung

der Organisation aus der eigenen Kul-

tur heraus; Bindung der Organisation

an formaldemokratische Regeln; Ler-

nen aus dem Beispiel von anderen;

Austausch von Erfahrungen, Metho-

den und Instrumenten; Beobachten

von VerÜnderungstrends; Konfrontati-

on mit ungelâsten Problemen. Nur so

werden. Organisationen des Dritten

Sektors zu effektiven Sachwaltern ih-

rer Interessen.

Die Mitgliedsorganisationen inner-

halb der IPPF sind an gleichberechtig-

ter Partnerschaft und an Austausch

interessiert. FÅr die PRO FAMILIA be-

deutet das: wir geben unser Wissen

weiter, auch an die Familienplanungs-

organisationen in Osteuropa, die mit

uns in der Europa-Region zusammen-

gefaÑt sind. Und so wie wir von Fran-

zosen, NiederlÜndern und Skandina-

viern lernen kânnen, sind fÅr uns die

Transformationserfahrungen aus

RumÜnien, aus Polen oder aus Lett-

land wertvoll. Ein Beispiel fÅr notwen-

dige Kooperation untereinander: In

Deutschland bietet PRO FAMILIA ge-

rade auch fÅr Migranten Informatio-

nen Åber Kontrazeption an. Bei einer

gemeinsamen Entwicklung solcher

Hilfen mit Fachleuten aus der Her-

kunftsregion kann die Ansprache ziel-

genauer gelingen.

Neue NRO mit fraQ-

wÅrdigem Ansatz?

Unter den NRO im Bereich der Famili-

enplanung ist in den letzten Jahren

das Entstehen neuer Organisationen

zu beobachten, die sich in erster Linie

dem Ziel verpflichtet fÅhlen, das Be-

vâlkerungswachstum einzudÜmmen.

Mit diesen arbeitet die IPPF zusam-

men und sie werden gezielt und effek-

tiv von groÑen U.S.-amerikanischen

Industriestiftungen finanziert. Deren

Leitidee ist die Verlangsamung des Be-

vâlkerungswachstums. Auch wenn

seit Malthus immer wieder bewiesen

wurde, daÑ die Erde mehr Menschen

als erwartet Raum zum Leben gibt,

muÑ man diese Idee nicht durchgÜn-

gig diskreditieren; zumal wenn man

sieht, wie starkes Bevâlkerungswachs-

tum in den LÜndern des SÅdens oft die

mÅhsam erreichten Fortschritte beim

Wirtschaftswachstum oder bei der âf-

fentlichen Versorgung aufzehrt.

Auch die Projekte dieser neuen Be-

vâlkerungsorganisationen wie zum

Beispiel die Deutsche Stiftung Weltbe-

vâlkerung sind modern im Auftritt

und an den Interessen der Zielgrup-

pen interessiert: In ihrer PR stehen

Frauen und Kinder an erster Stelle.

Allerdings: partnerschaftlich orientiert

sind sie nicht. Sie treten auf wie insti-

tutionelle Geber. Die Lage der Frauen

und Kinder in Europa findet ihr Inter-

esse nicht - schlieÑlich ist hier -die Be-

vâlkerungsentwicklung stabil.

Ganz bewuÑt steht fÅr PRO FAMI-

LIA nicht die Frage der Bevâlkerungs-

entwicklung an erster Stelle sondern

die der Menschenrechte und der ge-

sellschaftlichen Beteiligung von Frau-

en, Paaren, Familien und Kindern. Die

europÜische Geschichte der letzten

BekÜmpfung von MÅtter- und Kinder-

sterblichkeit und erhâhte Bildung-

schancen fÅr Frauen das Bevâlke-

rungswachstum auf demokratische

Weise gebremst haben. Bevâlkerungs-

politik ist allzuoft in Verruf gekommen

duellen Rechten nur selten versâhnt.

Familienplanung aber ist ein Konflikt-

und kein Konsensbereich, nicht in Eu-

ropa oder Nordamerika und nicht in

den LÜndern des SÅdens und Ostens.

Zwei Fragen mÅssen sich jene Be-

vâlkerungs-NRO wie die Deutsche Stif-

tung Weltbevâlkerung stellen lassen:

Warum will und kann man fÅr die

Bevâlkerungsentwicklung auf unse-

rem Planeten mehr Geld mobilisieren

als fÅr Frauen, die keinen Zugang zu

Bildung haben und- fÅr ádie ihre

Schwangerschaft eine lebensgefÜhrli-

che Bedrohung darstellt, oder fÅr Kin-

der, die keine Lebensperspektive ha-

ben?

Mit welcher moralischen Legitima-

tion kann man Projekte in Entwick-

lungslÜndern durchfÅhren und dort

Wandel herbeifÅhren wollen, wenn

man im eigenen Land nicht fÅr die

Maximen seines Handelns einsteht?

FÅr Regierungshandeln und gerade

auch fÅr NRO gilt: Menschenrechte

BundeskonferenzfÅr -;
ErzichÅngsberatung

Jahrbuch fÅr Erziehungs-

beratung Band 3

hrsg. v. Andreas Hundsalz, Klaus Menne,
Hubert Cremer

Jahrbuch fÅr Erziehungsberatung, hrsg. v.
der Bundeskonferenz fÅr Erziehungsbera-

tung e.V. 1998, br. 264 S.,
DM 48,00 (0483 7)

Der dritte Band stellt sich den verÜnderten
Kontextbedingungen. Ein starker Impuls geht
vom Modell der Neuen Steuerung aus. Vor
diesem Hintergrund werden Arbeiten Åber Ko-
operationen, auf die sich Erziehungs- und Fa-
milienberatung stÜrker als in frÅheren Jahren
eingelassen hat, und Untersuchungen prÜsen-
tiert, die die Institution selbst aus verschiede-
nen Perspektiven in den Blick nehmen.

Bettina Schmidt

SuchtprÜvention bei

konsumierenden

Jugendlichen

SekundÜrprÜventive AnsÜtze in der
geschlechtsbezogenen Drogenarbeit

Gesundheitsforschung, hrsg. von B. Badura,
K. Hurrelmann, A. KrÜmer und U. Laaser.

1998, 244 S., br. DM 39,80 (1181 7)

Die Erfolge und auch die Grenzen primÜrer und
tertiÜrer DrogenprÜvention haben in den letz-
ten Jahren zu vermehrten AktivitÜten im se- |
kundÜrprÜventiven Sektor gefÅhrt. SekundÜr-
prÜventive MaÑnahmen dienen dazu, bereits
riskant konsumierende MÜdchen und Jungen in
prÜventive MaÑnahmen einzubinden und das
Abgleiten in miÑbrÜuchliche Konsummuster zu
verhÅten. In dieser Arbeit wird untersucht, ob
Bedarf an Versorgungsmâglichkeiten fÅr dro-
gengefÜhrdete Jugendliche besteht und wie ein
entsprechendes Angebot auszugestalten ist.

Norbert Kluge

Sexualverhalten

Jugendlicher heute

Ergebnisse einer reprÜsentativen
Jugend- und Elternstudie Åber Verhalten

und Einstellungen zur SexualitÜt

Juventa Materialien. 1998, br. 224 NA
DM 34,80 (1390 9)

çber die sexuellen AktivitÜten der Jugend wird
immer wieder spekuliert und diskutiert. Nun-
mehr kann auf reprÜsentative und statistisch
abgesicherte Untersuchungsergebnisse zurÅck-
gegriffen werden, deren Daten 1994 in West-
und Ostdeutschland erhoben worden sind. Ihre
Daten kânnen mit denen der Untersuchung
von 1980/81 verglichen werden.

Mehr Info im Internet: http:///www.vlb.de

Juventa Verlag, EhretstraÑe 3, D-69469 Weinheim
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Anfang der siebzi-

ger Jahre initiier-

te die ègypterin

Aziza Hussein

das Sandyoun Vil-

lage Projekt, das

in den siebziger

Jahren internatio-

nal als das Pio-

integrierte Familien-

te sie das Thema Familienplanung

zum Schutz der WÅrde der Frauen in

die Vereinten Nationen ein. Sie spielte

eine fÅhrende Rolle bei der Ausarbei-

tung der UN-Frauenrechtskonvention.

Sie war PrÜsidentin der IPPF. In ègyp-

ten wirkte sie an der Reform des

Scheidungsrechts mit und setzte das

Thema genitale VerstÅmmelung an

vorderster Stelle der nationalen Agen-

da.

Das Interview hat Elizabeth Ben-

nour fÅr das Pro Familia Maga-

zin gefÅhrt. Sie ist Senior Asso-

ciate bei Planning Assistance, ei-

ner Nichtregierungsorganisation

fÅr Entwicklungsplanung und

-management mit Sitz in den

U.S.A. Elizabeth Bennour lebt

und arbeitet in Nordafrika.

pfm

Was ist Ihrer Meinung nach der ent-

scheidende Beitrag der Internationa-

len Konferenz fÅr Bevâlkerung und

Entwicklung (ICPD, Kairo 1994) fÅr

die internationale Familienplanungs-

arbeit?

Aziza Hussein

Die ICPD lieferte den konzeptionellen

Rahmen fÅr unsere kÅnftige Arbeit.

Dieser deckt sich nach unserer Lesart

vâllig mit unseren Erkenntnissen und

spiegelt die Erfahrungen wider, die

wir in mehr als einem Land gemacht

hatten. Dank der Anstrengungen von

Nichtregierungsorganisationen (NRO)

konnte schlieÑlich ein gemeinsamer

Nenner gefunden werden.

Die fragmentarisch gebliebenen

unserem Arbeitsgebiet wurden auf der

ICPD zu einem integrativen Ansatz Zu-

sammengefaÑt. Wir hatten vor der

ICPD bereits eine Menge erreicht, zum

Beispiel in den lÜndlichen Gebieten, in

Fragen der Integration, des Familien-

rechts, gegen die genitale VerstÅmme-

lung. Andere Fragen, wie Umwelt und

Migration, hatten wir dabei aber

auÑer acht gelassen. Als Menschen-

rechtsorganisationen hatten wir auch

stets Konfrontationen gemieden.

Gegen die Vorstellung, daÑ auch Ju-

gendliche sexuelle Rechte haben, hat-

ten wir Vorbehalte gehabt. Mit diesem

Thema hatten wir uns allenfalls di-

stanziertt und mit beschânigenden

Umschreibungen befaÑt. Erst nach

der IPCD begannen wir, offensiver zu

werden. Das Thema SexualaufklÜrung

hatten wir vorher nicht anschneiden

kânnen. Es war nie als ein Menschen-

recht diskutiert worden. Die ICPD, bei

der Vertreter unterschiedlicher Kultu-

ren versammelt waren, brachte diesen

wichtigen Aspekt zur Sprache. Die

ICPD setzte sich auch damit auseinan-

der, daÑ kulturelle

Wertvorstellungen berÅcksichtigt wer-

den mÅssen. Im Vorfeld der Konferenz

hatten manche befÅrchtet,

Vorstellungen

unterschiedliche

bestimmte

kânnten uns einfach

hatte nicht begriffen, daÑ hier die

äWeltgesellschaft zu einer Diskussion

im Rahmen eines offenen Forums zu-

sammenkam.

pfm

Die ICPD fand in Kairo statt. Sie wird

Ja auch hÜufig als der äKairo-Gipfelã

bezeichnet. Was hat die Konferenz

den Ügyptischen NRO gebracht?

Aziza Hussein

Wir haben den Schritt vom hartnÜcki-

gem Widerstand der Çffentlichkeit ge-

gen die Konferenz Åber die Akzeptanz

bis hin zur vâlligen Identifikation voll-

zogen. Auf der ICPD kam das Potential

der Ügyptischen zivilgesellschaftlichen

Organisationen voll zum Zug. Das

NRO-Forum bot Gelegenheiten zu ech-

ter Diskussion und das war etwas

Neues. Es wurde debattiert und ge-

stritten und das war gut so. Die Orga-

nisatoren des NRO-Forums hatten

sich fÅr eine neutrale Position ent-

schieden, um fÅr alle - die Verfechter

bestimmter Positionen ebenso wie de-

ren Kontrahenten und die Fundamen-

talisten é offen zu sein. Die Ügypti-

schen NRO haben insgesamt 70

Workshops abgehalten. Wo sonst wÜre

dies mâglich gewesen? Hier vollzog

sich ein bislang beispielloser aufklÜre-

Kraftakt und kultureller Aus-

Auf verschiedenen Ebenen -

rischer

tausch.



national und lokal, in den StÜdten und

auf dem Lande - tÜtige NRO setzten

sich an einen Tisch, um in einem sy-

stematischen Dialog ihre Auffassun-

gen vorzutragen und einen Konsens

fÅr das AbschluÑdokument zu finden.

Das Ergebnis war eine bis ins Detail

ausgearbeitete Position fÅr die Einbe-

ziehung der Menschenrechte und der

unterschiedlichen Standpunkte.

Zur Zeit befinden wir uns in der

Umsetzungsphase. Es bleibt abzuwar-

ten, wie sich unsere Zusammenarbeit

gestalten wird. Das Aktionsprogramm

bietet zahlreiche Optionen. Der Begriff

reproduktive Gesundheit wird inzwi-

schen breiter gefaÑt. Wir sind auch

dabei, einen Weg fÅr eine partner-

schaftliche Zusammenarbeit mit der

Regierung zu finden. Dies war vor der

ICPD nicht der Fall. Inzwischen hat

die Regierung eine Gesundheitsreform

in Aussicht gestellt, an der wir mitwir-

ken werden. Mit der Qualifizierung

und dem Ausbau unserer Dienstlei-

stungen werden wir neue Wege be-

schreiten mÅssen. Und wir werden

LÅcken schlieÑen, indem wir neue

NRO einbinden, die keine reprodukti-

ven Gesundheitsdienste anbieten. Wir

mÅssen uns fÅr die Familienplanung,

fÅr die Gesundheit der Frauen und ge-

gen die VerstÅmmelung der weibli-

chen Genitalien stark machen. Unser

Hauptaugenmerk bleibt auf Frauen

und Jugendliche sowie auf die èrm-

sten der Armen gerichtet.

pfm

Derzeit konzentrieren Sie sich darauf,

ein gÅnstiges ArbeitsumfeldfÅr die im

Bereich Bevâlkerung und Entwicklung

tÜtigen NRO zu schaffen. Welchen

Herausforderungen mÅssen sich NRO

in ègypten stellen?

Aziza Hussein

Die NRO mÅssen sich einer ganzen

Reihe von Aufgaben stellen:

EM es muÑ ein Ansatz zur partner-

schaftlichen Zusammenarbeit der

NRO untereinander entwickelt werden,

EM es mÅssen neue Strategien der Mit-

telbeschaffung entwickelt werden,

EM es muÑ eine liberalere Gesetzge-

bung fÅr NRO geschaffen werden.

Die Reform des NRO-Rechts ist im

Gange, und es sieht ganz so aus, als

wÅrde das neue Gesetz selbst den kri-

tischsten Organisationen äentgegen-

kommenã. Die Regierung hat die Be-

deutung der NRO erkannt. Nach dem

neuen Gesetz sollen sich Gruppen und

Netzwerke frei vereinigen und ent-

scheiden dÅrfen, in welcher Form sie

miteinander kooperieren wollen und

werden - abgesehen von minimalen

Eingriffen durch die Verwaltung -

praktisch staatlich anerkannt. NROs

brauchen meiner Meinung nach vor

allem UnabhÜngigkeit und FreirÜume.

pfm

Welche PrioritÜten mÅssen fÅnf Jahre

nach Kairo sowohl international als

auchfÅr ègypten gesetzt werden?

Aziza Hussein

Wir mÅssen AufschlÅsse Åber die kul-

turellen Faktoren gewinnen, die der

Verbesserung der reproduktiven Ge-

sundheit im Wege stehen. Wir mÅssen

die Themen Beziehungen innerhalb

der Familie, die Gender-Problematik,

mÜnnliche/weibliche SexualitÜt auf-

greifen und dies mit Blick auf die Ein-

leitung eines gesellschaftlichen Dia-

logs und die Inangriffnahme von Auf-

klÜrungsmaÑnahmen Åber mehrere

Generationen hinweg. Wir mÅssen ei-

ne einfachere Sprache entwickeln, um

die Kommunikation zwischen den in-

ternationalen und den lokalen Organi-

sationen zu verbessern.

pfm

Sie haben hÜufig von sich gesagt, sie

seien eine Tabubrecherin. Welches Ta-

bu haben Sie sich als nÜchstes vorge-

nommen?

Aziza Hussein

SexualitÜt und Alter. Das Altwerden ist

fÅr viele Menschen mit Angst und

Scham verbunden, dabei kânnen uns

gerade èltere so viel Weisheit vermit-

teln. SexualitÜt im Alter und entspre-

chende AufklÜrung bis ins hohe Alter

sollten nicht lÜnger tabuisiert-werden.

Wir mÅssen unsere herkâmmlichen

Einstellungen zur SexualitÜt Åberwin-

den. Statt weiter in Mann/Frau-Kate-

gorien zu denken, mÅssen wir dahin

kommen, uns als äMenschenã zu ver-

stehen. Wir sollten uns mit dem The-

ma Macht und Manipulation durch Se-

xualitÜt befassen. Und wir sollten die

transzendentale Liebe zwischen den

Menschen fârdern und stÜrken.

pfm

Welche Herausforderung haben Sie

bei Ihrer Arbeit als die schwierigste

empfunden?

Aziza Hussein

Die moralische Verpflichtung, aus der

meine harte ehrenamtliche Arbeit ent-

springt. Ich will zu meinen Verspre-

chungen stehen. Diese Aufgabe stellt

sich mir immer wieder von Neuem. ,

Ich kann nicht Nein sagen, wenn mich

jemand um Hilfe bittet und ich wirk-

lich etwas fÅr ihn tun kann.

pfm

Sie wurden immer wieder als Revolu-

tionÜrin bezeichnet. Sehen Sie sich

auch so?

Aziza Hussein

Nie und nimmer. FÅr mich hat dieser

Begriff etwas Selbstzerstârerisches.

Jemand opfert sich einer Sache und

geht dabei zugrunde. Ich lâse mich,

betrachte mein Ziel aus einer gewis-

sen Distanz und transzendiere es. Ab-

gesehen davon bin ich dem Extremis-

mus abgeneigt. Eine moderate Vorge-

hensweise entspricht mir mehr.

Ein RevolutionÜr gibt irgendwann

auf. Ich nicht. Ich vertraue darauf,

daÑ meine Zeit kommen und am Ende

das Gute siegen wird. Weshalb soll ich

selbst dabei ädraufgehenã?



kulturellen Systemen.

Das Recht auf

Information und Bildung

in Bezug auf die sexuelle und reproduktive

Gesundheit und Sicherstellung der Gesund-

heit und des Wohlergehens von Personen

und Familien

Das Recht auf

Gedankenfreiheit

einschlieÑlich des Rechts darauf, keiner

einschrÜnkenden Interpretation religiâser

Texte, Glaubensrichtungen, Philosophien

und Sitten ausgesetzt zu sein, die dazu

benutzt werden, die Gedankenfreiheit im

Zusammenhang mit der sexuellen und

reproduktiven Gesundheitsversorgung und

anderer Fragen einzuschrÜnken.

Das Recht auf

Leben

was unter anderem bedeutet, daÑ das

Leben keiner Frau durch Schwangerschaft

einem Risiko oder einer Gefahr ausgesetzt

werden darf.

Das Recht auf

Freiheit

und Unversehrtheit der Person, welches

anerkennt, daÑ alle Personen das Recht

haben, sich an ihrem sexuellen und

reproduktiven Leben zu erfreuen, es selbst

zu gestalten und keiner erzwungenen *

ii Schwangerschaft, Sterilisation oder

" Abtreibung ausgesetzt zu sein.

Das Recht auf

Versammlungsfreiheit und

politische Beteiligung

was unter anderem bedeutet, daÑ alle Per-

sonen das Recht haben, das Ziel zu verfol-

gen, Regierungen dahingehend zu beeinflus-

sen, daÑ diese der sexuellen und reprodukti-

ven Gesundheit und entsprechenden

Rechten PrioritÜt einrÜumen.

Das Recht auf

Gleichheit

und darauf, auch im sexuellen und

reproduktiven Leben keiner Form der

Diskriminierung ausgesetzt zu sein.

Das Recht auf

Freie Entscheidung fÅr oder

gegen Ehe und die GrÅndung und

Planung einer Familie.

Das Recht auf

PrivatsphÜre

was bedeutet, daÑ alle Dienstleistungen im

Zusammenhang mit sexueller und

reproduktiver Gesundheit vertraulich sein

sollen, und daÑ alle Frauen das Recht auf

autonome Wahlmâglichkeiten im Zusam-

menhang mit ihrer Fortpflanzung haben.

Das Recht auf

Gesundheitsversorgung und

Gesundheitsschutz

einschlieÑlich der Rechte der Klientinnen

und Klienten auf Information, Zugang,

Wahlfreiheit, Sicherheit, Schutz der Privat-

sphÜre, Vertraulichkeit, wÅrdevollen

Umgang, Wohlbefinden, KontinuitÜt und

Entscheidungsfreiheit.

Das Recht auf

Freie Entscheidung, ob und wann

die Geburt eigener Kinder

erwÅnscht ist.

Das Recht auf

Schutz vor Folter und

MiÑhandlung

einschlieÑlich der Rechte von Kindern auf

Schutz vor sexueller Ausbeutung und

sexuellem MiÑbrauch und des Rechts aller

auf Schutz vor Vergewaltigung, Notzucht,

sexuellem MiÑbrauch und sexueller

BelÜstigung.

Das Recht auf É

Nutzen des wissenschaftlichen

Fortschritts,

welches das Recht aller Klientinnen und

Klienten der sexuellen und reproduktiven

Gesundheitsversorgung auf Zugang zu

neuen Reproduktionstechnologien

anerkennt, die sicher und akzeptabel sind.



der Slowakei gestaltet mit
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1 er Aufbau von NRO in Osteuropa

zu Beginn der neunziger Jahre

war zweifelsohne ein wichtiger Bei-

trag zur Entwicklung neuer Demokra-

tien. FÅr etablierte Demokratien sind

NRO eine SelbstverstÜndlichkeit. In

stabilen Demokratien verfÅgen sie

Åber reale Mâglichkeiten mitzuwirken

und gleichzeitig das staatliche Han-

deln zu kontrollieren.

- Eine Reihe von NRO entstand nach

1989 in der Tschechoslowakei und

dann nach 1993 in den beiden unab-

hÜngig gewordenen Republiken. In ih-

nen wirkten und wirken Menschen

mit, die sich mit groÑer Begeisterung

fÅr ihre Sache einsetzen.

Wir selber sind seit ihrer GrÅndung

in der SFPO aktiv. Da wir auch die in-

ternationale Situation recht gut ken-

nen, kânnen wir mit Fug und Recht

sagen, daÑ in den FPO Osteuropas der

Anteil von FachkrÜften - vor allem

FachÜrzte - hâher ist als in Westeuro-

pa. Dies ist durchaus verstÜndlich,

weil wÜhrend des kommunistischen

Regimes viele Probleme einfach nicht

gelâst oder aber von sogenannten

äkompetentenã Personen unter vâllig

anderen Gesichtspunkten behandelt

wurden. Wir erinnern uns noch sehr

gut an die verheerenden Folgen der

pronatalistischen Bevâlkerungspolititk

des rumÜnischen Diktators Ceaucescu.

Die EinschrÜnkung legaler Schwan-

gerschaftsabbrÅche fÅhrte zu einem

enormen Ansteigen der MÅttersterb-

lichkeit, die Zahl der illegalen Abtrei-

bungen und Tâtungen von SÜuglingen

nahm sprunghaft zu.

Fast Åberall im Ostblock galt der

Schwangerschaftsabbruch als VerhÅ-

tungsmittel. In der Frage der repro-

duktiven Gesundheit haben die zu-

stÜndigen Administrationen in allen

osteuropÜischen LÜndern immer wie-

der versagt.

Der Kampf gegen die politischen

VerhÜltnisse, das Verlangen nach

Selbstverwirklichung fÅhrten dazu,

daÑ vor allem FachkrÜfte wie èrztIn-

nen, LehrerInnen und PsychologInnen

VerÜnderungen auf dem Gebiet der

Familienplanung und reproduktiven

Gesundheit als besonders dringlich

empfanden.

GrÅndung mitHindernissen

Die GrÅndung der SFPO erfolgte nach

der sogenannten äRevolutionã von

GynÜkologen, die sich gegen den Ver-

such einiger Fundamentalisten aus

der katholischen Kirche nahestehen-

den Parteien wehrten, das liberale Ab-

treibungsgesetz einzuschrÜnken. Die

SFPO machte es sich zur Aufgabe, zu

Fragen der allgemeinen Menschen-

rechte vor allem als AnwÜltin fÅr den

weiblichen Teil der Bevâlkerung zu

wirken. Nach und nach entwickelten

sich weitere Schwerpunkte der Orga-

nisation, aber immer behindert von

einer starken, intoleranten katholi-

schen Opposition.

Die jahrzehntelang unterdrÅckte

Religionsfreiheit hatte ein starkes En-

gagement in der katholischen Kirche

bewirkt. FÅr die Gestaltung einer neu-

en Gesellschaft war dies zweifellos

von groÑer Bedeutung. In jeder Gesell-

schaft geht jedoch die grâÑte Gefahr

von Fundamentalisten aus. In der Slo-

wakei begannen Vertreter des funda-

mentalistischen FlÅgels der katholi-

schen Kirche relativ schnell mit blind-

wÅtigen Attacken nicht nur gegen die

liberalen Werte westlicher Demokrati-

en und gegen GynÜkologen, sondern

gegen alle liberal denkenden Men-

schen. Seit ihrer GrÅndung war und

ist die SFPO dem Druck fundamentali-

stischer Vertreter der katholischen

Kirche ausgesetzt.

àSchwerpunkt

Interessenvertretung

In den AnfÜngen war uns noch nicht

klar, daÑ wir den grâÑten Teil unserer

Energie auf äadvocacyã (Interessen-

vertretung) aufwenden wÅrden. Unser

Hauptziel war es, das Grundrecht von

Frauen auf die freie Entscheidung

Åber Schwangerschaft, Kinderzahl

und Geburtenabstand zu unterstÅtzen.

Obwohl wir dieses Ziel erreicht haben,

sind wir wachsam geblieben, und ar-

beiten weiter an der Verbesserung un-

serer Vorgehensweise, weil sich die



katholische Opposition nicht damit ab-

finden kann, daÑ in knapp zehn Jah-

ren die Anzahl der Schwangerschafts-

abbrÅche in der Slowakei um mehr

als 50% gesunken ist und daÑ die An-

zahl der Frauen, die moderne VerhÅ-

tungsmethoden anwenden, stetig zu-

nimmt. Zur Zeit stellen unsere Gegner

den Sinn von Familienplanung ganz in

Frage, mit dem Argument, daÑ die Be-

vâlkerung der Slowakei Ühnlich wie in

anderen entwickelten europÜischen

LÜndern tendenziell rÅcklÜufig sei.

HÜufig schlieÑen sie sich mit Nationa-

listen zusammen und bewirken damit,

daÑ die slowakische Gesellschaft sich

weiter polarisiert.

äAdvocacyã ist nach wie vor ein

recht vages Konzept, vor allem fÅr je-

ne, die nicht aus dem angloamerikani-

schen Kulturkreis kommen. Websterês

Dictionary definiert äadvocacyã als

'äUnterstÅtzung eines Anliegensã. Auf

die Ziele unseres Dachverbands, der

International Planned Parenthood Fe-

deration (IPPF) bezogen, bedeutet dies

das Eintreten fÅr das grundlegende

Recht aller Frauen, MÜnner und Ju-

gendlichen, freie und informierte Ent-

scheidungen hinsichtlich ihrer eige-

nen sexuellen und reproduktiven Ge-

sundheit treffen zu kânnen. IPPF und

ihre Mitgliederorganisationen fârdern

dieses grundlegende Menschenrecht

durch Informationen, Sexualauf-

klÜrung und Beratungsdienste. Aber

eine solche UnterstÅtzung, die auf die

BedÅrfnisse der jeweiligen Klientel zu-

geschnitten ist, hat in der Praxis nur

eine begrenzte Wirkung, weil die FPO,

insbesondere in Osteuropa, in der Re-

gel kleine Organisationen sind.

Das Eintreten fÅr sexuelle und re-

produktive Rechte hat nicht nur Chan-

cen erâffnet. Es sind auch neue Hin-

dernisse entstanden. Nicht alle osteu-

ropÜischen Regierungen haben die

Entstehung nichtstaatlicher Organisa-

tionen begrÅÑt. In einigen LÜndern

waren die FPO die erste Nichtregie-

rungsorganisationen, die den Regie-

rungen fachlichen Rat und UnterstÅt-

zung bei der Ausarbeitung neuer Ge-

setze Åber reproduktive Gesundheit

und Rechte angeboten haben. In an-

deren osteuropÜischen LÜndern (zum

Beispiel Slowakei, Litauen und Polen)

wird es einen harten Kampf geben,

bevor die politisch Verantwortlichen

Åberhaupt bereit sind, die NRO ernst

zu nehmen und mit ihnen zu koope-

rieren.

Manche meinen, äadvocacyã sei ledig-

lich ein anderer Begriff fÅr politische

Lobbyarbeit. Dies ist nur ein Teilbe-

reich, wenn auch ein wichtiger.

TatsÜchlich fÜngt unserer Meinung

nach äadvocacyã bereits damit an, daÑ

jemand seinen Freunden oder Nach-

barn erklÜrt, warum sexuelle und re-

produktive Gesundheit ein wichtiges

Thema ist und was sie dafÅr tun kân-

var

wir uns darum bemÅht, eine eigene

IdentitÜt zuê finden. Heute kânnen wir

mit ziemlicher Sicherheit sagen, daÑ

dieser sehr wichtige Schritt nicht iso-

liert und ohne Anbindung an die in-

ternationale Gemeinschaft mâglich ge-

wesen wÜre. Die erste und wichtigste

Voraussetzung fÅr die Arbeit einer

NRO in Osteuropa besteht darin, einen

Partner zu finden, am besten eine in-

ternationale Organisation, die sich mit

den gleichen oder Ühnlichen Themen

befasst. FÅr die Familienplanung ist

dies die IPPF, die seit Åber 40 Jahren

in diesem Bereich aktiv ist. Ohne den

Anschluss an dieses internationale

Netzwerk wÜre die SFPO isoliert ge-

blieben und hÜtte sich wahrscheinlich

nicht halten kânnen. Zu Beginn der

neunziger Jahre, als in unserem Land

eine christdemokratische Regierung

an der Macht war, hÜtten wir ohne

den Schutz des IPPF und ihrer inter-

nationalen Partner wohl kaum Åber-

lebt. Die Mitgliedschaft in einer inter-

nationalen Organisation ist von grâÑ-

ter Bedeutung, damit die NRO nicht

nur in ihrem eigenen Land anerkannt

wird, sondern auch die Erfahrungen

nutzen und auf die moralische Unter-

stÅtzung ihrer Partner zÜhlen kann. In

der GrÅndungsphase ist auch eine fi-

nanzielle UnterstÅtzung sehr wichtig.

breites Spektrum medizinischer,

pÜdagogischer, psychologischer und

juristischer Aspekte. Daher ist es fÅr

die entsprechende Organisation un-

verzichtbar, Åber ein ebenso breites

Spektrum von FachkrÜften zu verfÅ-

gen. Aber nicht nur die ausgewogene

fachliche Zusammensetzung ist wich-

tig, auch die Gleichstellung der Ge-

schlechter und das Engagement der

jungen Generation sind von entschei-

dender Bedeutung.

Eine besonders wichtige Aufgabe

jeder NRO ist die Zusammenarbeit mit

den Medien. In der Slowakischen Re-

publik haben wir von Anfang an Kon-

takt zu Journalisten gehalten, die sich

vor allem mit Sozial- und Gesund-

heitspolitik befassen. Wir haben einen

Journalisten in unserem Vorstand,

und auch unter den aktiven Mitglie-

dern unserer Organisation gibt es

mehrere JournalistInnen und Redak-

teurlnnen. Die von der SFPO veran-

stalteten Pressekonferenzen sind im-

mer gut besucht und finden groÑe

Aufmerksamkeit. Um unsere Arbeit

sichtbarer zu machen, mÅssen wir fÅr

Verâffentlichungen in der Tagespresse

sorgen und im Fernsehen oder Rund-

funk auftreten, um so die âffentliche

Meinung aktiv zu beeinflussen. }

Da reproduktive Gesundheit auch

eine wichtige medizinische Kompo-

nente hat, mÅssen unter den Mitglie-

dern des Vorstands FachÜrztInnen

sein, die fÅr die enge Zusammenarbeit

mit den medizinischen BerufsverbÜn-

den und èrztekammern sorgen kân-

nen. Ihre Hilfe ist wichtig, wenn For-

derungen und Anfragen an Parlament,

Regierung und Krankenversicherun-

gen gerichtet werden mÅssen. AuÑer-

dem besteht ein Bedarf an FachkrÜf-

dungsministerium anerkannt sind und

sich fÅr Sexualkunde-Unterricht in

Schulen einsetzen kânnen.

Ein Handikap fÅr eine osteuropÜische

Nichtregierungsorganisation liegt dar-

in, daÑ eine unabhÜngige Finanzie-

rung nicht mâglich ist. Dies hÜngt mit

einer unzureichenden Steuergesetzge-

bung zusammen, in der philanthropi-

sche Arbeit nicht ausreichend berÅck-

sichtigt wird. Die osteuropÜischen

nichtstaatlichen humanitÜren Organi-

sationen haben keine Tradition des

äfund raisingã. Viele westeuropÜische

NRO werden direkt von den Regierun-

gen unterstÅtzt, die ihre wichtige Rolle

beim Aufbau der Demokratie erkannt

haben. In postkommunistischen Regi-

men kann die Zusammenarbeit mit

Regierungen zu EinschrÜnkungen der

UnabhÜngigkeit von NRO fÅhren.

Verschiedene Regierungen Osteuro-

pas stehen den AktivitÜten von NRO

eher ablehnend oder kritisch gegenÅ-

ber, woraus sich schlieÑen lÜsst, daÑ

der ProzeÑ demokratischer VerÜnde-

rungen viel langsamer vor sich geht,



als wir uns das zu Beginn der 90er

Jahre vorgestellt hatten. Diese wichti-

ge Tatsache muÑ auch von internatio-

nalen Organisationen berÅcksichtigt

werden, die ihre Fârderung fÅr Ost-

europa einschrÜnken und auf die Not-

wendigkeit verweisen, eigene Finan-

zierungsmâglichkeiten zu finden. Wir

mÅssen uns vor Augen halten, daÑ in

LÜndern, die gerade erst die Markt-

wirtschaft aufbauen, die wirtschaftli-

chen Voraussetzungen fÅr parallel da-

zu arbeitende nichtstaatliche Organi-

sationen nicht in ausreichendem MaÑ

vorhanden sind, ganz zu schweigen

von der Tatsache, daÑ in vielen LÜn-

dern die UnabhÜngigkeit dieses Sek-

tors zahlreichen Gruppen, die noch im

totalitÜren Denken verhaftet sind, ein

Dorn im Auge ist. Die Einstellung der

finanziellen UnterstÅtzung kânnte den

Zusammenbruch der NRO bedeuten,

verbunden mit einem Verlust an De-

mokratie und den entsprechenden Ge-

fahren, die aus der Zeit der totalitÜren

faschistischen und kommunistischen

Regime wohlbekannt sind.

miliÜres Leben von schweren

finanziellen Problemen bedroht ist.

Das Konzept von Ehrenamtlichkeit

sollte Åberdacht werden. Viele Ehren-

amtliche sind hochqualifizierte Spe-

zialisten, die fÅr die Zeit, die sie einer

NRO widmen, eine finanzielle VergÅ-

tung erhalten sollten. Diese sollte aber

keinesfalls dem Einkommen, entspre-

chen, das in einem GeschÜft oder Un-

ternehmen zu verdienen wÜre. Unse-

rer Meinung nach wÅrde die Bezah-

lung hochqualifizierter Arbeit die

QualitÜt einer NRO nicht nur verbes-

sern, sondern die vielen Professionel-

len, die zum Beispiel arbeitslos sind

oder ein geringes Einkommen haben,

ermâglichen, sich in einer NRO zu en-

gagieren.

NEN'Sehwierige Zukunft

Mit Ausnahme von Polen gibt es in

den osteuropÜischen LÜndern keine

starken Frauenorganisationen, die

sich fÅr-reproduktive Gesundheit ein-

setzen kânnten. Dies hÜngt offensicht-

lich mit dem Bestehen liberaler Ab-

treibungsgesetze und mit der Tatsache

zusammen, daÑ die Gleichheit zwi-

schen MÜnnern und Frauen in den

kommunistischen Regimen stark be-

tont wurde, was gelegentlich zu wi-

dersinnigen Situationen fÅhrte. In der

frÅheren UdSSR zum Beispiel arbeite-

ten Frauen in typisch mÜnnlichen In-

dustriezweigen (Bau und in der

Schwerindustrie), wÜhrend die Mut-

terrolle unterbewertet war.

Verschiedene NRO legen in ihrer

Arbeit nicht genÅgend Nachdruck auf

die interdisziplinÜre Zusammenarbeit.

Dies schwÜcht den gesamten nicht-

staatlichen Sektor und mindert die

QualitÜt seiner Arbeit.

FÅr das Thema reproduktive Ge-

sundheit engagiert sich die junge Ge-

neration nur sporadisch. Der histori-

sche RÅckblick zeigt, daÑ vor allem

die mittlere Generation auch inner-

halb der IPPF besonders aktiv war. Sie

entwickelte ihre Philosophie und traf

die Richtungsentscheidungen. Selbst

in internationalen Organisationen

herrscht die mittlere Generation vor.

Nach unserer Erfahrung bevorzugen

Jugendliche, sich in Jugendorganisa-

tionen zu engagieren. Sie schlieÑen al-

lerdings eine Zusammenarbeit mit

Gruppen, die sich mit Fragen der re-

produktiven Gesundheit befassen,

nicht aus. Jugendliche engagieren sich

zum Beispiel sehr stark fÅr bestimmte

Kampagnen. Dies sollte berÅcksichtigt

werden. Das komplexe Thema repro-

duktive Gesundheit ist nicht einfach

zu erschlieÑen. Wir sollten daher nicht

versuchen, Jugendliche in AktivitÜten

hineinzuzwingen, in denen sie das Ge-

meinen, nur Åber beispielhaftes Ver-

halten Jugendliche dazu bewegen zu

kânnen, in der SFPO mitzuarbeiten.

Wir betrachten äadvocacyã als die

schwierigste und verantwortungsvoll-

ste Aufgabe einer NRO, da hier ein di-

rekter Zusammenhang mit fundamen-

talen Menschenrechten besteht. Um

Menschen in die Lage zu versetzen,

sich voll fÅr diese Aufgabe zu engagie-

ren, mÅssen wir die entsprechenden

Voraussetzungen schaffen, aber sie

mÅssen auch Åber die Existenz dieser

Rechte informiert sein. Wenn es uns

gelingt, die fundamentalen Menschen-

rechte im Bereich sexueller und repro-

duktiver Gesundheit zu schÅtzen, be-

steht die Chance, eine gerechte, demo-

kratische Gesellschaft aufzubauen.
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Robert SchÜfer,
36 Jahre, seit 1994 bei
PRO,FAMILIA,
betreut die Publikationen
und Onlineprojekte des
Bundesverbands

Seit einigen Jahren befindet sich Bul-

garien im çbergang von einer soziali-

stischen Planwirtschaft zur sozialen

Marktwirtschaft westlicher PrÜgung.

Die damit verbundenen Probleme, vor

allem die wirtschaftliche Not des

GroÑteils der Bevâlkerung, haben im

Winter 1996/97 zu politischen Unru-

hen im ganzen Land gefÅhrt. Der da-

durch erzwungene Regierungswech-

sel, der die bis dahin regierende so-

zialistische Partei in die Opposition

verbannte, hat bislang noch keine

spÅrbaren VerÜnderungen gebracht.

Durch die Koppelung der Landes-

wÜhrung Lev an die D-Mark wurde

zwar der galoppierenden Inflation

Einhalt geboten; die schleppend in

Gang gekommene Privatisierung oder

SchlieÑung zahlreicher Staatsbetriebe

und die Preissteigerungen werden die

wirtschaftliche Situation im Land je-

doch zunÜchst weiter verschÜrfen. Um

die Lage halbwegs stabil halten zu

kânnen, wird die bulgarische Regie-

rung in den nÜchsten Jahren auf um-

fangreiche Kredite des Internationalen

WÜhrungsfonds angewiesen sein.

Das MiÑtrauen Åberwiegt

EIITIITIZIEIENTE TIER EEE

Welchen Platz hat das Thema Sexua-

litÜt im tÜglichen Existenzkampf, was

wissen die rund 8 Millionen Menschen

in Bulgarien Åber reproduktive Ge-

sundheit, und wie ist es um sie be-

stellt? Die Statistiken belegen, daÑ der

sinkenden Geburtenrate (1995:

8,6/1.000) "eine hohe Zahl von

SchwangerschaftsabbrÅchen gegenÅ-

bersteht: die Zahl der registrierten

AbbrÅche lag 1995 mit 97.000 um et-

wa 30 Prozent hâher als die der Le-

bendgeburten.

Eine landesweite, reprÜsentative

Umfrage bei der bulgarischen Bevâl-

kerung im Februar 1996 hat gezeigt,

daÑ der RÅckgang der Geburtenrate

vor allem mit den wirtschaftlichen

Sorgen der Menschen begrÅndet

wird.' Die Studie hat zudem ergeben,

daÑ jede vierte Frau im reproduktiven

Die Skepsis

uberwinden

Ein EU-Phare-Projekt mit

Drei Jahre war PRO FAMILIA an

einem EU-Projekt in Bulgarien

beteiligt. Das Projekt hatte zum

Ziel, bulgarische Behârden und

Institutionen bei der Entwicklung

und dem Aufbau eines institutio-

nellen Rahmens zur Umsetzung

eines nationalen Familienpla-

nungsprogramms zu unterstÅt-

zen. Der folgende Artikel faÑt

HintergrÅnde und Ergebnisse des

Projekts zusammen.

Alter -é davon mehr als drei Viertel

verheiratet - bereits mindestens einen

Schwangerschaftsabbruch hatte, wo-

bei die HÜufigkeit der AbbrÅche mit

dem Alter der Befragten deutlich zu-

nimmt. Nachdem laut Umfrage rund

60 Prozent der MÜnner und fast die

HÜlfte der Frauen in Bulgarien dem

Risiko einer ungewollten Schwanger-

schaft gleichgÅltig gegenÅberstehen,

kânnte der SchluÑ naheliegen, beim

Sexualverhalten der Menschen in Bul-

garien stÅnden Leichtfertigkeit und

Nonchalance an erster Stelle.

Wirtschaftlicheá Sorgen einerseits,

reproduktive Sorglosigkeit anderer-

seits? In der Vergangenheit sind in

Bulgarien staatliche Programme zur

Erhâhung der Geburten- und Senkung

der Schwangerschaftsabbruchrate

fehlgeschlagen: eine äAnti-Pillen-Kam-

pagneã, die vor unerwÅnschten Ne-

benwirkungen der Pille warnte mit

dem Ziel, die Geburtenzahl im Land

zu erhâhen, ist vielen Menschen in

Bulgarien noch heute im GedÜchtnis.

Sie hat ihren Teil zur allgemeinen Ver-

unsicherung der Bevâlkerung bei Ver-

hÅtungsfragen beigetragen, ebenso

wie zum ohnehin vielerorts vorhande-

nen MiÑtrauen gegenÅber Staat und

Behârden in allen Fragen des Intimle-

bens.

Der sich zur Zeit vollziehende

Wechsel von einer rein demogra-

phisch ausgerichteten Politik Åber Fa-

milienplanung hin zu einem Pro-

gramm der (sexuellen und) reproduk-

tiven Gesundheit ist noch nicht abge-

schlossen. SchwangerschaftsabbrÅche

werden - wenn auch von offizieller

Seite nur ungern zugegeben - von vie-

len Frauen (und MÜnnern) immer

noch als probates, weil erschwingli-

ches und - verglichen mit den bearg-

wâhnten VerhÅtungsmitteln - äakzep-

tiertes Mittel der Familienplanungã

angesehen.

FÅr Fragen der Familienplanung

sind in Bulgarien von professioneller

Seite fast ausschlieÑlich èrztinnen

und èrzte zustÜndig. Viele von ihnen

haben aus VerdienstgrÅnden nur we-

nig Interesse daran, eigene Vorurteile

gegenÅber 'VerhÅtungsmitteln abzu-

bauen und die gesundheitlichen Risi-

ken eines Schwangerschaftsabbruchs

angemessen zu thematisieren, verdie-

nen sie doch an der DurchfÅhrung ei-

ner Abtreibung besser als am bloÑen

Ausstellen eines Rezepts fÅr die Pille

oder am Einsetzen einer Spirale.

Das Kondom fÅhrt in Bulgarien im-

mer noch ein Schattendasein, obwohl

es auch im Rahmen eines nationalen

AIDS-Programms äbeworbenã wurde.

Andere VerhÅtungsmittel wie Dia-

phragma, Hormonimplantate etc. sind

in Bulgarien bisher (noch) nicht er-

hÜltlich. Nicht allein die wirtschaftli-

che Lage im Land und ein mâglicher-

weise relativ älockeresã Sexualverhal-

ten, sondern auch die Skepsis der

Bevâlkerung gegenÅber den ohnehin

MiÑtrauen gegenÅber Staat und

Behârden sowie die zâgerliche Hal-

tung von Professionellen in VerhÅ-

tungsfragen bilden den Hintergrund

fÅr die sinkende Geburten- und die

Die Familienplanung fârdern

VEENREEEELEGEENENSEIENBEIEENETTISTEEBET TECH

Im Rahmen des Phare-Projekts der

EuropÜischen Union wurde die Welt-

gesundheitsorganisation (WHO) 1995

damit beauftragt, bis zum FrÅhjahr

1998 bulgarische Behârden und Insti-

tutionen bei der Entwicklung und dem

Aufbau eines institutionellen Rahmens

zur Umsetzung eines nationalen Fami-

lienplanungsprogramms zu unterstÅt-

zen. Ein internationales Team von Be-

raterinnen und Beratern nahm mit

Beteiligung der International Planned

Parenthood Federation (IPPF) und des

Pro Familia-Bundesverbands im Herbst

1995 die Arbeit auf.



Hauptziele des Familienplanungs-

projekts waren vor allem die Er-

hâhung des Kenntnisstandes in der

bulgarischen Bevâlkerung in Fragen

der reproduktiven Gesundheit sowie

die UnterstÅtzung und der Ausbau

entsprechender Dienstleistungsein-

richtungen von Regierungs- und

Nichtregierungsorganisationen im

ganzen Land. Adressaten waren alle

Einrichtungen, die direkt und indirekt

EinfluÑ haben auf die reproduktive

Gesundheit der Bevâlkerung: Gesund-

heitsministerium und staatliche medi-

zinische Verwaltungs- und Dienstlei-

stungseinrichtungen (sog. Hygiene

Epidemiological Inspectorates, HEISs),

niedergelassene èrztinnen und èrzte,

die èrzteschaft in den Kliniken, uni-

versitÜre und Hochschuleinrichtun-

gen, SchulÜrztinnen und -Ürzte, Nicht-

regierungsorganisationen wie die Bul-

... der Aufbau und die

Ausstattung

neuer Beratungszentren

waren wesentliche Bestandteile

des nationalen

Familienplanungsprojekts

garische Familienplanungsorganisati-

on BFPA (Partnerorganisation von Pro

àFamilia), Frauenorganisationen und

die staatlichen und privaten Medien -

und natÅrlich die bulgarische Bevâlke-

rung selbst.

Die Aufstockung des Angebots an

verschiedenen kostenlosen oder zu-

mindest preiswerten VerhÅtungsmit-

teln und strukturelle Verbesserungen,

wie zum Beispiel der Aufbau und die

Ausstattung neuer Beratungszentren,

waren wesentliche Bestandteile des

nationalen Familienplanungsprojekts.

Nachdem das Thema sexuelle und re-

produktive Gesundheit in den Lehr-

plÜnen allgemeinbildender Schulen

und in den Curricula von UniversitÜ-

ten und Hochschulen (Ausbildung von

èrztinnen, èrzten, Hebammen, Kran-

kenschwestern usw.) in der Vergan-

genheit nicht angemessen vertreten

tere zentrale Komponente des Pro-

jekts.

Die Erfassung und die Pflege von

Klientendaten zum Thema Familien-

planung in bulgarischen Kliniken, Fa-

milienplanungseinrichtungen und

Apotheken wurden ebenfalls im Rah-

men des nationalen Projekts ÅberprÅft

und vereinheitlicht. AuÑerdem haben

zahlreiche Personen, die vor Ort an

der Umsetzung des nationalen Famili-

enplanungsprogramms beteiligt sind,

im Laufe des Projekts in verschiede-

nen LÜndern an Fortbildungen zu un-

terschiedlichen Themen im Bereich

der sexuellen und reproduktiven Ge-

sundheit teilgenommen.

Die Kommunikation verbessern

Die Aufgabe von Pro Familia bestand

in der fachlichen UnterstÅtzung der

Einrichtungen vor Ort in den Berei-

chen Information und Kommunikati-

on. Dabei stand vor allem die Ent-

wicklung einer nationalen Kommuni-

kationsstrategie im Mittelpunkt.

Wegen des schmalen Budgets, das fÅr

den Bereich Kommunikation zur Ver-

fÅgung stand, muÑten sich die in der

Strategie enthaltenen AktivitÜten auf

eine Auswahl beschrÜnken. Die direk-

te Ansprache von professionell im bul-

garischen Gesundheitswesen TÜtigen

und Journalistinnen und Journalisten

stand dabei an erster Stelle. Die Ent-

wicklung und Produktion kostenloser

Informationsmaterialien (BroschÅren,

FaltblÜtter, Unterrichtsmaterialien,

Schaubilder, Videos etc.) fÅr unter-

schiedliche Zielgruppen waren eben-

falls zentrale Bestandteile der Kom-

munikationsstrategie. Mit einer lan-

desweiten Informationskampagne in

Rundfunk und Fernsehen sollten

schlieÑlich Jugendliche und Erwach-

sene auf das Thema Familienplanung

aufmerksam gemacht werden.

Eine Direct-Mailing-Aktion am An-

fang des Projekts verfolgte das Ziel,

Professionelle gezielt Åber die Zielset-

zung und AktivitÜten des nationalen

Familienplanungsprogramms zu in-

formieren und um UnterstÅtzung zu

werben. Nachdem Familienplanung in

der Vergangenheit in den bulgari-

schen Medien kaum thematisiert wur-

de, war der Informationsstand bei den

Medienvertreterinnen und -vertretern

entsprechend gering.

Mit der Umsetzung der massenme-

dialen, zweimonatigen Informations-

kampagne durch das bulgarische Ge-

sundheitsministerium wurde im

Herbst 1997 begonnen. Unter ande-

rem wurden Radio- und Fernsehspots

fÅr Jugendliche und Erwachsene pro-

duziert und Åber einen Zeitraum von

zwei Monaten in staatlichen und pri-

vaten Medien regelmÜÑig zur besten

Sendezeit ausgestrahlt. In weiteren

Radiosendungen wurde live Åber Fra-



gen der Familienplanung diskutiert

und durch die Mâglichkeit, Preise zu

gewinnen, fÅr Hârerinnen und Hârer

ein Anreiz geschaffen, sich durch An-

rufe direkt an den Sendungen zu be-

teiligen.

Zwischen ErnÅchterung

und Hoffnung

Nachdem die Evaluation des Projekts

bereits fÅr MÜrz 1998 angesetzt wur-

de, konnten bisher nur die Zielerrei-

chung ÅberprÅft und die kurzfristigen

Ergebnisse ausgewertet werden. Eini-

ge der gesteckten Ziele konnten ange-

sichts der gegebenen UmstÜnde nicht

im gewÅnschten Umfang erreicht wer-

den. Nachdem sich die meisten Ziele

jedoch auf einen álÜngeren Zeitraum

beziehen, bleibt ihre Evaluation

zukÅnftigen Untersuchungen vorbe-

halten. Dennoch lassen sich nach der

Auswertung von Daten und Fragebo-

gen, Interviews, Beobachtungen und

Diskussionen schon jetzt einige Ergeb-

nisse und Empfehlungen prÜzisieren.

Eine Wiederholungsbefragung der

bulgarischen Bevâlkerung im FrÅh-

jahr 1998 hat ergeben, daÑ die Ver-

sorgungssituation mit kostengÅnstigen

VerhÅtungsmitteln noch nicht spÅrbar

verbessert werden konnte. Lediglich

bei der Nutzung der verschiedenen In-

formationsmaterialien (BroschÅren,

FaltblÜtter etc.) zeigt sich ein positiver

Trend. Hier spielten vor allem die Hin-

weise und AnkÅndigungen in den

elektronischen Massenmedien eine

wichtige Rolle.

Die Skepsis der Bevâlkerung ge-

genÅber VerhÅtungsmitteln konnte

nur geringfÅgig abgebaut werden,

auch gesonderte Informationen zum

Kondom als Schutz vor einer HIV-In-

fektion haben daran nichts Ündern

kânnen. Insgesamt konnte bislang kei-

ne Zunahme des Gebrauchs von Ver-

hÅtungsmitteln festgestellt werden.

Diese Ergebnisse geben keinen An-

laÑ zum Optimismus. Es bleibt jedoch

offen, inwieweit die lÜngerfristig ange-

legten AktivitÜten im Rahmen des bul-

garischen Familienplanungsprojekts

(Einrichtung und Ausbau von staatli-

chen und nichtstaatlichen Familien-

planungszentren, Aus- und Fortbil-

dung von Professionellen, Verbreitung

von Informationsmaterialien etc.) zu

einer positiveren Entwicklung beitra-

gen werden.

Die Politik bleibt gefordert

EDENEBEN SE DSETEETO ICE

Das nationale bulgarische Familien-

planungsprogramm, fÅr dessen Imple-

mentierung mit dem Phare-Projekt ein

Rahmen geschaffen werden sollte,

verfolgt erklÜrtermaÑen das Ziel, Fa-

milienplanung landesweit unter dem

Dach der sexuellen und reproduktiven

Gesundheit zu institutionalisieren, den

Kenntnisstand in der Bevâlkerung zu

Fragen der Familienplanung zu er-

hâhen und ein entsprechendes Netz

bedarfsgerechter und qualifizierter

Dienstleistungen aufzubauen.

Dazu ist es erforderlich, im bulgari-

schen Gesundheitsministerium die

entsprechenden Voraussetzungen zu

schaffen, angefangen bei der Infra-

struktur innerhalb des Ministeriums

bis hin zu einer klaren Aussage, wel-

cher finanzielle Rahmen fÅr die Um-

setzung des nationalen Familienpla-

nungsprogramms in Bulgarien in den

nÜchsten Jahren zur VerfÅgung ge-

stellt werden soll. Dies ist auch nach

dem politischen Wechsel 1997 bis

zum AbschluÑ des Phare-Projekts

nicht geschehen.

Die Umsetzung eines nationalen

Familienplanungsprogramms lÜÑt sich,

allen wirtschaftlichen Sorgen zum

Trotz, nicht durch eine lose Abfolge

befristeter, international gefârderter

Projekte ersetzen in der Hoffnung, der

Rest werde sich in Form eines äSelbst-

lÜufersã ganz von selbst erledigen. Die

äInternationale.RealitÜten

... Wiederholungsbefragung der

bulgarischen Bevâlkerung im

FrÅhjahr 1998 hat ergeben, daÑ

die Versorgungssituation mit ko-

stengÅnstigen VerhÅtungsmitteln

noch nicht spÅrbar verbessert

werden konnte. Lediglich bei der

Nutzung der verschiedenen In-

formationsmaterialien (Bro-

schÅren, FaltblÜtter etc.) zeigt

sich ein positiver Trend.

1 Quelle: Ministry of Health, Phare

Programme, Family Planning Project

(Mihail Mirchev, Mirolyuba Yachkova,

ASSA-M): Reproductive Behaviour, Fa-

mily Planning, Use of Contraceptives.

Sofia 1996.



Eva Zattler,
42 Jahre, Sozial-

pÜdagogin bei

PRO FAMILIA MÅnchen

in der Schwanger-

schaftsberatung, ávorher

SexualpÜdagogik und

Erziehungsberatung

AnlaÑ fÅr eine deutsch-indische Kooperati-

on mit dem Goethe-Institut in Madras war

der Besuch einer indischen Frauendelegati-

on des Goethe-Instituts beim PRO FAMILIA-

Bundesverband und anderer sozialer Ein-

richtungen in Deutschland.

Sie sei berÅhrt gewesen Åber die Art, wie

Frauen in Deutschland politisch engagiert

und mit persânlichem Einsatz soziale Arbeit

machten, sagte Prasanna Ramaswamy, die

Programmorganisatorin des Goethe-Instituts

in Madras. FÅr ihre Idee, einen Workshop fÅr

indische Kolleginnen, die in der Beratungs-

arbeit tÜtig sind, unter deutscher Leitung

durchzufÅhren, fand sie bei der Leiterin des

Goethe-Instituts in Madras, Dr. Eleonore Ra-

himi, alle UnterstÅtzung.

Eva Zattler, Beraterin bei PRO FAMILIA MÅn-

chen, berichtet Åber ihre Erfahrungen, die

kemeier in SÅdindien gemacht hat.

Als zustÜndige Leiterinnen des

Workshops erâffnete sich uns durch

diese Art des Arbeitskontaktes eine

Vielzahl an auÑerordentlich interes-

santen Erfahrungen und Erkenntnis-

sen. Abgesehen von der ganz persân-

lichen Herausforderung, einen inter-

nationalen Arbeitskontakt zu gestalten

und zu entwickeln, entstand so ein In-

formationsfluÑ zwischen zwei LÜn-

dern, der auch fÅr die IPPF-Kontakte

von PRO FAMILIA einen lebendigen

Eindruck der TÜtigkeit unserer Part-

nerorganisation FPAI (Family Plan-

ning Association of India) ermâglichte.

FPAI unterhÜlt in Madras eine Be-

ratungsstelle mit einem angeschlosse-

nen Familienplanungszentrum (FPZ).

Zu den Aufgaben der Beratungs-

stelle in Madras gehâren VerhÅtungs-

beratung, Sexualberatung und Sexual-

pÜdagogik. Das GesprÜch mit den Kol-

leginnen hatte etwas Åberraschend

Vertrautes, waren uns doch die Pro-

bleme wohl bekannt: ungewollte

Schwangerschaften, auÑereheliche

Beziehungen, VerhÅtungsfragen, wie

wird den verschiedenen Zielgruppen

PrÜvention und Information am be-

sten nahegebracht? Mit einem enga-

DEKP

SOUTH

ein Arbeitskontakt

mitSÅudindien

_ Aufgabe der Beratungsstellen

àandenFrauenpolizelstzfionifi

men ohnestrafrechtlichee

+ Beratung von Frauen, die anferund

àsuchen, aber aufgrund sozialer Ver-

strickungen keinean

àwÅnschen

* Beratung und UnterstÅtzung von

Frauen, die Opfer von Gewalttaten

wurden, durch gesetzliche undàreha-

Ö FÅhrung unabhÜngigerUnter

chungen iinFÜllen, in denen die Pol So

àzei Straftaten gegen Frauen nur

Alien Asa fachlich anerke

Grassroots-Programm im Rahmen ei-

nes Projekts zu sexueller Gesundheit,

das stadtteilbezogen durchgefÅhrt

wird, versucht FPAI die Probleme zu

bewÜltigen.

Im angeschlossenen FPZ werden

Spiralen gelegt, Sterilisationen und

AbbrÅche durchgefÅhrt. Sterilisatio-

nen werden in der Regel von Frauen

gewÅnscht, die bereits das zweite

Kind haben. Auf vielen LKWs sind Fa-

milienplanungsslogans wie zum Bei-

spiel äone family, one childã oder äwe

two, ours oneã aufgemalt '.

Auf sieben durchgefÅhrte Sterilisa-

tionen an Frauen kommt eine bei ei-

nem Mann. HÜufigstes VerhÅtungsmit-

tel ist die Spirale. Kondome werden

mit zunehmendem Aidsrisiko immer

mehr propagiert. Der Bundesstaat Ta-

mil Nadu, in dem Madras liegt, und

der Nachbarstaat Kerala werden bis

zum Jahr 2008 ihr Bevâlkerungs-

damit vorbildhaft in Indien.

Zielgruppe des Workshops waren

BeraterInnen, die in sogenannten äFa-

mily Counselling Centresã (Familien-

beratungsstellen) tÜtig sind, aber auch

fÅr MitarbeiterInnen von anderen

Nichtregierungsorganisationen(NROs),

die Frauen- und Familienberatung

machen. Die BeraterInnen haben eine

Ausbildung als SozialarbeiterInnen

oder PsychologlInnen.

Teilweise sind diese Beratungsstel-

len an Polizeistationen (Women Police

Stations) angeschlossen, die nur mit

Polizistinnen besetzt und nur fÅr

weibliche Hilfesuchende und Delin-

quentinnen sind.

GrundsÜtzlich sollen die Beratungs-

stellen Katalysatoren fÅr die Zusam-

menarbeit der verschiedenen Organi-

sationen im Bereich Gewalt gegen

Frauen mit Polizei, Behârden und Mi-

nisterien sein. DaÑ das nicht leicht ist,

zeigt eine Untersuchung, die The Hin-

du, die grâÑte englischsprachige Zei-

tung in Tamil Nadu, im April 1997

verâffentlichte: Bei einer Befragung

von 300 Richtern hatten 48 Prozent

geÜuÑert, daÑ es durchaus Gelegen-

heiten gebe, bei denen es gerechtfer-

tigt sei, daÑ ein Mann seine Frau

schlage, 68 Prozent sagten, daÑ Frau-

en die Schuld mit ihrem MiÑhandler

teilten.

Vor Beginn des Workshops besuch-

ten wir eine dieser Beratungsstellen

und trafen dort auf zwei Kolleginnen,

die mit sehr einfacher Ausstattung,

groÑem Engagement und beachtlicher

ProfessionalitÜt ihre Arbeit machen.

Die Aufteilung der hereinkommenden

FÜlle in Verfolgungs- und Beratungs-

fÜlle erfolgt durch die leitende Polizei-

offizierin, was fÅr die Beraterinnen

auch zum Problem werden kann.

Weiter hatten wir die Mâglichkeit,

eine Beratungsstelle mit angeschlosse-

nem Frauenhaus zu besuchen. Der

Verbleib im Frauenhaus ist auf ein

Jahr beschrÜnkt. Ziel ist es, Frauen

Arbeit bzw. eine Berufsausbildung zu

vermitteln, so daÑ sie zukÅnftig ihren

Lebensunterhalt und Wohnraum fi-

nanzieren kânnen. Auch hier begeg-

neten wir Frauen, die mit vielen origi-

nellen Ideen in diesem ÜuÑerst

schwierigen Bereich - denn sie arbei-

ten mit den Opfern und auch mit den

Gewaltfamilien - tÜtig sind.

Ein dritter Besuch an diesem Tag

fÅhrte uns in eine Klinik fÅr alkohol-

kranke Menschen. Mit zunehmender

Verwestlichung ist die indische Gesell-

schaft mehr und mehr mit Alkohol-

problemen konfrontiert. Diese Klinik

wurde aus privater Initiative aufge-

baut. Sie arbeitet nach einem ameri-

kanischen Konzept, und bietet ihren

Patienten eine sehr gute personelle



Betreuung: Auf ca. 60 Patienten kom-

men fast 18 BeraterInnen.

Ein immer wieder im GesprÜch mit

sÅdindischen Kolleginnen genanntes

Problem sind die auÑerehelichen Be-

ziehungen, die nahezu bigamistische

ZÅge (Koexistenz zweier Familien) an-

nehmen. Da die in auÑerehelichen Be-

ziehungen Involvierten ausschlieÑlich

verheiratet sind, fÅhrt dies dazu, daÑ

sehr viele Menschen in das Problem

verwickelt sind. Auch im Hinblick auf

HIV-Infektionen stellt dies ein Risiko

fÅr Neuinfektionen dar.

Sexuelle Gewalt gegen Kinder ist

innerhalb der GroÑfamilie sowohl ge-

gen Jungen als auch gegen MÜdchen

ein hÜufiges Problem. Scheidungen

sind selten, die Stellung der geschie-

denen Frauen ebenso schwierig wie

die von -verwitweten Frauen, wobei

auch unverheiratete Frauen kein

leichtes Leben haben. Das fÅhrt dazu,

daÑ die Wiedervereinigung der Pro-

blemfamilie in der Beratung einen ho-

hen Stellenwert hat. Eine der Work-

shop-TeilnehmerInnen hat zum Bei-

spiel eine Heiratsagentur fÅr Witwen

gegrÅndet - eine im indischen Kontext

zweifelsohne revolutionÜre Tat.

Zwei der Teilnehmerinnen aus un-

serem Kurs kamen von der Organisa-

tion NUS in Dhaka, Bangladesh, eine

NRO, die dort sehr engagierte Arbeit

mit Frauen leistet: AidsprÜvention,

PrÜvention von KindesmiÑbrauch, Ak-

tionen gegen sexuelle Gewalt und Kin-

der- und Frauenhandel, die Betreuung

von Opfern dieser Verbrechen, Frau-

engesundheit, Menschenrechtsarbeit.

Gleichzeitig ist NUS auch TrÜgerin ei-

nes Freizeitclubs fÅr Frauen. Die bei-

den Teilnehmerinnen aus Bangladesh

berichteten von vielen sexuellen Ge-

walttaten gegen Frauen am Arbeits-

platz, durch Polizisten, aber auch in-

nerhalb der Familien. In Indien ist die

Anwesenheit von Frauen in regulÜren

Polizeistationen zwischen 18.00 und

6.00 Uhr nicht erlaubt, um die sexuel-

le Gewalt gegen Frauen auf den Poli-

zeistationen einzudÜmmen. Hilfesu-

chende wie Delinquentinnen sind in

dieser Zeit den Frauenpolizeistationen

zugeordnet. Leider wird berichtet, daÑ

auch die Polizistinnen die Delinquen-

tinnen oft sehr prÅgeln.

Bei familiÜrer Gewalt sind hÜufig

(sogar bei Mitgift-Morden) Schwieger-

mutter und SchwÜgerinnen diejeni-

gen, die die Gewalt ausÅben, und

zwar stellvertetend fÅr die EhemÜn-

ner.

KG

prÜsent - man weiÑ die Kastenzu-

gehârigkeit einer Person - und der

Tatsache, daÑ eine Tochter mâglichst

immer in eine hâhere Kaste heiraten

soll, um den Status eventueller Enkel-

kinder zu verbessern. Dieses lassen

sich Familien etwas kosten. Anderer-

seits wollen sich zukÅnftige EhemÜn-

ner von der Familie der Frau ihren

Wert als Angehârige einer hâheren

Kaste auch teuer bezahlen lassen. Do-

wry ist gesetzlich zwar prinzipiell ver-

boten, praktisch aber Alltag. Die Her-

kunftsfamilie der Frau muÑ sich hier-

fÅr oft tief verschulden. :Wenn der

Familie des Mannes die Dowry nicht

reicht, beginnt hÜufig ein quÜlender

Alltag fÅr die junge Frau, und zwar

mit dem Ziel, die Familie zu weiteren

Zahlungen zu bewegen. Gelingt das

nicht, so wird die junge Frau am Herd

verbrannt und dies der Polizei als

hÜuslicher Unfall prÜsentiert. Allein in

Delhi gab es von Januar bis November

1998 690 dokumentierte FÜlle; die

Tendenz ist seither steigend.

Ein fÅhrender Polizeioffizier von

Madras (fÅnf Mill. Einwohner) berich-

tete Åber die Schwierigkeit, Dowry-

Morde zu verfolgen. Auf staatlicher

Seite sind die Untersuchungsinstanzen

(Pathologie, Richter, Staatsanwalt, Po-

lizei) sehr hoch angesiedelt, um Vertu-

schungen zu vermeiden. Andererseits

habe die Familie der ermordeten Frau

oft ein Interesse, den Fall zu vertu-

schen, da die Schande auf sie zurÅck-

fiele und so die Heiratschancen aller

Frauen der Familie ruiniert wÜren.

IUPSTAIRS

Diese Situation verstÜrkt den Druck

auf Eltern, die in der Folge mit prÜna-

taler Diagnostik und Schwanger-

schaftsabbruch, dem Infantizid an

weiblichen Kindern und der generel-

len Schlechtbehandlung weiblicher

Kinder reagieren.

Indien ist ein Land, das die groÑe

Anstrengung bedeutet, Ambivalenzen

zu verstehen und nachzuvollziehen.

Hier existiert gleichzeitig beides ne-

beneinander: die schrecklichen Be-

nachteiligungen von Frauen, aber

auch das BemÅhen, diese in den Griff

zu bekommen. So gibt es Dowry-Mor-

de, aber auch polizeiliche Verfolgung

und AufklÜrung. Gerade Dowry fÅhrt

zu der Eskalation der Gewalt gegen

Frauen. Wir haben auch viele Frauen

angetroffen, die engagiert und souver-

Ün an der Verbesserung der Lebenssi-

tuation von Frauen arbeiten und de-

nen auch durchaus AutoritÜt und Re-

spekt entgegengebracht wird.

Unser Eindruck war, daÑ die indi-

schen Frauen nicht Lâsungen von uns

brauchen, sondern immer wieder So-

lidaritÜt und Austausch, wovon auch

wir mit Sicherheit viel lernen kânnen.

1 bedeutet: Wir sind zwei und haben nur 1 Kind!
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Es gibt viele Arten von Gewalt gegen

MÜdchen und Frauen. Die Form, von

der hier die Rede ist, ist als Men-

schenrechtsverletzung besonders zu

Üchten. Es geht um die VerstÅmme-

lung der ÜuÑeren Geschlechtsorgane

von MÜdchen und Frauen. VerstÅm-

melung meint hier die chirurgische

Entfernung eines mehr oder weniger

groÑen Teiles der weiblichen Genitali-

en. Bei der extremsten Form, der äIn-

fibulationã oder äpharaonischen Be-

schneidungã, werden die Klitoris und

die inneren Schamlippen vollstÜndig

amputiert, die ÜuÑeren Schamlippen

grâÑtenteils, und anschlieÑend wer-

den die verbleibenden Reste der ÜuÑe-

ren Schamlippen bis auf eine reis-

korngroÑe Çffnung zusammengenÜht.

Die Çffnung soll den AbfluÑ von Urin

und Menstrualblut gewÜhrleisten.

Nach SchÜtzungen von UNICEF

sind 130 Millionen MÜdchen und

Frauen vorwiegend in 28 afrikani-

schen LÜndern beschnitten. JÜhrlich

kommen zwei weitere Millionen hin-

zu. Nicht alle muÑten bzw. mÅssen die

Infibulation erdulden, fÅr die meisten

wurde die teilweise oder vollstÜndige

Entfernung der Klitoris und der klei-

nen Schamlippen als ausreichend er-

achtet.

çblicherweise fÅhren medizinisch

ungeschulte äweise Frauenã, traditio-

nelle Heilerinnen oder auch Barbiere

den Eingriff ohne BetÜubung mit un-

sterilen Instrumenten wie rostigen Ra-

sierklingen, Scheren oder Glasscher-

ben durch. Die Auswirkungen auf die

kârperliche und seelische Gesundheit

der MÜdchen und Frauen sind gravie-

rend. Es verwundert nicht, daÑ zu den

zahlreichen gesundheitlichen Folgen

der Tod gehârt. Die Frauen, die Åber-

leben, leiden ihr Leben lang unter den

Folgen. i

Aus Sicht der Betroffenen ist die

VerstÅmmelung selbstverstÜndlich.

Tradition, Religion und Kultur machen

den Eingriff zu einer Pflicht, die nur

sehr schwer zu umgehen ist. MÜdchen

werden erst durch ihre äBeschnei-

dungã heiratsfÜhig. Da die Ehe die

einzig mâgliche Existenzsicherung

darstellt, legen MÅtter sehr viel Wert

darauf, daÑ sich ihre Tâchter diesem

Brauch unterziehen. Die MÜdchen, die

bei der Operation inê der Regel vier bis

acht Jahre alt sind, wissen in den sel-

tensten FÜllen, was mit ihnen ge-

schieht, und sind natÅrlich nicht in

der Lage, sich gegen den Eingriff zu

wehren.

Aber es gibt inzwischen auch Stim-

men aus Afrika, die die Genitalver-

stÅmmelung von MÜdchen und Frau-

en verurteilen. In allen betroffenen

LÜndern haben sich Frauen organi-

siert, um fÅr die Abschaffung dieses

Brauches zu kÜmpfen. Ihre Anstren-

gungen auf diesem Feld sind eingebet-

tet in allgemeine Emanzipationsbe-

strebungen. Nur wenn sich die Stel-

lung der Frau verbessert, wenn sie

Zugang zu Bildung hat, kânnen ge-

sundheitsschÜdigende Traditionen Åber-

wunden werden. AufklÜrung und In-

formation sind auch in den betroffe-

nen afrikanischen LÜndern die

SchlÅsselwârter fÅr einen erfolgrei-

chen Kampf gegen die sexuelle Unter-

drÅckung von MÜdchen und Frauen.

Im Januar 1996 wurde (I)NTACT in

SaarbrÅcken gegrÅndet. Der ge-

meinnÅtzige Verein unterstÅtzt afrika-

nische Organisationen:und Initiativen,

die sich bereits vor Ort fÅr die Unver-

einsetzen. Zu diesem Zweck sammelt

(DNTACT Spenden und gewinnt Fâr-

dermitglieder. Die Mittel werden aus-

gesuchten afrikanischen Organisatio-

nen fÅr ihre Arbeit in den betreffen-

den LÜndern zur VerfÅgung gestellt.

In Deutschland leistet (DNTACT

AufklÜrungsarbeit. Auch wenn inzwi-

schen viele Menschen wissen, daÑ die

genitale VerstÅmmelung MÜdchen und

Frauen existiert, ist nur den wenig-

sten klar, welche weitreichenden Fol-

gen diese VerstÅmmelung fÅr den Kâr-

per und die Seele der Betroffenen hat.

Die Auseinandersetzung mit der

VerstÅmmelung weiblicher Genitalien

ist Åberdies aus einem weiteren

Grund dringend notwendig: Im Zuge

der zunehmenden weltweiten Mobi-

litÜt bringen viele Einwanderer diesen

Brauch auch nach Europa, Kanada,

die USA und Australien. Es ist daher

wichtig, den betroffenen beschnitte-

nen Einwanderinnen auch in Deutsch-

land Hilfe bei Problemen nach Geni-

talverstÅmmelungen anzubieten. Dar-

Åber hinaus sollten sie auf die

gesundheitlichen Risiken des Brauchs

hingewiesen werden. Einwanderinnen

aus den betroffenen LÜndern mÅssen

auch Åber die rechtliche Situation auf-

geklÜrt werden, damit ihnen klar ist,

daÑ jede Art von VerstÅmmelung

gesetzlich verboten ist. Auch! in

Deutschland praktizierende èrzte soll-

Vorbeugende MaÑnahmen allein

sind allerdings nicht mehr ausrei-

chend. Leider ist davon auszugehen,

daÑ die GenitalverstÅmmelung auch

in Deutschland von Einwanderern aus

den betroffenen LÜndern praktiziert

wird. Sollte ein erster Fall von Genital-

verstÅmmelung vor ein deutsches Ge-

die vorhandenen Gesetze konsequent

anzuwenden und den oder die TÜter

hart zu bestrafen. èhnlich wie in

Frankreich bereits geschehen, sollten

rechtzeitig Zeichen gesetzt werden,

daÑ die GenitalverstÅmmelung in

Deutschland als Menschenrechtsver-

letzung nicht erlaubt ist.

Auch fÅr die Entwicklungszusam-

menarbeit gibt es VorschlÜge. Zum ei-

nen wÜre zu wÅnschen, daÑ mehr

Geld fÅr die BekÜmpfung der Genital-

verstÅmmelung bereitgestellt wird.

Zum anderen kânnte die Vergabe von

Mitteln an Bedingungen geknÅpft wer-

den. Die Regierungen der betreffen-

den LÜnder kânnten so dazu angehal-

ten werden, Programme zur BekÜmp-

fung der GenitalverstÅmmelung von

MÜdchen und Frauen durchzufÅhren.
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Heute ist die SexualitÜt nicht mehr die

groÑe Metapher der Lust und des

GlÅcks wie zur Zeit der letzten sexuel-

len Revolution. Damals schien die Se-

xualitÜt vor allem aus Trieb, Orgasmus

und dem heterosexuellen Paar zu be-

stehen. Heute dagegen scheint sie vor

allem aus Geschlechterdifferenz,

Selbstliebe, Thrills und Prothetisierun-

gen zusammengesetzt zu sein. Damit

ist schon gesagt, daÑ in den Jahrzehn-

ten nach der sexuellen Revolution von

1968 eine enorme Transformation der

SexualitÜt erfolgte, jedenfalls in den

reichen Gesellschaften des Westens.

Ich nenne diese Transformation äneo-

sexuelle Revolutionã. WÜhrend die alte

SexualitÜt positiv mystifiziert wurde

als Ekstase und Transgression, wird

die neue negativ mystifiziert als Un-

gleichheit der Geschlechter, als Ge-

walt, MiÑbrauch und tâdliche Infekti-

on. Die neosexuelle Revolution zerlegt

die alte Sexualform und setzt sie neu

zusammen. Dadurch treten Dimensio-

nen, Beziehungen, PrÜferenzen und

Fragmente hervor, die bisher ver-

schÅttet waren oder gar nicht existier-

ten. Einige miteinander vernetzte Pro-

zesse, die äNeosexualitÜtenã hervor-

bringen [s. ausfÅhrlich? und*], will ich

kurz bezeichnen.

NeosexualitÜten

Wesentlich ist die diskursive Abtren-

nung: der geschlechtlichen von der se-

xuellen SphÜre, so daÑ der Spring-

punkt nicht mehr das Triebschicksal

ist, sondern die Geschlechterdifferenz,

verbunden mit einer Dissoziation der

geschlechtlichen SphÜre selbst im Sin-

ne von sex, gender role, gender identi-

ty, gender blending, transgenderism

usw. Ferner gehârt hierher die Disso-

ziation der SphÜre des sexuellen Erle-

bens von der des Sexualkârpers, ins-

besondere durch Simulations- und

Virtualisierungsprozesse und das Vor-

dringen medizinischer Somatotherapi-

en. Bedeutsam ist auÑerdem die dis-

kursive Trennung der libidinâsen von

der destruktiven SphÜre unter den

Stichworten sexuelle Gewalt und sexu-

eller MiÑbrauch. Und schlieÑlich

schritt auch die alte Dissoziation der

sexuellen von der reproduktiven

SphÜre voran, bis hin zur technologi-

schen çberrundung der bisher als un-

hintergehbar angesehenen Ge-

schlechtlichkeit der Fortpflanzung

durch das Klonen.

Einen anderen ProzeÑ nenne ich

äsexuelle Dispersionã. Gemeint ist eine

Zerstreuung der sexuellen Fragmente,

Segmente und Lebensweisen vor al-

lem durch Kommerzialisierung und

Mediatisierung. Die Stichworte lauten:

Sex in der Werbung, warenÜsthetische

Indienstnahme des Erotischen sowie

Sexindustrie. Letztere reicht von den

Flirtschulen, Kontaktanzeigen, Part-

nervermittlungen Åber die Sexogra-

phie in Fernsehen und Internet bis hin

zur braunen Prostitution, zum Sextou-

rismus, zum Kinder- und Embryonen-

handel. Einerseits werden die Indivi-

duen durch den ProzeÑ der Dispersion

entwurzelt und anonymisiert, ande-

rerseits werden sie vernetzt und un-

terhaltsam zerstreut.

Ein weiterer ProzeÑ kann Diversifi-

kation und Deregulierung der sexuel-

len Beziehungen genannt werden. Die

Stichworte lauten: Schrumpfen der

Kleinfamilie zur Kleinstfamilie, in der

im Extrem ein Individuum seine eige-

ne Familie ist; Entwertung der Her-

kunftsfamilie zugunsten von freund-

schaftlichen und subkulturellen Bin-

dungen; Idealisierung partieller Life

styles; Differenzierung der alten Hete-

ro- und HomosexualitÜt; Auftritt alter

PotentialitÜten wie der BisexualitÜt als

sen; Zwang zur Vielfalt und Intimisie-

rung; Exklusivierung von Eltern-Kind-

und Mann-Frau-Beziehungen im Sin-

ne von äreinenã Beziehungen; Wandel

der Scham-, Ekel-, Desensibilisie-

rungs- und ZurÅckweisungsstandards.

Self-sex

Das allgemeine Resultat der neosexu-

ellen Revolution kann als selbstdiszi-

plinierter und selbstoptimierter Self-

sex bezeichnet werden. Dazu passen

die Ergebnisse empirischer Studien

[vgl. z. B.2], nach denen die Selbstbe-

friedigung in sexuell befriedigenden

Beziehungen zu einer eigenstÜndigen

Sexualform geworden ist, die ihren

Surrogatcharakter verloren hat. Dazu

passen auch die neuen Selbstprakti-

ken, beispielsweise fetischistische, die

mit groÑer SelbstverstÜndlichkeit ins-

zeniert werden. Sie sind insofern typi-

sche NeosexualitÜten, als das triebhaft

Sexuelle im alten Sinn nicht mehr im

Vordergrund steht. Sie sind zugleich

sexuell und nonsexuell, weil Selbst-

wertgefÅhl, Homâostase und Befriedi-

gung nicht nur aus der Mystifikation

der Triebliebe und dem Phantasma

der orgastischen Verschmelzung beim

Geschlechtsverkehr gezogen werden,

sondern ebenso oder stÜrker aus dem

Thrill, der mit der nonsexuellen

Selbstpreisgabe und der narziÑtischen

Selbsterfindung einhergeht. Und

schlieÑlich oszillieren sie zwischen

fest und flÅssig, identisch und uniden-

tisch und sind oft sehr viel passagerer

als ihre fixierten VorgÜnger. Inbegriff

des Self-sex und damit der Neosexua-

litÜten sind Love parades und Raver

parties: :Werktags wird sauber und

korrekt funktioniert, am Wochenende

aber wird mit Hilfe von Designerdro-

gen, die den Kârper von der Seele dis-

soziieren und äout-of-body-experien-

cesã gestatten, millionenfach eine

Techno-Sau durch den Tiergarten ge-

trieben, die nur noch von Ferne an die

VerheiÑungen und Risiken des äGar-

tens der LÅsteã erinnert. Entspre-

chend bewegt sich das anhand empi-

rischer Studien verallgemeinerte Se-

xualleben Adoleszenter und junger

Erwachsener zwischen dem undiszi-

plinierten und individuellen Thrill der

spÜtmodernen Massen-Events und der

disziplinierten und kollektiven Selbst-

sorge der frÅhmodernen Individual-

Treue. Und die Seele der Gesunden

und GlÅcklichen schwankt äzwischen

ÜuÑerster Betriebsamkeit und Stumpf-

sinnã hin und her [', S. 172]. Immer



aber geht es um Selbstoptimierung,

die ihre scheinbar selbstbestimmten

und selbstverantworteten Regeln aus

sich selbst zu ziehen scheint.

Kritik der Çkonomie

Die Geburt äunsererã SexualitÜt und

äunsererã Liebe aus dem Geist des Ka-

pitalismus kann im Ernst niemand be-

streiten. Als der Kapitalismus Ideen,

ProduktivkrÜfte und Technologien ent-

fesselte und seine MÜrkte, Zerstreuun-

gen und Lebenserleichterungen instal-

lierte, wurde der Daseinswille vieler

entzÅndet wie nie zuvor. Die repro-

duktive und die sexuelle SphÜre traten

wie andere menschliche Vermâgen ins

Zentrum, wurden als solche erstmalig

herausgestanzt, um sie zu beherr-

schen, zu erweitern und zu protheti-

sieren. Der Kampf um Geburtenrege-

lung, freie Liebe, sexuelle und ge-

schlechtliche Emanzipation begann,

so daÑ der hellhârige Hegel, auf den

Tag genau vor zweihundert Jahren,

ein GroÑes Seufzen registrierte.

Heute halten die allgemeinen Ob-

jektive Tausch und Hylomatie, Sexis-

mus und Rassismus die Gesellschaften

des Westens trennend zusammen. Oh-

ne sie ist fÅr mich kein Begriff von Ge-

sellschaft denkbar, folglich auch kein

Begriff von SexualitÜt. Doch insbeson-

dere die Kritik der Politischen Çkono-

mie und die Wertkritik gelten als me-

gaout. Dabei hat der Kapitalismus

trotz aller UmbrÅche, deren momen-

taner der çbergang vom Fordismus

zum Postfordismus ist, seine Grund-

struktur nicht verÜndert, wie die Fu-

sionÜre, Spekulanten oder Arbeitslo-

sen, so oder so, jeden Tag beweisen.

Weil die Transformation der SexualitÜt

ohne Politâkonomie nicht zu begreifen

ist, spreche ich seit Jahren einerseits

von Waren- und BewuÑtseinsformen,

andererseits von äSexualformenã, sind

jetzt Neoliberalismus und äneosexuel-

le Revolutionã zusammenzudenken.

Denn die Dissoziation der sexuellen

und geschlechtlichen SphÜre, die Di-

spersion der sexuellen Fragmente und

die Diversifikation der Lebensweisen

bezeichnen Prozesse des Zerlegens

und Neuzusammensetzens, der Auto-

destruktion und der Autopoiesis, die

fÅr den Kapitalismus charakteristisch

sind. Sie resultieren aus der allgemei-

nen und enormen VerÜnderungsdyna-

mik, die das kapitalistische Wirtschaf-

ten anstâÑt, benâtigt oder zulÜÑt. Kei-

ne bisherige Gesellschaftsformation

chen Indifferenz, der strukturellen

Gleich-GÅltigkeit des KapitalverhÜlt-

nisses gegenÅber kulturell-morali-

schen Werten àund Traditionen und

nicht zuletzt aus den Transformatio-

nen der âkonomischen Regulations-

weise, die durch soziale und politische

Auseinandersetzungen erzwungen

werden. :

Gewinner und Verlierer

Weil im Zentrum der System-, Bedeu-

tungs- und BewuÑtseinskonstitution

Objektive stehen, die jede Individua-

litÜt in eine exzentrische Position

zwingen, sind die einzelnen Allgemei-

nen zugleich be- und entlastet. Bela-

stet, weil in einer Gesellschaft, deren

Credo Innovation und Deregulierung

lautet, nicht auf Dauer in einem Teil-

system Stillstand herrschen kann. Alle

mÅssen ihre hergebrachten Lebens-

entwÅrfe, KontinuitÜten und IdentitÜ-

ten zur Disposition stellen. Entlastet,

weil fÅr den Gang der Gesellschaft im-

mer belangloser ist, was die Individu-

en tun und denken. Deshalb kânnen

sich sexuelle Orientierungen, Verhal-

tensweisen und Lebenswelten plurali-

sieren. In vielem lÜuft der Postfordis-

mus auf das exakte Gegenteil dessen

hinaus, was der Fordismus etabliert

hatte. Statt EgalitÜt, Sicherheit, Stan-

dardisierung und sozialem Frieden

stehen jetzt Ungleichheit, FlexibilitÜt,

Deregulierung und soziale KÜmpfe auf

dem Plan. Wird ein altes Akkumulati-

onsregime so einschneidend verÜn-

dert und eine alte Regulationsweise

geradezu auf den Kopf gestellt, verÜn-

dert sich zwangslÜufig auch das Leben

der Menschen. Was jedoch fÅr die ei-

nen ein Heraustreten aus verwalteten,

durchregelten und erstickenden Ver-

hÜltnissen ist, ist fÅr die anderen ein

Üngstigender Verlust an sozialer Si-

cherheit. Und so gibt es wie bei allen

bisherigen kapitalistischen Um-

brÅchen Gewinner und Verlierer. Zu

den Gewinnern kânnten, immanent

gesprochen, die Angehârigen sexuel-

ler und geschlechtlicher Minderheiten

und Sonderbarkeiten gezÜhlt werden.

Im Sog der allgemeinen Mobilisierung,

Flexibilisierung und KrÜfteentfesse-

lung fÜllt es nicht sonderlich auf,

wenn sie sich auch in Bewegung set-

zen, ja das ist sogar willkommen, so-

fern es sich vermarkten lÜÑt.

Terror der Theorie

Nicht unwesentlich begrenzt aber

wird die Transformation der Sexua-

litÜt durch diskursive çberhÜnge aus

vergangenen Zeiten oder querliegende

Objektive wie in unserem Zusammen-

hang vor allem das Sexus potior-Ob-

jektiv des Sexismus, das das weibliche

Geschlecht unterordnet. Sie stehen

der grenzenlosen Transformation im

Weg und kânnen nicht allein politâko-

nomisch oder wertanalytisch begriffen

werden. Damit ist auch gesagt, daÑ es

nicht darum gehen kann, unsere Welt

aus Einem, aus einer äobjektivenã

Idee erklÜren zu wollen, ob nun Auto-

poiesis, gender difference oder

Tauschprinzip. Dieser Fehler sollte

hinter uns liegen. Denn wir haben er-

fahren: Jedes geschlossene theoreti-

sche Corpus tendiert zum Terror. To-

talisierende Theorien sind auch geisti-

ge Reflexe auf totale VerhÜltnisse, also

der Stillstand, den sie kritisieren, und

disperse Theorien sind auch geistige

Reflexe auf fragmentierte VerhÜltnis-

se, also die Buntscheckigkeit, die ge-

nerell kolportiert wird. Und äunsereã

komplex, bewegt sich viel zu krisen-

vermittelt und nicht linear, wird im-

mer noch sozial und politisch verÜn-

dert, als daÑ sie eindimensional be-

griffen werden kânnte.

Meine These aber ist: Die allgemei-

nen Transformationen der Geschlechts-

und Sexualformen kânnen nicht allein

zeichen-, text-, differenz- oder diskur-

sanalytisch begriffen werden. Wenn

die kapitalistische VerÜnderungsdyna-

mik ein wesentlicher Motor der Trans-

formationen ist, mÅssen neben der

Diskursivierung und Textualisierung

der SexualitÜt die Mechanismen der

und der Hylomatisierung analysiert



werden. Jedenfalls ist das, was ich

Objektiv der SexualitÜt nenne, ohne

die Objektive Tausch und Hylomatie,

Sexismus und Rassismus ebensowenig

vorzustellen wie Foucaults Dispositiv

der SexualitÜt ohne seine Dispositive

der Macht.

Moralischer Egoismus

Die alte Lustmaximierungsmoral und

die noch Ültere Ehe- und Versorgungs-

moral sind in eine individuell zu ge-

staltende und zu verantwortende Mo-

ral transferiert worden, deren dekla-

rierte Kriterien Geschlechtssymmetrie,

Liebessymmetrie und daneben noch

HIV-PrÜvention sind. Das macht die

Menschen umgÜnglicher, bringt sie

aber zugleich auf Distanz. Andere als

andere anerkennen und zugleich ein

eigenes, äselbsterfÅlltesã Leben leben,

das mag sozial Privilegierten teilweise

gelingen. Im Ernstfall entscheidet aber

auch bei ihnen der Egoismus. Moral

ist heute individualisiert, weil allge-

meine und praktisch gewordene mo-

ralische Ideen fehlen, hinter denen

sich die meisten Frauen, MÜnner, Ju-

gendlichen und Kinder im Konsens

versammeln kânnten. LÜÑt es sich

nicht mehr vermeiden, Fragen allge-

mein zu erârtern und zu beantworten,

Fragen, die eigentlich von moralischer

Natur sind, verschanzen sich die Insti-

tutionen wieder hinter dem Recht, das

in der Reformphase, die antiautoritÜre

Revolte samt sexueller Revolution an-

gestoÑen hatten, sinnvollerweise prin-

zipiell von der Moral getrennt worden

war. Konstruiert werden dann wider-

sprÅchliche Gebilde, die beide diskre-

ditieren, Recht wie Moral. Um nur ei-

nen der faulen Kompromisse zu nen-

nen, die wir alle kennen: Abtreibung

ist zwar rechtswidrig, nicht aber straf-

bar. Nach Horkheimers Analyse! (S.

216] steht der Egoismus in einer äAn-

thropologie des bÅrgerlichen Zeital-

tersã zentral: äJeder bildet selbst den

Mittelpunkt der Welt, und jeder ande-

re ist drauÑen.ã Der Umstand, ädaÑ in

dieser Welt jeder dem anderen zum

Konkurrenten wird und selbst bei stei-

gendem gesellschaftlichen Reichtum

es der Menschen in steigendem MaÑ

zu viele gibt, verleiht dem typischen

Individuum der Epoche jenen Charak-

ter. der KÜlte und GleichgÅltigkeit, der

sich angesichts der ungeheuerlichsten

Taten, wenn sie nur seinem Interesse

entsprechen, mit der erbÜrmlichsten

Rationalisierung zufrieden gibt.ã Heu-

te durchzieht der Egoismus in ebenso

raffinierter wie generalisierter Form

alle Lebensweisen, wenn er nicht mit

ihnen zusammenfÜllt. Er reklamiert

hâchst individuell Rekreation, Wohl-

befinden und KreativitÜt fÅr sich, an

denen auch dem Partner gelegen sein

muÑ. Seine gesellschaftliche Seite aber

bezeichnen die Stichworte Selbstopti-

mierung und Selbstpreisgabe. Wird

der allgemeine Zwang zu Selbstliebe,

Selbsterfindung und Selbstzerstârung

nicht mitgedacht, erscheint die sozio-

logische Rede vom Zwang zur Unge-

zwungenheit als allzu harmlos. Der

Egoismus, zugleich ein Schutzmecha-

nismus vor der gesellschaftlichen KÜl-

te und der Hitze exklusiver Intimbe-

ziehungen, breitet sich aus, weil im-

mer weitere Bereiche der Konkurrenz

und damit dem Markt unterworfen

werden, jenem Markt, äder nur unter

ungeheurem Verlust an Menschenle-

ben und GÅtern die Reproduktion der

Gesellschaft vermittelt und mit der

Fortentwicklung der kapitalistischen

Wirtschaft die Menschheit trotz ihres

wachsenden Reichtums nicht vor dem

RÅckfall in die Barbarei bewahren

kannã [', S. 215]. So diversifizieren

sich alle auf eigene Faust. Und die De-

regulierung resultiert ebenso aus dem

gesellschaftlichen Zwang zur Verviel-

fÜltigung wie aus dem individuellen

mokratisch drapierte Kapitalismus so

anziehend und bindend ist wie eine

Leimrute, so effektiv, offen und mora-

lisch gleich-gÅltig.
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Glossar

Autodestruktion Selbstzerstârung

Autopoiesis (hier:) Selbsterzeugung,

bezogen auf Luhmanns Theorie

Dispersion, sexuelle (nach Sigusch)

gesellschaftliche Zerstreuung der

SexualitÜt in ihre Teile

Dissoziation Trennung, Zerteilung

Diversifikation (hier:) VervielfÜltigung

Fordismus bÅrokratisch-industrieller

Komplex aus Kapital, Gewerkschaften und

Staat, der alle und alles zu integrieren

versucht in einem Wohlfahrtsstaat

(politisches Stichwort: Versâhnung von

Kapital und Arbeit)

gender blending Geschlechtsvermischung,

-imitation

gender difference Geschlechtsdifferenz

gender identity GeschlechtsidentitÜt

gender role Geschlechtsrolle

Homâostase Gleichgewicht, Ausgleich

Hylomatie (nach Sigusch) gesellschaftlicher

ProzeÑ der Ver- und Entstofflichung, durch

den Leben und Tod, Natur und Gesellschaft

ineinander Åbergehen

Objektiv (nach Sigusch) gesellschaftliche

Installation, in der sich Kulturtechniken,

Symbole, Lebenspraktiken, Wirtschafts- und

Wissensformen auf eine Weise vernetzen,

die eine historisch neuartige Konstruktion

von Wirklichkeit entstehen lÜÑt

Sexus potior (in der alten Philosophie) das

mÜchtigere und bessere, d.h. das mÜnnliche

Geschlecht (im Gegensatz zum Sexus

weibliche Geschlecht)

Somatotherapie Kârperbehandlung (im

Gegensatz zu Psychotherapie)

transgenderism Geschlechtswechsel

Transgression çberschreitung
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Sexuelle Selbstbestimmung ist, ohne

jede Frage, ein grundlegendes Ele-

ment der Menschenrechte. Sie lÜÑt

sich nicht leben ohne Freiheit und si-

chert die Unversehrtheit und WÅrde

einer jeden Person. Sexuelle Selbstbe-

stimmung enthÜlt die Sehnsucht nach

GlÅcklichsein, Freude an der eigenen

Kârperlichkeit und Selbstverwirkli-

chung in befriedigender unmittelbarer

Begegnung mit dem Anderen. Dabei

beruht sexuelle Selbstbestimmung auf

der strukturellen wie individuellen

Mâglichkeit, das eigene sexuelle Leben

zu gestalten.

Chancen sexueller

Selbstbestimmung

Die Chancen sexueller Selbstbestim-

mung sind strukturell abhÜngig von

den gesellschaftlichen Kontrollsyste-

men allgemein und den geschlechts-

spezifischen Normen im besonderen.

Das gesellschaftliche Kontrollsystem

ist gebildet aus Werten und morali-

Kontrollpotential von Moralagenturen

wie zum Beispiel Kirchen, Medien,

Nachbarschaften und Familie, sowie

der Rechtssetzung, die in einem Inter-

dependenzverhÜltnis zur gesellschaft-

lichen Moralentwicklung steht. Die ge-

schlechtsspezifischen Normen wieder-

um gestanden geschlechtshierarchisch

den Frauen weniger Selbstbestim-

mung zu als den MÜnnern (Doppelmo-

ral). Dies ist zumindest in Teilgruppen

unserer Gesellschaft bis heute so.

Nicht ausschlieÑlich, aber doch erheb-

lich, beeinfluÑt schlieÑlich die repro-

duktive Selbstbestimmung (Zugang zu

VerhÅtungswissen und -methoden,

Schwangerschaftsabbruch) die sexuel-

le Selbstbestimmung von Frauen.

Von der

Notwendigkeit,

Beziehungen

AUFZUBAUEN

und

AUFRECHT

zu erhalten

Auf der individuell-biographischen

Ebene ist sexuelle Selbstbestimmung

von der Sozialisation geprÜgt. Der

zentrale IdentitÜtsbereich der Ge-

schlechtlichkeit und SexualitÜt wird

beeinfluÑt durch die Ermutigung oder

Entmutigung zur Selbstbestimmung

generell und deren psychische Veran-

kerung (Autonomie).

Diese Dimensionierung des Rau-

mes, innerhalb dessen sich sexuelle

Selbstbestimmung entfalten kann, be-

nennt mit den Faktoren, die diese be-

grenzen, auch die KrÜfte, die fÅr so-

ziale Bindung verantwortlich sind und

zum gesellschaftlichen Zusammenhalt

beitragen.

Demokratisierung und

Endividualisierung

durch soziale Kontrolle verbindlich

gehaltener áWerte- und Normenkon-

sens die IdentitÜt einer Gemeinschaft

sicher. Die die Demokratisierungs-

und die Individualisierungsprozesse

charakterisierende Befreiung aus vor-

gegebenen LebensentwÅrfen, in dem

Sinne, daÑ äjede und jeder seines/ih-

res GlÅckes Schmied/inã sei, lâst die

Verbindlichkeit von Normen auf und

fârdert die Pluralisierung der Werte.

Da die Çkonomie Motor dieser Indivi-

dualisierungsprozesse ist, erhÜlt je-

doch der die Arbeitsmarktintegration

sicherstellende Wert Freiheit einen

besonderen Status. Diese Freiheit fÅr

den Ånd auf dem Arbeitsmarkt zur

Optimierung der Vermarktung der ei-

genen Arbeitskraft bedeutet, nicht

dauerhaft äAnker zu werfenã, sondern

bereit zu sein, immer wieder hinderli-

che LoyalitÜten abzustreifen. Die Ent-

Freud 1930, 501 ,

scheidungszwÜnge unter der ègide

der bestmâglichen Verwertung der ei-

genen Person erfordern eine stÜndige

Selbst- und Marktbeobachtung, wann

und ob ein äLeinen losã, um im Bild zu

bleiben, angesagt ist oder erzwungen

wird, und machen aus der Erwerbs-

ebenso wie aus der Beziehungsbiogra-

phie fÅr eine zunehmende Zahl von

Menschen ein Projekt fristigen Enga-

gements. Dabei verschmelzen unter

dem Primat: des Arbeitsmarktes

Selbstbestimmung und Selbstverwirk-

lichung mit Konkurrenz und Egois-

mus, und SolidaritÜt wird entsorgt.

Autonomie undBezogenheit

im Geschlechterarrangement

Die sich reproduzierende Geschichte

des Geschlechterarrangements weist

diese Pole Autonomie und Bezogen-

heit geschlechtsspezifisch zu: den

MÜnnern die Autonomie und den

Frauen die Beziehungsarbeit. Dabei

spricht nach Dinnerstein (1979) und

Chodorow (1985) einiges fÅr deren

psychodynamische Verankerung. Auf

der Grundlage der psychoanalytischen

Objektbeziehungstheorie legen sie dar,

daÑ auf der Gleichgeschlechtlichkeit in

der Mutter-Tochter-Beziehung die Per-

sistenz der Bezogenheit und aus der

Gegengeschlechtlichkeit in der Mutter-

Sohn-Beziehung die psychische Ver-

ankerung der Autonomie beruhen. Die

BeziehungsfÜhigkeit, die fÅr mÅtterli-

ches Verhalten notwendig ist, sowie

die dazu notwendigen sozialen Kom-

petenzen werden bei MÜdchen erhal-

ten und erweitert, bei Jungen behin-

dert und eingeschrÜnkt. MÜnnlichkeit

und geschlechtliche Verschiedenheit

ergeben fÅr Jungen das Programm Se-

paration; ein Mann zu werden, wird

als Gegenbild der weiblich-mÅtterli-

chen FÜhigkeitsmuster entworfen und

auf der Tiefenstruktur verankert. Be-

reits im Kinderspiel zeigen sich dann

Differenzen. WÜhrend Jungen nicht

nur Regelspiele bevorzugen, sondern

auch um den Preis der Ausgrenzung

ten, sind die Spiele von MÜdchen eher

inklusiv. BekrÜftigt wird dieses ge-

schlechtsspezifische Muster durch die

Studien von Carol Gilligan (1984), die

empirisch gefunden hat, daÑ die mo-



ralischen Entscheidungen von Frauen

mit einer äethic of careã begrÅndet

werden.

Solange die beiden KrÜfte - Autono-

mie und Bezogenheit - idealtypisch

geschlechtlich zugeordnet waren, die

Freiheit den MÜnnern und die Ver-

bundenheit den Frauen, brachen die

äFrâste der Freiheitã noch nicht die

Grundlagen des privaten und gesell-

schaftlichen Zusammenhalts auf.

EEERI LEITETEUTSETCHARIIERTIZEFUTTRZTREFTTENT

Freisetzungsprozesse und

Ihre+olgen

Die TranaiÄ dieser Kissen:

zesse wurde - verstÜrkt in den letzten

30 bis 50 Jahren - sichtbar, seit die

Individualisierung die .Geschlechter-

hÅrde genommen hat, so daÑ Frei-

heitsansprÅche und damit Wahlfrei-

heit und EntscheidungszwÜnge fÅr

MÜnner und Frauen gleichermaÑen

gelten. Das produziert - fÅr alle, die

sich dadurch beruhigen lassen, daÑ es

normal sei é ädas ganz normale Chaos

der Liebeã, wie Ulrich Beck und Elisa-

beth Beck-Gernsheim (1990) ihre Si-

tuationsanalyse Åbertiteln. Sie be-

schreiben gesellschaftlichen Zwang

zur Freiheit im SpannungsverhÜltnis

zum BedÅrfnis nach Liebe. Je deutli-

cher diese beiden Lebensaspekte.zwi-

schen zwei freien und gleichen Part-

nern, mit Beendigung der Zuordnung

der Frauen zu den MÜnnern, ausge-

handelt werden (mÅssen), desto weni-

ger geht es ohne Konflikte ab, die zu-

meist mit einem Votum fÅr Freiheit

zur Seite der Liebe hin (Trennung und

Kinderlosigkeit) gelâst werden.

Auf der gesellschaftlichen Ebene

wird nun der Konflikt manifest, der in

der Tiefendimension des Menschen

verankert ist, aber bisher durch schÅt-

zende kulturelle Mechanismen bei den

Subjekten integriert wurde. Mentzos

bezieht sich dabei auf Sigmund Freud

und reformuliert dessen Kulturtheorie

wie folgt:

äDen primÜren Konflikt stellt nÜm-

lich nicht der Antagonismus zwischen

Liebe und Todestrieben, sondern der-

jenige zwischen àLiebeá (Bindung, Al-

truismus, Vereinigung usw.) und Auto-

nomie (SelbstidentitÜt, Selbstbestim-

mung, Selbstbezogenheit usw.) darã,

und er fÅhrt weiter aus: äDiese von

mir vorgeschlagene Umformulierung

des Ambivalenzkonfliktes hat freilich

gravierende theoretische und prakti-

sche Konsequenzen. Definiert man

nÜmlich den Inhalt des Konfliktes in

der eben von mir vorgeschlagenen

Weise (also àobjektalá versus àselbstbe-

zogená), so kommt man eher dahin,

daÑ hier auch konstruktive Lâsungen

des Sowohl-als-auch-Typus mâglich

sind und daÑ es sich nicht um einan-

der.absolut ausschlieÑende Alternati-

ven handeltã (Mentzos 1998, 119 í.).

Das, was menschliche Existenz also

ausmacht, hÜngt davon ab, ob und

wie die Waagschalen äLiebeã und Au-

tonomie gefÅllt sind. Neben die Be-

schreibungen der Individualisierungs-

prozesse treten immer hÜufiger Analy-

sen, die das Entschwinden der anderen

Waagschale in luftige Hâhen themati-

sieren: Beliebigkeit und GleichgÅltig-

keit in Bezug auf den oder die Andere

oder das gesellschaftliche Ganze.

Immer deutlicher wird, daÑ Selbst-

bestimmung, Selbstverwirklichung und

Individualisierung unter den gegen-

wÜrtigen Bedingungen zu Lasten von

Bezogenheit, KohÜsion und sozialer

Kompetenz gehen. Absolute Flexibi-

litÜt bedeutet stÜndigen Kurswechsel,

Fragmentierung und Verlust von Tie-

fendimensionen durch die damit ein-

hergehende Trennung von Vergange-

nem. Wie Richard Sennett (1998) in

äDer flexible Mensch - Die Kultur des

neuen Kapitalismusã ausfÅhrt, ábe-

wirkt die radikale Flexibilisierung der

Arbeit vor allem einen Vorgang der

Entwertung der persânlichen Inte-

gritÜt und des Zerfalls identitÜtsstif-

tender KontinuitÜt (vgl. SÅddeutsche

Zeitung 22.5.1998). Stetigkeit gilt als

altmodisch.

'So auch Heiner Keupp (1996), der

die metaphorische çbertragung des

Ziels der lean production auf die Iden-

titÜt als das von Trendforschern aus-

gemachte Zukunftsmodell und als Le-

bensperspektive der Postmoderne kri-

tisch beleuchtet. Um fÅr alle Optionen

offen zu sein, ämuÑ sÜmtlicher Ballast

abgeworfen werden (...): ... an ideellen

und sozialen LoyalitÜten. Die alt-

Die ErzÜhlung vom àproteischen

Selbstá verspricht àBefreiung voná. Das

Wozu wird als Frage gelâscht und ex-

terner Instanz Åberlassen: Heterono-

mie pur unter Vorspiegelung von Au-

tonomie. Proteus war der gâttliche

VerwandlungskÅnstler, der sich aller-

dings nie selbst gefunden hat.ã (SÅd-

deutsche Zeitung 6.12.1996)

In einem Interview zu seinem neu-

en Buch äDer Verlust der Menschlich-

keitã charakterisiert Alain Finkiel-

kraut das (ausgehende) 20. Jahrhun-

ist. Wer immer àMultikultiá ruft, der

Åbersieht, daÑ ein Mensch ohne Bin-

dungen kein Mensch mehr ist - der

handelt genau so inhuman wie derje-

nige, der ihn durch àBlut und Bodená

definiert.ã Er sieht beispielsweise im

Internet die massenhaften Ober-

flÜchenbegegnungen und faÑt sie in

das Bild: äOb wir wollen oder nicht,

(die Technik macht uns heute) zu Tou-

risten. Die eingefleischten Touristen

der Moderne haben keine Wurzeln

mehr, sie sind Åberall zugleich und

nirgends, haben ihre geschichtlichen

und geographischen Wurzeln verlo-

ren.ã (SÅddeutsche Zeitung 27.

11.1998).

SINETIL TER TEEDETTV LBTUIIEIWICRLNT TILL

Vernachee

sozialer KohÜsion
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Zuzeigen wÜre, daÑ gesellschaftlich

die Ressourcen fÅr Autonomie deutli-

cher gestÜrkt werden als die Ressour-

cen fÅr soziale KohÜsion. Die Flexibi-

litÜtsanforderungen des Arbeitsmark-

tes beispielsweise finden ihren

Niederschlag im Arbeitszeitgesetz, das

die kulturelle SelbstverstÜndlichkeit

eines gemeinsamen freien Tages, des

Sonntags, aufhebt, ebenso wie im Ar-

beitsfârderungsgesetz, das regionale

und berufliche MobilitÜt fordert. Aber

auch im Familien- und Sexualstraf-

recht tritt der Schutz privater Institu-

ten zurÅck.

Angesichts von beengenden Nor-

men und prÅder Moral, die das Se-

xualleben vor allem der Frauen und

all derer bestimmte, die sich dem he-

terosexuellen Diktat nicht unterwar-

fen, war es eine unstrittig eine Befrei-

ung, sexuelle Selbstbestimmung pro-

grammatisch einzufordern und ihr

strukturell Geltung zu schaffen. Nicht

zuletzt sind es die GesetzesÜnderun-

gen im Strafgesetzbuch, die Zeugnis

ablegen von dem Zugewinn an sexuel-

ler Selbstbestimmung. Sie umfassen

Deregulierungen, wie die Abschaffung

der Strafbarkeit der HomosexualitÜt,

und Regulierungen in vormals als pri-

vat geltenden Bereich, wie die Auf-

nahme der ehelichen Vergewaltigung

in den Vergewaltigungsstraftatbe-

stand. Mit dem Blick auf den hier an-

gesprochenen Abschnitt des Strafge-

setzbuches, die äStraftaten gegen die



sexuelle Selbstbestimmungã, ist deut-

lich, daÑ sexuelle Selbstbestimmung

nicht einer beliebigen Libertinage TÅr

und Tor âffnet. So bleiben zum Bei-

spiel sexuelle Ausbeutung von AbhÜn-

gigkeitsbeziehungen wie Vergewalti-

gung, Prostitution und PÜdophilie,

aber auch Exhibitionismus weiterhin

strafbar.

Dennoch lÜÑt sich nicht leugnen,

daÑ sexuelle Selbstbestimmung in ei-

nem SpannungsverhÜltnis zu Bezo-

genheit steht. So hat es lange gedauert

bis - das Private ist politisch é das In-

dividualrecht der sexuellen Selbstbe-

stimmung auch in der Ehe Geltung be-

anspruchen konnte. In der Diskussion

zur Aufnahme das Straftatbestandes

äVergewaltigung in der Eheã zeigte

sich deutlich, daÑ nicht der ursprÅng-

liche Ansatz, wonach die Frau im Sin-

ne eines Eigentum des Ehemannes zu

seiner VerfÅgung stand, die Debatte

bestimmte, sondern die Versâh-

nungschancen der Ehepartner. Auf die

Tatsache, daÑ Beziehungen riskiert, ja

abgebrochen und zerstârt werden,

konzentrierte sich auch die Angst des

bundesrepublikanischen Gesetzgebers

bei der Aufnahme von äVergewalti-

gung in der Eheã in das Strafgesetz-

buch.

Aspekte der Gegensteuerung, wie

Bindungen zu stÜrken und soziale

Kompetenz zu fârdern, zeigen sich

deshalb auch vor allem in familien-

rechtlichen Streitigkeiten. Zu nennen

wÜre hier beispielsweise die Forde-

rung nach Mediation. Im Blick auf die

Notwendigkeit, bei Trennung und

- Scheidung die schÜdlichen Konfliktfol-

gen fÅr die Familie, insbesonderefÅr

das Wohl des Kindes (Umgangsrecht)

auf einvernehmliche Weise zu verrin-

gern (äKonfliktminderung im Interesse

aller Familienmitgliederã), hat auch

das Ministerkomitee des Europarates

den Regierungen der Mitgliedsstaaten

empfohlen, Familienmediation einzu-

fÅhren oder zu fârdern.

So werden Techniken als Lâsungen

fÅr Verlorengegangenes gesucht, in

Methoden wie Mediation, aber auch in

Formen des Opfer-TÜter-Ausgleichs,

die auf EinfÅhlung und soziale Einbin-

dung zielen. Folgt man den Aus-

fÅhrungen von Bejin, dann stehen wir

- nicht nur was die sexuelle Selbstbe-

stimmung betrifft - vor der Aufgabe

der äQuadratur des Kreisesã. Mit dem

Begriff der äsexuellen Demokratieã

charakterisiert er die VerknÅpfung

von Menschenrechten und SexualitÜt

und hÜlt fest: äDie Imperative der se-

xuellen Demokratie stellen die Men-

schen vor Anforderungen, die nicht

miteinander vereinbar scheinen.ã

(Bejin 1984, 263) Im Blick auf Kârper

und Verstand besteht die Aufforde-

rung zu Lust und gleichzeitig zu Kon-

trolle und, quer dazu, Egoismus und

Altruismus. FÅr den hier diskutieren

Zusammenhang zieht er folgendes Re-

sÅmee. Es handele sich um die

ähâchst bedeutsame paradoxe Auffor-

derung: ... das Gebot eines egoisti-

schen Altruismus.ã (Bejin 1984, 265)

KEEPIIIRTNTISTTIFEZDELTATEITFTEIFIFIEEREENTEE TERER)

Mehr Fragen als Antworten

MERITTTHLLELETTITEEEIF BETTER TLTWEENEIRTETLTATFE

Die aktuelle Auseinandersetzung um

zuviel oder immer noch zu wenig se-

xuelle Selbstbestimmung und die

Angst um den zunehmenden Verlust

sozialer Bindung wirft eher weitere

Fragen auf, als daÑ sie àbereits schlÅs-

sige Antworten ermâglicht. Fragen

wie die folgenden drÜngen sich auf:

ì Sind die vielfÜltigen sexuellen Orien-

tierungen und Praktiken, oder mit Se-

xualitÜt eine Verbindung eingehende

Verhaltensweisen, die Befriedigung

versprechen oder erzielen, alle mit

dem Schlagwort äsexuelle Selbstbe-

stimmungã legitimiert?

ì SexualitÜt, sofern sie sich nicht auf

Autoerotik beschrÜnkt, ereignet sich

in Begegnung, die sich der prinzipiel-

len Zustimmung ebenso versichern

muÑ wie der Zustimmung zu der Art

und Weise, in der diese Begegnung ge-

staltet wird.

Wie notwendig ist Zustimmung,

und wie ist sie zu organisieren?

Lassen sich Zustimmungsaushand-

lung und der Zauber gegenseitiger

VerfÅhrung, erotischer Entgrenzung

oder Ekstase Åberhaupt vereinbaren?

ì Liegt die individualisierte AusprÜ-

gung sexueller Selbstbestimmung in

einem sexuellen Egoismus, der ganz

auf Konsensbildung verzichtet und

sich Lust und Befriedigung technisch

verfÅgbar macht? In diese Richtung

weist die These von RÅdiger Laut-

sierung gleichgeblieben (ist), wÜhrend

die Menge àinterkorporellerá SexualitÜt

momentan zurÅckgeht; die hier ent-

standene LÅcke wird durch Sex-ohne-

BerÅhrung ausgefÅllt.ã (Lautmann

1995, 4). Als Indiz nennt er den Markt

fÅr Telefonsex und die Entwicklungen

im elektronischen Bereich (Cyber-

Sex).

UnÅbersehbar ist, daÑ es einen

çberhang von Analysen im Vergleich

zu Konzepten oder Visionen gibt. Vor

allem mangelt es an nicht-restaurati-

ven Konzepten. Deshalb nÜhren sich

nicht nur religiâser Fundamentalis-

mus, sondern auch moralischer Fun-

damentalismus (Promise-Keeper) aus

der von Lautmann diagnostizierten

LÅcke.

Es stellt sich mit Brisanz die politi-

sche Frage: Wie ist der gesellschaftli-

che Wandel so zu gestalten, daÑ mit

der Realisierung der Menschenrechte

nicht das Menschliche - äLiebeã und

Autonomie - abhanden kommt.

Anmerkungen:

' Nun, man kann sich durchaus darÅ-

ber streiten, wie sich die in diesem

Abschnitt des Strafgesetzbuches ange-

sprochenen TatbestÜnde Åberhaupt

auf SexualitÜt beziehen und inwiefern

sie dies fÅr alle darunter subsumier-

ten Straftaten inê gleicher Weise tun.

AngestoÑen durch die Diskussionen in

der áFrauenbewegung wird zuneh-

von sexualisierter Gewalt gesprochen.

Damit soll die Instrumentalisierung

der Geschlechtlichkeit, SexualitÜt als

Medium fÅr Herrschaft, deutlich be-

nannt werden. Diese Formen von Ge-

walt zielen auf den zentralen Iden-

titÜtsbereich eines jeden Menschen,

einer jeden Frau, eines jeden

MÜdchens, Jungen oder auch Mannes,

denn Menschen sind nicht denkbar

und kânnen sich selbst nicht denken

jenseits ihrer geschlechtlichen Iden-

titÜt.

? Im Zusammenhang mit sexueller

BelÜstigung gehen nicht wenige MÜn-

ner den Weg der Ironisierung des An-

liegens, obgleich empirische Studien

belegen, daÑ Frauen wie MÜnner im

Kernbereich BelÜstigungen als solche

identifizieren kânnen. Sie stellen dar,

daÑ sie sich nur in der Weise vor dem

Verdacht der çbergriffigkeit schÅtzen

kânnen, daÑ sie sich fÅr jedes Han-

deln die Erlaubnis einholen und sich

der Zustimmung versichern: äDarf ich

den Arm um Dich legen?, äDarf ich

Dich kÅssen?, äDarf ich Deine Brust

berÅhren?,, usw.

Literatur:
auf Anfrage beim PRO FAMILIA-Bundesverband



Sexuelle Gewalt ist in den letzten Jahren in den besonderen Blick der Medien gerÅckt.. Besonders

schockiert haben die Verbrechen an MÜdchen und jungen Frauen in Belgien, die auÑerordentlich metho-

disch, Åber lange Zeit und mit Duldung von Teilen der staÜtlichen BÅrokratie betrieben wurden. Auch die

Pornographie und der Handel mit Kindern Åber das Internet, die in internationalem MaÑstab und mit erhebli-

chen kommerziellen Interessen betrieben und im letzten Sommer in den Niederlanden offengelegt wurden,

haben in vielen LÜndern Europas Empârung ausgelâst. Seither finden entsprechende Verbrechen in

Deutschland ebenfalls eine erhâhte Aufmerksamkeit in den Medien - vielfach in voyeuristischer Weise, die

sich auf Tat und TÜter stÅtzt und: oft das Opfer ein zweites Mal schÜdigt. Die WirkungszusammenhÜnge des

Verbrechens und gesellschaftliche Ursachenkomplexe bleiben in dieser äBerichterstattungë ausgeklammert.

Mit dem Mechanismus des Strafrechts hat der Staat bereits reagiert: Inzwischen wird auch die Vergewalti-

gung in der Ehe strafrechtlich verfolgt. Das Thema Sexuelle Gewalt ist Gegenstand einer internationalen

Konferenz in Stockholm 1996 gewesen. Und dennoch bleibt Unzufriedenheit zurÅck. Wirksame MaÑnahmen

der Prophylaxe gegen die Gewalt gibt es immer noch nicht ausreichend. Die hilflose Lage der Kinder, die oft-

mals in dem TÜter eine besonders einfÅhlsame und verstÜndige Person gesehen haben, bleibt unreflektiert.

Sind sie dem TÜter äin die HÜnde gefallenë, weil es an Beziehungen und Bezugspersonen gefehlt hat? Wer-

den menschliche Beziehungen, die nicht kommerziell zu verwerten sind, in ihrem Wert zu gering geschÜtzt?

ZÜhlt nur noch, was in Marktpreisen gemessen werden kann? Aber auch: Steckt in der befreiten SexualitÜt

allzuviel destruktives Potential? Sind die PhÜnomene gar unter dem Begriff SexualitÜt richtig erfaÑt? Diese

Aspekte einer Debatte, die weiterhin zu fÅhren. sein wird, beleuchtet Annemarie Rufer mit einem Zwi-

schenruf zur Begrifflichkeit.

Annemarie Rufer,
Jahrgang 1948, Diplom-
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Die Frage nach dem Zusammenhang

von SexualitÜt und sexuellen Gewalt-

handlungen é meist an MÜdchen und

Frauen - stellt sich in der âffentlichen

Diskussion immer dann besonders ve-

hement, wenn ein weiterer grausa-

mer, erschreckender Fall von sexuel-

len çbergriffen an MÜdchen bekannt

wurde. Die Namen Christina, Melanie,

Natascha sind mit Tragâdien verbun-

den, von denen wir uns nicht mehr di-

stanzieren kânnen.

In GesprÜchen mit KollegInnen und

Bekannten sind jedoch immer wieder

Einstellungen zu hâren wie ädie TÜter

kânnen nicht anders, die mÅssenã.

Auch in den Medien kânnen wir diese

Sichtweise vorfinden.

Stimmt dies wirklich und handelt es

sich hierbei nur um eine UnfÜhigkeit,

mit einem behaupteten unbÜndigen,

dranghaften mÜnnlichen Sexualtrieb

Denn es handelt sich nicht um eine se-

xuelle Handlung im eigentlichen Sinn.

SexualitÜt ist zwar das Mittel, mit dem

sexuelle Gewalt ausgeÅbt wird, aber

der Gebrauch des Penis (und oft ist es

ja gar nicht nur dieser), macht es noch

nicht zu SexualitÜt.

Was ist es dann? Fehlverhalten?

Nein, das wÜre gefÜhrlich verharmlo-

send. Eine Krankheit? Vermutlich in

den meisten FÜllen auch nicht. Nein,

das handlungsleitende Motiv ist in den

meisten FÜllen, Macht ausÅben zu

wollen, und massive Frauenverach-

tung. Der Charakter von sexueller Ge-

walt liegt nicht in der SexualitÜt, son-

dern in der AusÅbung von Gewalt an

sich. Diese Gewalt ist gleichzusetzen

mit Macht Åber MÜdchen, Frauen,

per kann ich mir nehmen, da kann ich

mich groÑ fÅhlen, da bin ich werã ist

meines Erachtens eher das unausge-

sprochene, uneingestandene Motiv

der Tat. Ihm zugrunde liegt mÜnnli-

ches Dominanzverhalten und die Ge-

walt im GeschlechterverhÜltnis. Wol-

len wir tatsÜchlich Grausamkeiten, die

hâchste Kreise mit Hilfe von Personen

wie Dutroux in Belgien begangen ha-

ben (begehen), als SexualitÜt bezeich-

nen?! Oder die Pornoindustrie, den

Sextourismus, den euphemistisch so-

genannten äMiÑbrauchã von Kindern

in der Familie?

Der frauenverachtende und macht-

ausÅbende Aspekt sexueller Gewalt

wird eigentlich nur im Zusammen-

hang mit Kriegen und Unrechtsregi-

men unwidersprochen so benannt.

Stellvertretend verweise ich auf die

Massenvergewaltigungen im Zweiten

Weltkrieg und in jÅngster Zeit in Bos-

nien als zwei besonders pervertierte

Beispiele konkreter Demonstration

von MÜnnlichkeitswahn. Hier wird be-

wuÑt die Ehre von Frauen verletzt

und weibliche IdentitÜt beschÜdigt.

Gemeint ist der Feind, geschÜndet

wird die Frau.

Verweise auf den Sexualtrieb des

TÜters helfen nicht weiter. Sie lenken

von einer wesentlichen gesellschaftli-

chen Handlungsperspektive ab: nÜm-

lich der VerÜnderung des Blickwin-

kels. Sexuell gewalttÜtige MÜnner dÅr-

fen sich nicht in einer diffusen, aber

gleichwohl spÅrbaren stillschweigen-

den Akzeptanz aufgehoben fÅhlen,

sondern ihre Tat gehârt âffentlich

skandalisiert und als das benannt,

was sie ist: Gewalt gegen Frauen und

MÜdchen, deren Mittel lediglich die

SexualitÜt ist. Aus diesem Grund for-

dere ich, kÅnftig nicht mehr von äse-

xueller Gewaltã zu sprechen, sondern

von äsexualisierter Gewaltã.
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Katholische

Kircheund das

Recht auf

Eine der radikalsten Gegnerinnen der

gesetzlichen Abtreibung und Anwen-

dung moderner VerhÅtungsmethoden

auf der Welt ist die râmisch-katholi-

sche Kirche. Auf jeder Ebene - ange-

fangen von Stadtparlamenten bis hin

zu internationalen Foren wie den Ver-

einten Nationen - versuchen katholi-

sche Kirchenvertreter die âffentliche

Politik dahingehend zu gestalten, daÑ

sie die Ansichten des Vatikans wider-

spiegelt. Die offizielle Haltung der ka-

tholischen Kirche ist, daÑ direkte Ab-

treibung in jedem Fall unmoralisch ist

und niemals erlaubt werden sollte und

die einzig moralisch akzeptable Me-

thode der Familienplanung in regel-

mÜÑiger Enthaltsamkeit besteht.

Obwohl die KirchenfÅhrung, insbe-

sondere wÜhrend der Amtszeit von

Papst Johannes Paul II, diese Position

laut und breit wiederholt hat, konnte

sie die katholischen GlÜubigen hiervon

nicht Åberzeugen. Theologen und

glÜubige Katholiken haben bereits seit

Jahren die offiziellen Lehren zu Fra-

gen der SexualitÜt und Fortpflanzung

in Frage gestellt und eine eigene prak-

tikable und ehrenhafte Ethik entwick-

lelt. FÅr diese Katholiken arbeitet die

Nichtregierungsorganisation CFFC

weltweit mit Gleichgesinnten daran,

dem EinfluÑ der Kirchenhierarchie

auf Politik und Gesetzgebung zu sexu-

eller und reproduktiver Gesundheit

und Rechten Einhalt zu gebieten.

In der Folge der Entscheidung des

Obersten Gerichtshofs im Fall Roe ge-

gen Wade, wonach Abtreibung ein

verfassungsrechtlich geschÅtztes Recht

sei, und besonders im Hinblick auf die

hierauf sofort erfolgte Organisation ei-

ner ernstzunehmenden Opposition ge-

gen gesetzliche Abtreibung durch die

katholischen Bischâfe Amerikas,

nahm CFFC 1973 ihre Arbeit in den

Vereinigten Staaten auf. In den 80er

Jahren begannen sich CFFC-Gruppen

in Lateinamerika zu grÅnden, um auf

Reformen der reproduktiven Gesund-

heitsgesetze hinzuarbeiten. Heute ar-

beitet CFFC mit Organisationen auf

den Philippinen, in Irland, Osteuropa

und auf dem gesamten amerikani-

schen Kontinent zusammen.

Als der Vatikan vor kurzem die

deutschen Bischâfe dazu aufforderte,

Frauen, die eine Abtreibung in ErwÜ-

gung zogen, nicht lÜnger zu beraten

und mit Bescheinigungen auszustat-

ten, verbreitete CFFC weltweit eine

Analyse zu diesem Thema. Gleichzei-

tig verâffentlichte CFFC ein Papier,

das einige der KernÅberzeugungen

der internationalen, fÅr die freie Ge-

wissensentscheidung auf Abtreibung

eintretende Katholikenbewegung um-

riÑ, nachdem die irische Regierung,

die gerade damit beginnt, die Reform

des dortigen Abtreibungsgesetzes in

Betracht zu ziehen, 1998 zu âffentli-

chen Stellungnahmen aufgerufen hat-

te.

Vereinbarkeit von katholischem

Glauben und freier Gewissens-

entscheidung auf Abtreibung

Von Gesetzgebern, Journalisten, Kolle-

gen auf dem Gebiet reproduktiver Ge-

sundheit und anderen wird CFFC hÜu-

fig gefragt: äWie kann man Katholik

sein und fÅr legale Abtreibung und

den Zugang zu VerhÅtungsmitteln ein-

treten?ã. Die Antworten auf diese und

andere Fragen ergeben sich aus dem

Studium katholischer Lehren und Tra-

ditionen.

Einer der zentralen Punkte ist das

Recht der Katholiken, von fehlbaren

Kirchenlehren abzuweichen. Es gibt

keinen theologischen Konsens darÅ-

ber, ob die VerhÅtung oder Abtreibung

betreffenden Lehren, die nur einen

kleinen Bereich pÜpstlicher VerkÅndi-

gungen umfassen, die Kriterien fÅr

Unfehlbarkeit erfÅllen. Obwohl die ge-

genwÜrtige KirchenfÅhrung wieder-

holt und lautstark behauptet hat, daÑ

eine Abweichung von diesen und an-

deren Lehren nicht erlaubt sei, haben

viele Theologen und glÜubige Katholi-

ken dem einfach nicht zugestimmt

und auf katholische Tradition und

Prinzipien verwiesen, um ihre Positi-

on zu stÅtzen. DarÅber hinaus verste-

hen diese liberaleren Katholiken die

Forderung nach Orthodoxie als einen

MiÑbrauch pÜpstlicher AutoritÜt und

als offenkundige MiÑachtung jeder an-

Kirchengelehrte behaupten, daÑ die

Lehrbefugnis der Kirche nicht allein

der Hierarchie vorbehalten, sondern

auch Angelegenheit der Theologen

und GlÜubigen ist. Sie verweisen auf

verschiedene katholische Prinzipien,

die andeuten, daÑ die AuthentizitÜt ei-

ner Lehre von ihrer Akzeptanz durch

die GlÜubigen abhÜngt. Umfragen auf

der ganzen Welt zeigen, daÑ Katholi-

ken - vielerorts die Mehrheit der Ka-

tholiken - glauben, daÑ Abtreibung ei-

ne moralische Wahl sein kann und le-

gal sein sollte.

Entgegen der typischen Darstel-

lungsweise der gegenwÜrtigen Kir-

chenfÅhrung, enthÜlt die katholische

Lehre Aussagen, die die moralische

BefÜhigung und Verantwortung der

Frau, die Abtreibungsentscheidung zu

treffen, anerkennen. Zuallererst ist die

tief verankerte katholische 'Lehre zu

nennen, wonach in moralischen Ange-

legenheiten jede Person ihrem Gewis-

sen verpflichtet ist, auch wenn es mit

der Kirchenlehre in Konflikt gerÜt. Bei



aller Macht, die das Gewissen dem In-

dividuum gibt und der Hierarchie

nimmt, stellt das Gewissen verstÜndli-

cherweise einen hat umkÜmpften Ge-

genstand im kirchlichen Denken dar.

Aber zahlreiche Katholiken und viele

andere sind der Meinung, daÑ Katholi-

ken, die sich ernsthaft mit der Kir-

chenlehre auseinandergesetzt haben

und mittels Gebet sowie innerer Ein-

kehr alle moralischen Aspekte einer

Handlung durchdacht haben, bei der

Entscheidung, was zu tun ist, ihrem

Gewissen folgen mÅssen. Einer der

einfluÑreichsten Kirchendenker, Tho-

mas von Aquin, sagte, daÑ es besser

wÜre, exkommuniziert zu werden, als

auf eine Weise zu handeln, die im Wi-

derspruch zum eigenen Gewissen

stÅnde.

Eine weitere wichtige Tatsache ist,

daÑ es keine absolute, allgemeingÅlti-

ge Lehrmeinung darÅber gibt, wann

der Fâtus zum Mensch wird. WÜhrend

Kirchenoffizielle oft von Abtreibung

als Mord sprechen, rÜumt die Kirche

in der Tat ein, daÑ sie nicht weiÑ,

wann sich entwickelndes menschli-

ches Leben den vollen menschlichen

Status einer Person erreicht. In offizi-

ellen Dokumenten sagt die Kirche le-

diglich, daÑ wir angesichts dieser Un-

sicherheit so handeln mÅÑten, als sei

er vâllig menschlich. Theologen wei-

sen darauf hin, daÑ dieser Zweifel Ka-

tholiken tatsÜchlich Raum lÜÑt, um zu

einer anderen SchluÑfolgerung zu ge-

langen, und zwar wiederum nicht

beilÜufig oder willkÅrlich, sondern

entweder durch tiefe SelbstprÅfung

oder dadurch, daÑ sie sich auf Positio-

nen beziehen, die von wenigstens ei-

ner Handvoll anerkannter Theologen

vertreten werden. In der Tat gibt es

unzÜhlige Theologen, die eine sich von

der Hierarchie unterscheidende Sicht-

weise vertreten.

Katholische Tradition und

Menschenrechte

Eine zentrale Rolle in der katholischen

Tradition spielt auch der Menschen-

rechtsgedanke. WÜhrend die Kirche

auf eine ambivalente Geschichte auf

diesem Gebiet zurÅckschauen muÑ,

haben Katholiken, die von offiziellen

Kirchenlehren, die Menschen gescha-

det haben, abgewichen sind und sie in

Frage gestellt haben, die Kirche dazu

aufgefordert, eine eindeutigere Men-

Schenrechtshaltung einzunehmen.

Heute setzt sich die katholische Kirche

weltweit und engagiert fÅr die Idee

der Menschenrechte ein, allerdings

mit zwei gravierenden EinschrÜnkun-

gen. Erstens versagt sie einige dersel-

ben Menschenrechte, die sie im zivi-

len Bereich zu schÅtzen sucht, den

Katholiken innerhalb der eigenen Kir-

che. Zweitens mÅssen die Kirchenoffi-

ziellen erst noch der Weltgemeinschaft

beitreten im Hinblick auf die Anerken-

nung reproduktiver und sexueller

Rechte von Frauen als Menschenrech-

te. Auf der internationalen Konferenz

Åber Bevâlkerung und Entwicklung

1994 in Kairo hat der Vatikan eine

zum Scheitern verurteilte Schlacht ge-

fochten, um die Weltgemeinschaft zu

Åberzeugen, daÑ diese neue Kategorie

von Rechten äden Gehalt der Men-

schenrechte verwÜssernã und hier-

durch gravierend äihren EinfluÑ und

die FÜhigkeit der internationalen Ge-

meinschaft, ihren absoluten Respekt

zu fordernã schwÜchen wÅrde.

Selbst angesichts dieser Haltung

der Kirchenhierarchie arbeiten Katho-

liken in der zivilen Gesellschaft daran,

unsere KirchenfÅhrung davon zu

Åberzeugen, diese Aspekte der Men-

schenrechte ebenfalls aufzunehmen.

In der Tat hat die Kirche auf die-

sem Gebiet einigen Fortschritt ge-

macht, indem sie offiziell den Gedan-

ken billigt, demzufolge Paare das

Recht haben, die Anzahl und den Zeit-

punkt von Geburten selbst zu bestim-

men. äEntscheidungen, die die zeitli-

che Abfolge von Geburten betreffen

sowie die Anzahl der Kinder, die gebo-

ren werden sollen, sind Angelegenheit

der Ehegatten und keiner anderen

AutoritÜtã, verkÅndet ein Dokument

des Heiligen Stuhls aus dem Jahr

1993. äDie Ehegatten werden dazu

bewuÑte Entscheidungen zu treffen,

die ihren Pflichten sich selbst gegenÅ-

ber, ihren bereits geborenen Kindern,

der Familie und Gesellschaft Rech-

nung tragen und im Einklang stehen

mit objektiven moralischen Normen

sowie ihren eigenen kulturellen und

religiâsen Traditionen.ã NatÅrlich ver-

langt die Kirche, daÑ Methoden der

Familienplanung auf regelmÜÑige Ent-

haltsamkeit beschrÜnkt werden soll-

ten, was nicht als die beste Methode

fÅr jede Person in jeder Situation an-

zusehen ist. Es genÅgt allerdings

nicht, ein Ideal zu unterstÅtzen - in

diesem Fall das Recht, die Anzahl und

den Zeitpunkt von Geburten zu be-

stimmen - ohne praktikable Wahl-

mâglichkeiten einzurÜumen, mit de-

nen es erreicht werden kann.

Trennung von Staat und Kirche

DaÑ Katholiken unterschiedliche An-

sichten in Bezug auf moralische An-

gelegenheiten haben und haben kân-

nen, wird von KirchenfÅhrern igno-

riert, wenn sie sich in der politischen

Arena als ReprÜsentanten aller Ka-

tholiken darstellen. Eines der SchlÅs-

selelemente des Anliegens von CFFC

ist es, EntscheidungstrÜger in der Po-

litik an die Standpunkte von Katholi-

ken zu erinnern, die sich von denen

der Hierarchie unterscheiden. CFFC

unterstÅtzt Gesetzgeber bei der Be-

wertung der Standpunkte der Kirche

im Hinblick auf die reproduktive Ge-

sundheit. AnlÜÑlich der internationa-

len Konferenz Åber Bevâlkerung und

Entwicklung hat CFFC beispielsweise

die Behauptungen des Vatikans vor

und wÜhrend der Konferenz kritisch

analysiert und ist zu dem SchluÑ ge-

kommen, daÑ viele von ihnen auf

fragwÅrdiger oder falscher Informati-

on beruhten.

Die Positionen der katholischen

Kirche mÅssen in der gleichen rigoro-

sen Weise wie die jeder anderen In-

teressenvertretung bewertet werden.

In pluralistischen Demokratien darf

es religiâsen Ansichten nicht gestattet

werden, die Freiheit der AnhÜnger

anderer Glaubensgemeinschaften oder

der Menschen ohne Glauben einzu-

schrÜnken. Dies ist insbesondere be-

deutsam im Kontext der râmisch-ka-

tholischen Kirche, die im Vergleich zu

allen anderen groÑen Glaubensge-

meinschaften den rigidesten Stand-

punkt hinsichtlich VerhÅtung, Sterili-

sation und Abtreibung einnimmt.

Nichts davon soll bedeuten, daÑ die

Kirche keinen Platz in der politischen

Arena hÜtte, es heiÑt lediglich, daÑ

die KirchenfÅhrung keine priviligierte

Rolle in der politischen Welt spielen

sollte. Es ist von entscheidender Be-

deutung, daÑ politische Entschei-

dungstrÜger immer wieder daran er-

innert werden, da die Kirche, nach-

dem es ihr miÑlungen ist, Katholiken

davon zu Åberzeugen, nicht zu verhÅ-

ten und abzutreiben, jetzt aggressiv

daran arbeitet, Gehorsam durch das

Gesetz zu erzwingen. Und natÅrlich

betreffen solche Gesetze nicht nur Ka-

tholiken, sondern auch alle Anders-

glÜubigen.



Es gibt ein Recht
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langjÜhrig Lektor im

Rowohlt-Verlag und

Herausgeber der politi-

schen Buchreihe

ärororo-aktuellë, von

1980 bis 1998 Mitglied

im Deutschen Bundes-

tag (SPD), in dieser

Funktion seit 1995

Bosnien-Beauftragter, Mitglied des Menschen-

rechtsausschusses der Sozialistischen

Internationale, seit 1998 Beauftragter der OSZE

fÅr die Freiheit der Medien

FÅr die politischen SexualaufklÜrer ist

die Sache .mit Frau Lewinsky nicht all-

zu gut ausgegangen. Der Sonderbeauf-

tragte Starr hat an Ansehen verloren -

der PrÜsident eher an Ansehen ge-

wonnen. Aber ist das nun schon das

Ende der Geschichte: Die Frau Le-

winsky wird wohlhabend und landet

im Winkel der biographischen Reduk-

tion auf einen einzigen Vorgang. Die

Familie Clinton mag es Åberwunden

haben.

Aber was ist im âffentlichen Be-

wuÑtsein - nicht nur der BÅrger der

USA, sondern vieler BÅrger der Welt

rissen worden, und eine Epoche

scheint zu Ende zu gehen, die be-

stimmt war von der Balance zwischen

der Freiheit der Journalisten und ih-

rer professionellen Verantwortung.

Erinnern wir uns: Ein Foto, das in

den zwanziger Jahren den ReichsprÜ-

sidenten Friedrich Ebert in der Bade-

hose am Ostseestrand zeigte, provo-

zierte einen Skandal - und zugleich

die Diskussion Åber die Rormen kÅnf-

tiger fotografischer Zudringlichkeit.

Die Diskussion hatte freilich keinen

EinfluÑ auf die Fotopropaganda, mit

der die Hitlerdiktatur spÜter arbeiten

lieÑ. Heute werden andere Bilder ver-

eines PrÜsidenten: Auf VideobÜndern

wird die Vernehmung von Bill Clinton

vorgefÅhrt, intime Details aus seinem

Privatleben werden vor aller Augen

diskutiert. Der historische RÅckblick

kânnte glauben machen, die Starr-Vi-

deos seien nur eine weitere Stufe der

Mediatisierung des Privaten - also

zurÅck zur Tagesordnung. Eines aller-

dings ist entschieden anders als da-

mals - und kann als ZÜsur interpre-

tiert werden: Friedrich Ebert war sich

seines Auftritts in Badehose bewuÑt.

Er Ürgerte sich Åber das verâffentlich-

te Foto, und dabei blieb es. Im Fall

des Verfolgers Kenneth Starr aber

wurde eine vertrauliche Aussage vor

einer demokratischen Institution der

Çffentlichkeit preisgegeben. Das Ver-

trauen im Rechtsstaat in die Vertrau-

lichkeit von Ermittlungsmethoden

wurde zerstârt. Mit dem Segen der

Abgeordneten des Parlaments.

Als Beauftragter der OSZE fÅr die

Freiheit der Medien irritiert mich an

der Entscheidung des Rechtsaus-

schusses des US ReprÜsentantenhau-

ses vor allem eines: In den osteuropÜi-

schen OSZE-Mitgliedstaaten, vor allem

in den postkommunistischen Staaten,

muÑ ich Åber die Balance zwischen

Medienfreiheit und der professionel-

len journalistischen Verantwortung

sprechen. Da begegne ich vielen Men-

schen, die sagen: Diese Art von Voyeu-

rismus im Journalismus, die ihr im

Westen erlaubt, wollen wir nicht ha-



ben! Mit diesem Argument ist der

Kampf fÅr die Freiheit der Medien

leicht zu entkrÜften. Es wird zuse-

hends auch von islamischen Funda-

mentalisten benutzt, wenn wir fÅr die

Freiheit des Journalismus werben.

Das Argument ist nicht uneigennÅtzig,

aber es trifft auf ein groÑes Publikum.

Nach europÜischer Auffassung ist es

ein Rechtsbruch, wenn die Grand

Jury, eine Instanz, deren Vertraulich-

keitsregeln Åber zweihundert Jahre

alt sind - so alt wie die amerikanische

Verfassung -, mit Hilfe moderner Vi-

deotechnik und durch einfachen

MehrheitsbeschluÑ eines Ausschusses

des Parlaments die Vertraulichkeit

aufhebt. Der Aufzeichnung lag ein

Trick zugrunde: Weil ein Mitglied fehl-

te, muÑte Bill Clintons Aussage aufge-

zeichnet werden. Es ist zu vermuten,

daÑ damals schon die Absicht be-

stand, das Ganze zu verâffentlichen.

In den meisten demokratischen

Staaten darf bei Vernehmungen vor

Gericht nicht fotografiert werden -

darum der Beruf des Gerichtszeich-

ners. Mit dieser Regel werden Opfer

und TÜter, Angeklagte und Zeugen ge-

schÅtzt. DaÑ Medien in aller Welt sich

darauf berufen, die Erlaubnis zur Ver-

âffentlichung problematischer Details

sei ja vom Parlament erteilt worden,

ist eine neue Stufe der Selbstentmach-

tung von journalistischer Verantwor-

tung.

Wo bisher die Voyeurs-Flunkerei

herhalten muÑte, man sei es dem Pu-

blikum schuldig, kann man sich nun

hinter dem Ansehen des Parlaments

verstecken. Darum habe ich dagegen

protestiert, daÑ in deutschen âffent-

lich-rechtlichen Sendern äpikanteã

Einzelstellen verâffentlicht wurden -

mit dem Hinweis auf den US-KongreÑ

und die äBerichtspflichtã. Es gibt keine

Berichtspflicht. Es gibt journalistische

ProfessionalitÜt und professionelle

Verantwortung. Auch wenn andere

dies als lÜcherliche Human-Duselei

beiseite schieben: Wer glaubt, Voyeu-

rismus anklagen zu kânnen mit den

Instrumenten, die der Voyeur zur glei-

chen Zeit anwendet, gerÜt rasch auf

die schiefe Ebene. Es gibt Dinge, die

muÑ niemand genau wissen. Sie die-

nen in keinem Moment der Wahr-

heitsfindung. äWo der Kaiser zu FuÑ

hingehtã war die Umschreibung des-

sen, was die gesamte Menschheit - in-

klusive der Hâchstmâgenden - Tag um

Tag verrichten und was niemand im

Detail beschreiben muÑ. Solche zivili-

satorischen Elemente darf verantwor-

tungsbewuÑter Journalismus nicht

zerbrechen. Er muÑ nicht das äPubli-

kum bedienenã. Die Details der AffÜre

Clinton-Lewinsky waren lÜngst allge-

mein bekannt. Wie sieht die Demokra-

tie, die Mediengesellschaft aus, wenn

wir die persânlichen BeichtstÅhle ei-

nem globalen Voyeurismus aushÜndi-

gen? Der katholische Priester darf seit

Jahrhunderten nicht darÅber reden,

was junge Frauen ihm als äSÅndenã

gestehen. Selbst bei strafrechtlich re-

levanten èuÑerungen ist er an das

Beichtgeheimnis gebunden. Das Ver-

trauen in ein Verfassungsorgan der Ül-

testen Demokratie der Welt sollte min-

destens so groÑ sein wie das in die

Schweigepflicht der Priester!

Wir haben in Europa - noch - eine

Kultur, die sagt: NatÅrlich muÑ Fehl-

verhalten von Politikern in allen mâg-

lichen Lebensbereichen âffentlich

sein, das muÑ der Politiker wissen.

Aber wer sich wÜhlen lÜÑt, weiÑ auch:

Persânliches Verhalten im Intimbe-

reich muÑ tabu bleiben. Diese Grenze

zwischen moralischer Inquisition und

einfach - sagen wir mal - Wohlver-

halten, korrektem Verhalten ist ja in

Wahrheit jedem deutlich. Die Grenze

ist der Schutz der WÅrde des Einzel-

nen, der Schutz der Familie, der

Schutz der Kinder. Der Starr-Voyeuris-

mus wird die Tochter von Clinton ihr

Leben lang nicht verlassen. Ihre kÅnf-

tigen Kinder werden danach gefragt

werden. Warum mÅssen sie und ihre

Familie spÜter dieser Sache ausgesetzt

sein? Wer trÜgt die Verantwortung

dafÅr? In Deutschland hatten wir bis-

her einen guten Umgang damit, und

der erkennbare Bumerangeffekt der

Starr-Videos in den USA wird dies be-

stÜrken: In Europa werden jene Leute

hoffentlich nicht siegen, die meinen,

weil die Bevâlkerung so neugierig ist,

mÅssen auch wir hier die Praxis der

Diskretion zerbrechen. Europa ist bis-

lang einen anderen Weg gegangen.

Die bedenkenlose Zerstârungswut des

Kenneth Starr, der eine junge Frau fÅr

ihr Leben gezeichnet und bedenkenlos

kaputtgemacht hat, konnte nur erfolg-

reich sein, weil viele Medien die De-

tails ausgebreitet haben. Da wird

dann rasch der kokette Satz entgegen-

gehalten: Monica Lewinsky fÅhre jetzt

Kleider vor in Mailand, angeblich krie-

ge sie dafÅr 750 000 Mark. Falls dies

zutrifft, wÜre dies ja nur ein Nachweis

fÅr die BeschÜdigung dieser jungen

Frau. Diese nachtrÜgliche Vermark-

tung der Existenz ist bereits das Re-

sultat der Vermarktung der intimen

Details. Letztlich ist diese Vermark-

tung ein MiÑbrauch jener Freiheit, fÅr

die in der Geschichte der Demokratie

Menschen gestorben sind. Es sind

Schriftsteller zu Tode gefoltert wor-

den, die fÅr die Pressefreiheit ge-

kÜmpft haben, es haben Schriftsteller

und Journalisten jahrelang im GefÜng-

nis gesessen, weil sie den Mut hatten,

einen Artikel zu schreiben - und jetzt

wird mit dem Anspruch auf Informati-

onsbedÅrfnis und journalistische Frei-

heit das Andenken dieser Opfer der

Diktatur, denen wir diese Pressefrei-

heit zu verdanken haben, mit FÅÑen

getreten. FÅr das elektronische Jahr-

hundert, das uns bevorsteht, ist das

eine groÑe Herausforderung. Viel-

leicht war der Starr-Video-Skandal ei-

ne grausame, aber letztlich heilsame

Lehre fÅr den kÅnftigen Umgang mit

VorgÜngen, die wahrlich nicht jeder

wissen muÑ. Es ist auch eine Lehre

fÅr den Beruf der Journalisten. Sie

mÅssen letztlich entscheiden, wie sie

mit der Demokratie und der âffentli-

chen Heuchelei umgehen, die behaup-

tet, Neugierbefriedigung sei in jedem

Fall der demokratische Auftrag zur In-

formationspflicht.
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pfm:

In der internationalen Debatte Åber

die Zukunft der Gesundheit und Wohl-

fahrt ist der Begriff äPublic Private

Partnershipã nicht mehr wegzuden-

ken. Wie erklÜren Sie sich das?

Ilona Kickbusch:

Von entscheidenden EinfluÑ war die

Tatsache, daÑ das Monopol der inter-

nationalen Organisationen Åber das

internationale Handlungsfeld zuneh-

mend aufgebrochen wurde. Die erste

Çffnung wurde ausgelâst durch die

UN-Konferenzen wie zum Beispiel zu

Frauen, Bevâlkerung und Entwicklung

und Umwelt, die den nichtstaatlichen

Organisationen Zugang zur Politikfor-

mulierung auf internationaler Ebene

gaben. Sie machte sichtbar, wie stark

die lokale Umsetzung internationaler

Programme auf die Nichtregierungs-

organisationen (NRO) angewiesen

war, und wie sehr das Vertrauen in

die staatlichen Instanzen in den Ent-

wicklungslÜndern gesunken war.

Die zweite Çffnung wurde durch

die zunehmende Globalisierung der

Wirtschaft und der Information her-

ausgefordert. Immer grâÑere Investi-

tionen in den EntwicklungslÜndern

wurden durch den Privatsektor

getÜtigt und nicht mehr durch die Ent-

wicklungshilfe kanalisiert. Die priva-

ten Akteure waren grâÑer und ein-

fluÑreicher als manche MitgliedslÜn-

der des UN-Systems. Es wurde immer

deutlicher, daÑ bestimmte Programme

(z.B. Impfstoffentwicklung) nicht mehr

ohne die privaten Partner voranzutrei-

ben sind. Zum anderen hat die Fi-

'nanzknappheit der internationalen

zu neuen (privaten) Geldgebern ge-

fÅhrt. Insgesamt aber ist durch diese

sowohl positiven wie negativen Trends

ein Lernprozess in den internationa-

len Organisationen ausgelâst worden,

der von der PrÜmisse ausgeht, daÑ ei-

ne breite Spanne gesellschaftlicher

Akteure in den internationalen Ent-

wicklungsprozess eingebunden wer-

den mÅssen.

pfm: å

Wie sollen diese Akteure eingebunden

werden?

Ilona Kickbusch: i

Zum gegenwÜrtigen Zeitpunkt sind ei-

ne Reihe von internationalen Organi-

sationen, einschlieÑlich der Weltge-

sundheitsorganisation, dabei, die PrÜ-

missen und: Regeln fÅr solche

Partnerschaften auszuloten und zu de-

finieren. Die Gratwanderung ist offen-

sichtlich: zum einen ist es Aufgabe der

Organisationen, Normen und Stan-

dards - zum Beispiel im Arzneimittel-

bereich - aufzustellen, die eine ganze

Industrie betreffen; zum anderen gilt

es, mit einzelnen Unternehmen und

Gesellschaften konkrete Zusammenar-

beit - z.B. in der Impfstoffentwicklung

- zu vereinbaren.

pfm:
Warum sind diese neuen Partner-

schaften sinnvoll und notwendig?

Ilona Kickbusch:

Die neuen Partnerschaften implizieren

eine neue Form internationaler Zu-

sammenarbeit Åber die Nationalstaa-

ten und Entwicklungsorganisationen

hinaus, fÅr die die Strukturen und die

Regelwerke allerdings noch nicht aus-

gearbeitet sind. Die Tendenz ist, daÑ

sowohl die NRO, wie auch die Privat-

wirtschaft immer weniger bereit sind,

äausfÅhrende Organeã zu sein. Sie

wollen mitbestimmen und Programme

nicht nur umsetzen oder finanzieren,

sondern mitgestalten. Das heiÑt, daÑ

wir uns vom alten Modell der äWohl-

tÜtigkeitã verabschieden und zu neuen

Formen der Zusammenarbeit und ge-

meinsamer Zielbestimmung kommen

mÅssen. Zentral hierbei ist die Frage

nach der LegitimitÜt, der Rechen-

schaftspflicht und der sozialen Verant-

wortung, die mehr und mehr zur Fra-

ge einer gemeinsamen globalen Ver-

antwortung wird.

Es geht auch lÜngst nicht mehr um

ein einfaches äEntweder - Oderã. Ist

es sinnvoll oder nicht mit dem gewin-

norientierten Sektor zusammenzuar-

beiten? Es ist lÜngst praktizierte Rea-

litÜt. Die Weltbank hat kÅrzlich eine



BroschÅre Åber Erfahrungen zu Public

Private Partnership vorgelegt und ei-

nige Konferenzen zum Thema veran-

staltet. Die neue Generaldirektorin der

WHO hat die Partnerschaft zu einem

Programmpunkt ihrer Amtszeit ge-

macht. Die FAO und die UNFPA haben

neue Abteilungen fÅr Partnerschafts-

entwicklung eingerichtet. Die Initiative

geht nicht mehr nur von den interna-

tionalen Organisationen aus. Der Pri-

vatsektor selbst hat sich neue Organi-

sationen geschaffen. Ein Beispiel ist

äIhe Prince of Wales Business Lea-

ders Forumã, das inzwischen im Auf-

trag von Kofi Annan, dem UN-Gene-

ralsekretÜr, Seminare durchfÅhrt, die

die verschiedenen HandlungstrÜger in

Grundregeln fÅr Partnerschaften ein-

fÅhren.

Ein anderes Beispiel ist die 100

Millionen Dollar Spende von Bill Ga-

tes, die Impfstoffe fÅr Kinder in den

EntwicklungslÜndern zugÜnglich ma-

chen soll. Das Geld wird nicht an die

WHO oder an die UNICEF gegeben,

sondern an eine nichtstaatliche Orga-

nisation äPATHã, die wiederum ande-

re Organisationen é besonders aus

dem UN-Bereich - zu einer Partner-

schaft zusammenfÅhren soll.

pfm:

Welche Rollen sollen der Staat, die In-

dustrie und der Dritte Sektor Åber-

nehmen?

Ilona Kickbusch:

Die Vielzahl von Modellen, die zur Zeit

erprobt werden, lassen es schwerlich

zu einer klaren Rollenverteilung kom-

men. Das wirklich Interessante an der

neuen Entwicklung ist, daÑ alte Rol-

- lenzuschreibungen nicht mehr funk-

tionieren. HandlungstrÜger sind im-

mer weniger auf sich gestellte Organi-

sationen, sondern zunehmend

komplex geknÅpfte Netzwerke von be-

grenzter Dauer, die die jeweiligen

Spielregeln situationsspezifisch aus-

handeln. Die alte Maxime ähealth is

everybodyás businessã bekommt so ei-

ne neue Dimension.

pfm:

Kann der gewinnorientierte Sektor

tatsÜchlich dazu beitragen, mehr se-

xuelle und reproduktive Gesundheit

herzustellen? Kann jeder daher kom-

men und äGesundheit machenã?

Ilona Kickbusch:

TatsÜchlich fÅhlen sich zunehmend

äneueã HandlungstrÜger vom Gesund-

heitsthema angesprochen: die Touris-

musindustrie, Fluggesellschaften, die

Sportartikelhersteller, Hotelketten -

nicht zuletzt weil ihre Gewinnspannen

signifikant von Gesundheitsaspekten

abhÜngen. Und nichts spricht dage-

gen, die Fluglinien in den Kampf ge-

gen Aids und Kinderprostitution ein-

zubinden. Das Zeigen von gesell-

schaftlicher Verantwortung ist in-

zwischen integraler Teil eines globa-

len Marketing.

pfm:

Seit dem Zusammenbruch der äreal-

sozialistischenã Systeme sind wir na-

tional wie international mit einer neu-

en Entfesselung des Kapitalismus und

einer besorgniserregenden Entsolida-

risierung konfrontiert. HeiÑt das

auch, daÑ die Gesundheit der Men-

schen erneut bedroht ist?

Ilona Kickbusch:

Langfristig geht es darum, etwas Ord-

nung in diese Anarchie zu bringen.

Das bedeutet unmiÑverstÜndlich, daÑ

das internationale System neu struk-

turiert werden muÑ, so daÑ alle äglo-

bal playersã - staatliche, nichtstaatli-

che und privatwirtschaftliche - sowohl

finanziell wie auch verantwortung-

mÜÑig eingebunden werden. Was am

Anfang dieses Jahrhunderts fÅr die

Nationalstaaten galt, muÑ nun fÅr eine

breitere Gruppe von HandlungstrÜ-

gern neu gedacht werden. Mit alten

Denkkonzepten (auf allen Seiten) geht

das nicht.

DarÅber hinaus widerspricht ein

vâllig entfesselter globaler Kasinokapi-

talismus geregelten marktwirtschaftli-

chen Prinzipien. Die Stimmen, die

nach einem solchen System rufen,

mehren sich, da inzwischen eine Fi-

nanz- oder auch eine Gesundheitskri-

se in einem Teil der Welt, auch fÅr an-

dere schwerwiegende Folgen haben

kann. Das heiÑt, daÑ unser Begriff von

äSicherheitã weit mehr umfassen

muÑ, als die militÜrische Dimension.

Was wir brauchen ist eine globale So-

zialpolitik. ;

x Åhe Kindheit

Themen bisher u.a.

Sprechstunde fÅr Schreibabys

Kinderwahlrecht

Kinder und Jugendliche in Armut

Aufwertung der Erziehungsarbeit

Formung des kindlichen Gehirns

Gute Gruppenbetreuung fÅr Kinder

unter Drei

MÅitterliche BerufstÜtigkeit als

Risikofaktor?

PÜdagogische QualitÜt in

KindertagesstÜtten

frÅhe Kindheit

- die interdisziplinÜre Zeitschrift

fÅr Fragen der seelischen

Gesundheit von SÜuglingen und

Kleinkindern

- ein offenes Forum im Dreieck

von Wissenschaft, Praxis und

Politik

Informieren Sie sich und

abonnieren Sie die Zeitschrift

frÅhe Kindheit zum Preis von

25.- DM (4 Ausgaben pro Jahr

zzgl.Versandkosten).

Oder fordern Sie ein Probeexem-

plar an (bitte 5,- DM in Brief-

marken beilegen).

Deutsche Liga fÅr das Kind

ChausseestraÑe 17

10115 Berlin

Tel. 030/ 28 59 99 70 =

Fax 030/ 2859 99 7I



um

IMPRESSUM

Herausgeber:

Pro'Familia - Deutsche Gesellschaft fÅr Familien-

planung, SexualpÜdagogik und

Sexualberatung e. V.,

Stresemannallee 3, 60596 Frankfurt,

Tel: 069/639002, Fax: 069/639852

Ö Verantwortlich fÅr diese Ausgabe:

Elke ThoÑ, Paul Soemer

+ çbersetzungsarbeiten: Klaus Birker,

Aurel Kessler, Gabi Lassen, Elke ThoÑ,

Petra Waldraff

Ö Redaktion: Ruth Kuntz-Brunner,

Katrin Rohnstock , Konrad Weller,

Hans-JÅrgen Wirth

(Redaktionsanschrift siehe Verlag)

Ö Verlag: Psychosozial-Verlag, FriedrichstraÑe 35,

35392 GieÑen,

Tel: 0641/77819, Fax: 0641/77742

e-mail: psychosozial-verlag@t-online.de

Ö Bezug: FÅr ein Einzelheft 6,50 DM zuzÅglich

Versandkosten und einschlieÑlich MwSt.

FÅr ein Jahresabonnement 6,50 DM pro Heft

(EuropÜisches Ausland 7,- DM, sonstiges Ausland

6,50 DM plus Porto) einschlieÑlich Versandkosten.

Das Abonnement erstreckt sich Åber ein Kalen-

derjahr. Es verlÜngert sich stillschweigend um ein

Jahr, wenn es nicht bis zum 30. September eines

jeden Jahres gekÅndigt wird:

Das Jahresabonnement wird am Jahresanfang in

Rechnung gestellt. Bestellungen richten Sie bitte

direkt an den Verlag. FÅr Mitglieder der

Pro Familia ist der Bezugspreis im

Mitgliedsbeitrag enthalten.

* Erscheinungsweise: Sechsmal jÜhrlich

(jeweils Ende Februar, Mai, Juli, September,

Oktober, Dezember).

Ö Fotos: Simon Rowe/IPPF (5), EvaZattler

Philip Wolmuth/IPPF (21, 23),

Caroline Penn (11, 20), Liba Taylornn

Stephanie Pilick/dpa (44), Scheidemann/dp:

Gero Breloer/dpa (7), H.Tamand (30,31),

Mark Edwards/Still Pictures (16),

D.A. Bertoni (UNHCR) (9), ICPD/IPPF

a

Ö Anzeigen: Andrea Stroh, zur Zeit giltKa

. preisliste 6. Januar 1998 (Beim Verlag anfragen).

* Copyright: î Psychosozial-Verlag, GieÑen. j

Die BeitrÜge sind urheberrechtlich ã

geschÅtzt.

* ISSN 0175 - 2960.

Gustav Bovensiepen/Mara Sidoli (Hrsg.)

Inzestphantasien und

selbstdestruktives Handeln

Psychoanalytische Therapie von Jugendlichen

360 S., geb., ISBN 3-86099-127-2

É... daÑ der Versuch geglÅckt ist, aufgrund einer breit

abgestÅtzten klinischen Erfahrung die psychothera-

peutische Behandlung schwer gestârter Jugend-

licher darzustellen.Ö (Kinderanalyse) É... in seiner

entwicklungspsychologischen Schwerpunktsetzung

spannend und vielfÜltig.Ö (AKJP)

Peter Mâhring/Roland Apsel (Hrsg.)

Interkulturelle

psychoanalytische Therapie

256 S., Pb., ISBN 3-86099-258-9

É... SO besticht dieser Band durch Beispiele aus der

analytischen Praxis, an denen sichtbar wird, welche

Problemlagen sich aus der interkulturellen

Begegnung ergeben und wie damit umgegangen

werden kann.Ö (Psyche) U. a. mit: F. Pedrina:

Symbolisierungsstârungen im Vorschulalter, E.

Modena: Erfahrungen mit Arbeiterinnen aus dem

Mittelmeerraum; D. Molinari: Beratung und Therapie

von Immigrantenfamilien.

Sabine Trautmann-Voigt/êBernd Voigt (Hrsg.)

Bewegung ins UnbewuÑte

BeitrÜge zur SÜuglingsforschung und

analytischen KârperPsychotherapie

200 S., vierf. Pb., ISBN 3-86099-283-X

BeitrÜge von J. Lichtenberg und D. Stern sowie

E. Siegel und M. Dornes. Wichtige Gedanken zu

Entwicklungen der Psychoanalyse aus der Sicht

der Selbstpsychologie und SÜuglingsforschung:

Åber Symbolbildung, KârpergedÜchtnis und -

Selbst sowie unbewuÑte Phantasiebildung.

Ulrike Jongbloed-Schurig/ |
Angelika Wolff (Hrsg.) |

ÉDenn wir kânnen die Kinder
nach unserem Sinne |

nicht formenÖ
BeitrÜge zur Psychoanalyse

des Kindes- und Jugendalters |

Mit BeitrÜgen von |
Rose Ahlheim, Frank Dammasch,

Anita Eckstaedt, Heidemarie Eickmann, |
James M. Herzog, Ulrike Jongbloed-Schurig, |

Hans-G. Metzger, Elisabeth MÅller-BrÅhn, |
Jochen Raue, Anne-Marie Sandler,

Angelika Wolff||

Brandes & Pe]

Ulrike Jongbloed-Schurig/

Angelika Wolff (Hrsg.)

ÉDenn wir kânnen die Kinder

nach unserem Sinne nicht formenÖ

BeitrÜge zur Psychoanalyse des

Kindes- und Jugendalters
280 S., vierf. Pb. mit 8 vierf. Bildseiten

ISBN 3-86099-282-1

Der Band enthÜlt grundlegende und fundierte
BeitrÜge zur Psychoanalyse des Kindes- und
Jugendalters. Die AutorInnen sind erfahren und
in eigener Praxis tÜtig. Erârtert werden Be-
handlungsverlÜufe, Fragen des Settings, zu

çbertragung/GegenÅbertragung, zum Vaterbild

und wie eine gestârte Entwicklung wieder in

Gang kommt.

ANZEIGE

Angela Engelbert-Michel

Das Geheimnis des Bilderbuches

Ein Leitfaden fÅr Familie,

Kindergarten und Grundschule

128 S., vierf. Pb., illustr., ISBN 3-86099-129-9

Gute BilderbÅcher Åben einen besonderen Ein-

fluÑ auf die psychische Entwicklung von Kindem

aus. Als Kindheitsbegleiter kânnen BilderbÅcher

dazu beitragen, Schwierigkeiten in der kindlichen

Entwicklung und Erziehungspraxis auszu-

gleichen.

Margarete Blank-Mathieu

Jungen im Kindergarten

128 S., vierf. Pb., ISBN 3-86099-266-X

Das Buch ÉrÜumt auf mit dem Vorurteil, daÑ im

Kindergarten geschlechtsspezifische Unterschie-

de noch keine Rolle spielen und ermâglicht damit

eine freie Sicht auf die unterschiedlichen Er-

lebensweisenÖ. (Welt des Kindes)

Analytische Kinder- und Jugendlichen-

Psychotherapie (AKJP)

Zeitschrift fÅr Theorie und Praxis

der Kinder- und Jugendlichen-Psychoanalyse

ISSN 0945-6740, XXIX. Jg.

Der JubilÜumsheft 100 hat 160 Seiten und das

Thema Holocaust, Migration und IdentitÜt. U.a.

mit Hans Keilson, Ruth Bamett, Kurt GrÅnberg.

Bitte Gesamtverzeichnis und Probeheft derAKJP

anfordern bei:

Brandes & Apsel Verlag

Scheidswaldstr. 33, D-60385 Frankfurt a. M.

Fax 069/95730187

e-mail: brandes-apsel@t-online.de



Tragen Sie die Leistungen und die Kompetenz

des Pro Familia Verbandes in die Welt hinaus!

Alte Ausgaben des Pro Familia Magazins zum Sonderpreis

Liebe Leserinnen und Leser,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

ÉDas ProFa-Magazin vermag wie kein anderes Medium die vielseitige Arbeit des Verbandes darzustellen und

publik zu machen. Die Fachzeitschrift, die den Namen des Verbandes trÜgt, transportiert auch die Leistungen und

die Kompetenz des Verbandes in die Welt.Ö (Kathrin Rohnstock, Redaktionsmitglied und stellvertretende

Bundesvorsitzende von Pro Familia)

Aus AnlaÑ des 30jÜhrigen JubilÜums der internationalen Familienplanung mâchte der Psychosozial-Verlag den Pro

Familia Verband, seine Landes- und OrtsverbÜnde, seine Beratungsstellen, seine ehrenamtlichen und seine haupt-

amtlichen Mitarbeiter dabei unterstÅtzen, Ihre Anliegen in der Çffentlichkeit zu prÜsentieren: Nutzen Sie das Pro

Familia-Magazin fÅr Ihre Offentlichkeitsarbeit vor Ort. Wir machen Ihnen dazu folgendes Angebot:

Wir bieten Ihnen das ProFa-Magazin zu einem Sonderpreis von 1,-- DM pro Heft (plus Porto) an. Sie kânnen die

Hefte in Ihrer Beratungsstelle und bei âffentlichen Veranstaltungen kostenlos auslegen, gegen eine SchutzgebÅhr

abgeben oder auch zum regulÜren Preis weiterverkaufen. Vom aktuellen Heft haben wir speziell fÅr diese Aktion

eine hâhere Auflage drucken lassen. Die Gelegenheit, das Profa-Magazin fÅr ihre Offentlichkeitsarbeit zu erwer-

ben, wird jedenfalls nie wieder so gÅnstig sein wie mit diesem Angebot.

Die Mindestbestellmenge pro Ausgabe betrÜgt 10 Exemplare. Wir berechnen pro Heft 1,-- DM (Doppel-Hefte

1,50DM) plus Porto. Diese Aktion ist bis zum 31. 3. 99 befristet. Kopieren Sie diese Seite und Sie faxen uns Ihre

Bestellung.

Ihr Psychosozial-Verlag

Hiermit bestelle ich die folgenden Hefte (Mindestbestellmenge pro Ausgabe 10 Exemplare!) zum Preis von 1,- DM

(Doppel-Hefte 1,50 DM) pro Heft (+Porto).

Nr. | Anzahl Titel



5ELKE GARBE

Martha

Psychotherapie eines

MÜdchens nach

sexuellem MiÑbrauch

infÅhlsam und parteilich

wird die Entwicklung Mar-

thas vom ersten Praxis-

besuch bis zur letzten The-

rapiestunde geschildert.

Durch dezidierte Beschrei-

bungen der konkreten Me-

thoden therapeutischer Ar-

beit ist es ein spannendes

und qualifiziertes Fachbuch

fÅr PÜdagoginnen und

Psychologinnen.

2. Aufl. 1993, 144 S., illustr.

25 DM, 23 sFr, 183 65

ISBN 3-926549-49-1

Best.-Nr. 54

ELKE GARBE,

KIKI SUèREZ

Anna

in der Hâhle

Ein pÜdagogisch-thera-

peutisches Bilderbuch mit

Begleitheft fÅr Erwachsene

E"\ wird die Geschichte

von Anna, wie sie ver-

sucht, damit fertig zu wer-

den, daÑ ihr Vater sie miÑ-

braucht, und wie sie jeman-

den findet, der ihr dabei hilft.

ab Vorschulalter

1994, 48 S. (Begleitheft 24 S.)

ISBN 3-926549-87-4

Best.-Nr. 87

Juristische Mâglichkeiten

zum Schutz sexuell miÑbrauchter

MÜdchen und Jungen

ieses Buch ist ein Leitfaden fÅr das prak-

tische Vorgehen im Einzelfall.

Es erlÜutert die einschlÜgigen Gesetzes-

vorschriften anhand von fiktiven FÜllen unter

BerÅcksichtigung der aktuellen Literatur und

der neuesten Rechtsprechung.

1998, ca. 300 S.

29,80 DM, 27,50 sFr, 218 âS

ISBN 3-930405-43-1

Best.-Nr. 143

Bitte bestellen Sie Åber den Buchhandel oder

direkt beim Verlag, z.B. Åberês Internet:

http://www.votum-verlag.de

|

VOTUM

Votum Verlag GmbH

Grevener StraÑe 89-91

D-48159 MÅnster

Tel. (0251) 2791-91 - Fax -88

e-mail: mmegler@votum-verlag.de


